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Liebe Leserinnen und Leser,

während Sie diese Doppelausgabe der 
NaVKV erhalten, läuft in der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und Kata-
sterverwaltung (VKV) die Umstellung 
der Nachweise auf AFIS-ALKIS-ATKIS 
auf Hochtouren. Die in den Nachweisen 
der VKV geführten Daten werden künf-
tig nutzerorientiert deutschlandweit 
in einem einheitlichen Datenformat in 
Informationssystemen digital weiterver-
arbeitungsfähig bereitgestellt. Auf die 
Daten kann künftig über Webdienste 
und Webanwendungen im Internet un-
ter Wahrung der datenschutzrechtlichen 
Belange online zugegriffen werden. Die 
VKV stellt sich damit den Herausforde-
rungen des digitalen 21. Jahrhunderts. 
Als aktuell geführter amtlicher Nachweis 
können die Geobasisdaten so ihrer Rolle 
als wesentliche Grundlage für Geodaten-
infrastrukturen gerecht werden.
 

Dieses Projekt ist vom Umfang und von 
den daraus erwachsenden Möglichkeiten 
nahezu mit der für eine gerechte Besteu-
erung des Grund und Bodens erfolgten 
Einrichtung des Liegenschaftskatasters 
Ende des 19. Jahrhunderts vergleichbar. 
Die Umstellung auf AFIS-ALKIS-ATKIS 
erfordert von den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern große Anstrengungen 
und viel Kraft. Erschwerend werden in 
Niedersachsen zeitgleich die Sparmaß-
nahmen der Verwaltungsmodernisie-
rung-Phase III im personellen Bereich 
unter Ermöglichung des einstweiligen 
Ruhestandes für Beamtinnen und Beam-
te umgesetzt. Damit verlässt erhebliches 
Know-How  die VKV vor Erreichen der 
üblichen Altersgrenze. Neueinstellungen 
in begrenzter Anzahl können den Perso-
nalabbau lediglich abmildern.

In dieser Ausgabe der NaVKV werden die 
Entwicklung der VKV dargelegt und de-
ren Zukunftsperspektiven aufgezeigt. Ei-
ne weitere Standortbestimmung erfolgt 
für den Bereich der Grundstückswerter-
mittlung: Die Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte blicken deutschland-
weit auf ihr 50-jähriges Bestehen zurück. 
Zwei Beiträge der NaVKV befassen sich 
mit der Entstehung der Katasterämter 
und gehen auf die Wertung der Nach-
weise des Liegenschaftskatasters mit Fo-
kus auf ältere Unterlagen ein.  

Berichte über die Entwicklung des 
Grundstücksmarktes in Niedersachsen, 
über das Gesundheitsmanagement, das 
Berichtswesen/KLR in der VKV, eine Fort-
bildung sowie die Positionspapiere von 
ADV/BDVI sowie weitere Informationen 
geben einen guten Überblick über die 
vielfältigen Aktivitäten der VKV. 

Viel Spaß beim Lesen!

Ihr

Siegmar Liebig
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mit den raumbezogenen Geobasisdaten 
auch neue Anwendungen erschlossen 
und Märkte aktiviert.

Somit lässt sich für den Bereich des Lie-
genschaftskatasters und damit der Ei-
gentumssicherung in unserem Lande 
eindeutig feststellen, dass die wesent-
lichen Inhalte und Aufgaben, die mit der 
preußischen Grundsteuergesetzgebung 
vor 150 Jahren ihren Anfang genommen 
und sich seitdem beständig weiterentwi-
ckelt haben, auch in der Zukunft unver-
zichtbar sind.

Wohin sich das Liegenschaftskataster in 
Zukunft entwickeln kann, soll anhand 
der gesellschaftlichen, politischen und 
technologischen Rahmenbedingungen 
aufgezeigt werden, die überwiegend 
nicht katastertechnischer Natur sind. So 
werden der Aufbau der Vermessungs- 
und Katasterverwaltungen und die Auf-
gabenwahrnehmung in den Ländern 
durch die sich wandelnden politischen 
Vorgaben und durch Sparzwänge der öf-
fentlichen Haushalte großen Ausmaßes, 
verbunden mit ständigen Forderungen 
nach weiteren Verwaltungsmodernisie-
rungen auf allen Ebenen, bestimmt.

Politische Rahmenbedingungen 
und deren Auswirkungen

Die politischen Rahmenbedingungen 
sind von dem Zwang zur Sanierung der 
öffentlichen Haushalte geprägt. Der 
Staat soll effizienter arbeiten und sich 
auf seine Kernkompetenzen konzentrie-
ren. Öffentliche Aufgaben sollen in zu-
nehmendem Maße durch den privaten 
Sektor wahrgenommen werden.

Das Vermessungswesen verbleibt in der 
Zuständigkeit der Länder. Das ist das 
wichtigste Ergebnis der Föderalismus-
kommissionen I und II, die sich mit der 
Aufgabenverteilung und den Finanzbe-
ziehungen zwischen dem Bund und den 
Ländern befasst haben. Als Konsequenz 
aus den Diskussionen hierzu haben die 

Liegenschaftskataster, quo vadis?

Von Wolfgang Draken, Siegmar Liebig, Sandra Rausch, Rolf Ueberholz, Stefan Willgalis
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Der Beitrag basiert auf einem Vortrag 
von Wolfgang Draken als AdV-Vorsit-
zenden im Rahmen des Festkolloquiums 
„150 Jahre Liegenschaftskataster in der 
Region Berlin/Brandenburg“ des Lan-
desvereins DVW Berlin-Brandenburg am  
20. Mai 2011 in Berlin, ergänzt um den 
Sachstand in der Niedersächsischen Ver-
messungs- und Katasterverwaltung.

Zusammenfassung

Das Liegenschaftskataster trägt als Teil 
der staatlichen Infrastruktur zur Rechts-
sicherheit an Grund und Boden bei und 
ist auch in Zukunft unverzichtbar. Mit 
Einführung der Informationssysteme 
AFIS-ALKIS-ATKIS und den darauf aufset-
zenden webbasierten Geodatendiensten 
sind die Weichen für die Zukunft ge-
stellt. Durch die Vereinbarung von Ko-
operationen und einheitlichen Standards 
sichert die Arbeitsgemeinschaft der 
Vermessungsverwaltungen der Länder 
der Bundesrepublik Deutschland (AdV) 
bundesweit nachhaltig die Qualität der 
Geobasisdaten. Letztendlich werden die 
politischen Rahmenbedingungen, das 
gesamtgesellschaftliche Staatsverständ-
nis und die Entwicklung der öffentlichen 
Haushalte die Zukunft der Vermessungs- 
und Katasterverwaltungen und den Um-
fang der Aufgabenwahrnehmung prä-
gen.

Einleitung

Das Liegenschaftskataster hat eine be-
eindruckende Entwicklung vom Steu-
erkataster zur Geodateninfrastruktur 
erfahren. Die vielfältigen Anwendungs-
möglichkeiten für Liegenschaftsinforma-
tionen, die sich zunehmend weiter ent-
wickeln, erlauben einen optimistischen 
Blick in die Zukunft.

Das Liegenschaftskataster ist als flächen-
deckender, aktueller und zuverlässiger 
Nachweis der Flurstücke und Gebäude 
anerkannt. Die Daten des amtlichen Ver-
messungswesens, unsere Geobasisdaten, 
werden von den verschiedensten Ver-
waltungen, von der Wirtschaft, der Wis-
senschaft sowie den Bürgerinnen und 
Bürgern genutzt.

Die Eigentümerangaben, die tatsäch-
lichen Nutzungen, die Bodenschätzungs-
ergebnisse und die Hinweise auf öffent-
lich-rechtliche Festlegungen werden 
durch die Vermessungs- und Katasterver-
waltung (VKV) in Informationssystemen 
interessenneutral, flächendeckend und 
nachhaltig – den prägenden Merkmalen 
amtlicher Qualität – geführt und bereit-
gestellt; selbstverständlich unter Berück-
sichtigung des berechtigten Interesses 
bei den personenbezogenen Angaben. 

Die Liegenschaftsinformationen sind 
dabei in den amtlichen Bezugssystemen 
georeferenziert, auf denen heute in der 
Regel auch die Fachinformationen auf-
bauen. Insbesondere der Siegeszug der 
satellitengestützten Navigationssysteme 
und der darauf basierenden Verfahren 
zur Georeferenzierung schaffte im letz-
ten Jahrzehnt bis weit in den privaten 
Sektor hinein eine ideale Voraussetzung, 
die Bedeutung der Geobasisdaten des 
amtlichen Vermessungswesens zu do-
kumentieren. Damit sind bereits jetzt 
die Bedingungen für eine rechtssichere 
raumbezogene Infrastrukturplanung, 
für Standort- und Investitionsentschei-
dungen, erfüllt. Darüber hinaus werden 
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destens der natürlichen Personalfluktu-
ation und führt damit quasi zu einem 
Einstellungsstopp.

Rasante technische Innovationen und ein 
dramatischer Auftragsrückgang lassen 
Personaleinsparungen auf den ersten 
Blick gerechtfertigt erscheinen. Dies darf 
jedoch keinesfalls zu einem Verzicht auf 
Neueinstellungen führen. Das Liegen-
schaftskataster heutiger Prägung zieht 
einen Großteil seiner Bedeutung aus 
einer gelungenen Integration in E-Gov-
ernment, verbunden mit der ständigen 
Weiterentwicklung und Anwendung 
neuester Technologien.

Ein „Quo vadis, Liegenschaftskataster?“ 
kann daher nur positiv beantwortet 
werden, wenn der hierzu erforderliche 
Wissenstransfer von Hochschulen und 
Technikerausbildung in die praktische 
Anwendung durch kontinuierliche Neu-
einstellungen auch bei erforderlichem 
Personalabbau weiter vorgenommen 
werden. Dies ist eine existentielle Forde-
rung für die gesamte VKV, der sich nicht 
nur die Repräsentanten der öffentlichen 
Verwaltung anschließen sollten.

Open Government

Unter dem Stichwort Open Govern-
ment wird die Entwicklung zur Bürger-
gesellschaft mit den Forderungen nach 
Transparenz, Teilhabe und Kooperation 
propagiert1. Die EU-Richtlinie INSPIRE 
unterstützt insbesondere im Bereich 
der Umweltinformationen diese gesell-
schaftliche Entwicklung mit dem kosten-
losen Angebot von Darstellungsdiensten. 
Die Vermessungsverwaltungen sehen 
sich mit Forderungen konfrontiert, u. a. 
Luftbilder in geringerer Auflösung für 
OpenStreetMap kostenlos bereitzustel-
len.

Open Government zielt ursprünglich auf 
die Transparenz des Regierungshandelns 
ab2. Bürgerinnen und Bürger sollen bes-
sere Beteiligungsmöglichkeiten an Ent-
scheidungsprozessen der Politik und 
Verwaltung erhalten. Von der Forderung 
nach Open Data sind öffentliche Doku-

hervor. Die Daten des Liegenschaftska-
tasters sind nicht Bestandteil des vorlie-
genden Gesetzentwurfes.

Verwaltungsaufbau und 
-modernisierung

Die staatliche Verwaltung muss ihre Auf-
gabenwahrnehmung ständig überprü-
fen und optimieren. Unter dem Leitbild 
eines effizienten Staates sind der Bund, 
die Länder und die Kommunen von den 
Bestrebungen zur Verwaltungsmoder-
nisierung geprägt. Die Aufbauorgani-
sation der Vermessungs- und Kataster-
verwaltungen hat sich in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich entwickelt und 
ist inzwischen nicht mehr vergleichbar. 

Neben die klassischen zwei- oder drei-
stufigen Landesbehörden sind kommu-
nalisierte Ortsinstanzen und Integrati-
onsbehörden getreten. Die Integrations-
behörden fassen die Kataster- und die 
Landesvermessungsbehörden zusammen 
und bilden damit organisatorisch den 
einheitlichen Ansatz des AAA-Modells 
ab. In mehreren Ländern ist auch die 
Landentwicklung in die Integration der 
Geoinformationsbehörden einbezogen. 
Zu den klassisch kameralistisch geführten 
Behörden sind budgetierte Behörden so-
wie Eigen- und Landesbetriebe als neue 
moderne Wirtschaftsformen hinzu ge-
kommen.

Unabhängig von der Organisations- und 
Wirtschaftsform findet in allen Verwal-
tungen seit Jahren ein erheblicher Per-
sonalabbau statt, der in vielen Bundes-
ländern in den letzten 10 Jahren nahezu  
30 % erreicht hat und teilweise sogar 
übersteigt. Dies entspricht häufig min-

für das Vermessungs- und Geoinforma-
tionswesen zuständigen Staatssekretä-
rinnen und -sekretäre die AdV beauf-
tragt, einen Vorschlag für eine länder-
übergreifende Kooperation vorzulegen. 

Diesem Beschluss sind die Länder mit 
der Verwaltungsvereinbarung über die  
Kooperation im amtlichen deutschen 
Vermessungswesen nachgekommen, die 
am 8. Dezember 2010 in Kraft getreten 
ist. Mit der Verwaltungsvereinbarung 
wurde der Lenkungsausschuss Geobasis 
(LA Geobasis) eingerichtet, in dem al-
le Länder vertreten sind. Während die 
strategische Ausrichtung des amtlichen 
deutschen Vermessungswesens weiter-
hin durch die AdV bestimmt wird, opti-
miert die Verwaltungsvereinbarung die 
einheitliche, flächendeckende und effek-
tive Umsetzung dieser Strategien in den 
Ländern. Durch länderübergreifende 
Projekte sollen Synergieeffekte erzielt 
werden, indem sich die Länder verstärkt 
an Kooperationsmodellen beteiligen.

Die Umsetzung von Strategien der AdV 
– wie sie in den letzten Jahren beispiels-
weise im Bereich der Bereitstellung des 
bundesweit verfügbaren Satellitenpo-
sitionierungsdienstes SAPOS oder eines 
einheitlichen digitalen Landschaftsmo-
dells, der Neufassung der Geobasisda-
tenbeschreibung im AAA-Projekt und 
der Einbeziehung der Vorgaben durch 
die INSPIRE-Richtlinie vollzogen wurden 
– ist mit dem in der Verwaltungsverein-
barung aufgestellten Regelwerk deutlich 
schneller und effizienter zu gestalten. 

Das amtliche Vermessungswesen befasst 
sich derzeit intensiv mit einem Gesetz-
entwurf des Bundesinnenministeriums 
für ein Bundesgeoreferenzdatengesetz. 
Das Gesetz soll die Grundlage für die zur 
Deckung des eigenständigen Bedarfs des 
Bundes notwendigen geodätischen Re-
ferenzsysteme und -netze sowie geoto-
pographischen Referenzdaten schaffen. 
Die Länder beteiligen sich mit Stellung-
nahmen an dem Gesetzesvorhaben. Da-
bei wird die Einhaltung der bundesweit 
einheitlichen AdV-Standards gefordert. 
Die Länder heben gegenüber dem Bund 
ihre Zuständigkeit für die Geobasisdaten 
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karte (ALK) wurden in einem Projekt 
die Anforderungen der Nutzer an die 
ALK ermittelt5. Mit der Definition der 
Genauigkeitsanforderungen wurden 
die Voraussetzungen für einen landes-
weiten Qualitätsstandard geschaffen. 
Die Handlungsempfehlungen zur qua-
litativen Verbesserung der ALK wurden 
durch Runderlass des MI verbindlich ein-
geführt6.

Über den ALKIS-Grunddatenbestand 
wird ein länderübergreifend identischer 
Nachweis der Flurstücke und Gebäude 
gewährleistet. Damit können überre-
gional tätige Nutzer standardisierte 
Produkte in einer einheitlichen Ausga-
beform entsprechend dem ALKIS-Si-
gnaturenkatalog erhalten. Die Liste der 
Produkte, die bundesweit einheitlich 
aus ALKIS abgeleitet werden können, ist 
lang. Sie geht über den klassischen Lie-
genschaftskatasterauszug weit hinaus. 
Für spezifische Anwendungsbereiche 
werden marktgerecht entwickelte, kon-
fektionierte Produkte angeboten, wie 
beispielsweise amtliche Hauskoordina-
ten und Hausumringe. Der Vertrieb wird 
länderübergreifend abgestimmt.

Harmonisierung und Abstimmung

Das Liegenschaftskataster verfügt über 
eine permanente Fachkommunikation 
mit der Landentwicklungsverwaltung 
und der Grundbuchverwaltung, um die 
Übereinstimmung der Verzeichnisse zu 
erhalten. Der Automatisierungsgrad der 
Datenübermittlung unterscheidet sich 
dabei in den Ländern. ALKIS erlaubt den 
automatisierten Datenaustausch mit 
dem in der Entwicklung befindlichen 
Landentwicklungs-Fachinformationssys-
tem LEFIS, das den Konventionen des 
AAA-Modells entspricht. Der Datenaus-
tausch mit der Grundbuchverwaltung 
erfolgt auch nach der ALKIS-Einführung 
zunächst über die bisherigen Schnitt-

mente, Haushaltspläne und Statistiken 
betroffen, die nach den Grundprinzipien 
für Open Data u. a. in einem einheit-
lichen Datenformat maschinenlesbar 
bereitgestellt werden sollen. Dem Da-
tenschutz unterliegende Daten, d. h. die 
Eigentümerangaben im Liegenschaftska-
taster, zählen ausdrücklich nicht zu den 
öffentlichen Daten im Sinne des Open 
Governments.

Ob die Geobasisdaten zu den Open Da-
ta zählen und frei zugänglich gemacht 
werden sollen, ist letztendlich eine po-
litische Entscheidung. Bislang überwiegt 
das Verständnis, Geodaten als Wirt-
schaftsgut zu betrachten. Der Aufwand 
für die Bereitstellung ist durch den Ver-
ursacher zu tragen. Andernfalls müssten 
die wegfallenden Einnahmen der Ver-
messungsverwaltungen durch höhere 
Zuführungen aus den öffentlichen Haus-
halten ausgeglichen werden.

In der Frage der Gebühren und Nut-
zungsrechte müssen sich die in der AdV 
vertretenen Vermessungsverwaltungen 
gemeinsam strategisch aufstellen, um 
auch unter dem Gesichtspunkt Open  
Government eine bundesweit einheit-
liche Regelung der Bereitstellung von 
Geobasisdaten zu erreichen.

Die im Niedersächsischen Gesetz über 
das amtliche Vermessungswesen 
(NVermG) enthaltene Regelung über 
die Bereitstellung von Angaben und 
Standardpräsentationen wird im Zuge 
der gegenwärtigen Vorarbeiten zu ei-
ner möglichen Neufassung des Gesetzes 
überprüft. Für eine generelle kosten-
freie Abgabe besteht dabei jedoch kein 
Handlungsspielraum.

Technologische Entwicklungen

Die Zukunft beginnt mit AAA

Eines der wichtigsten AdV-Projekte wird 
nach über zehn Jahren Entwicklungsar-
beit Realität. Mit der schrittweisen Ein-

Draken, Liebig, Rausch, Ueberholz, Willgalis, Liegenschaftskataster, quo vadis?

führung der Informationssysteme AFIS, 
ALKIS und ATKIS in den Ländern beginnt 
die Zukunft. Dies spiegelt sich in dem Pa-
radigmenwechsel wider, Geobasisdaten 
des amtlichen Vermessungswesens in 
einem ganzheitlichen objektbasierten 
Modell zu beschreiben3. Die Basisinfor-
mationen des Liegenschaftskatasters, 
der Geotopographie und des Raumbe-
zugs werden darin auf der Grundlage 
eines einheitlichen geodätischen Bezugs-
systems anwendungsneutral dargestellt.

Mit dem AAA-Einführungserlass4 wird 
das Amtliche Liegenschaftskatasterin-
formationssystem (ALKIS) schrittweise 
für die Zuständigkeitsbereiche der Re-
gionaldirektionen des Landesamtes für 
Geoinformation und Landentwicklung 
(LGLN) eingeführt. Zeitgleich erfolgt der 
Wechsel vom bisherigen Lagestatus 100 
in das Landesbezugssystem ETRS89/UTM. 
Die Daten des niedersächsischen Fest-
punktfeldes sind bereits im Amtlichen 
Festpunktinformationssystem (AFIS) 
verfügbar. Mit der Migration des ATKIS-
Basis-DLM in das AAA- Datenmodell im 
Landesbezugssystem ETRS89/UTM wur-
de das Amtliche Topographisch-Karto-
graphische Informationssystem (ATKIS) 
eingeführt. Die Digitale Topographische 
Karte 1:25 000 (DTK25) wird mit der Ak-
tualisierungsperiode blattweise in das 
neue Datenmodell überführt. Die Mi-
gration des DLM50 mit der DTK50 und 
der DTK100 wird im zweiten Halbjahr 
2011 beginnen.

Mit dem Amtlichen Liegenschaftska-
tasterinformationssystem (ALKIS) wird 
durch die Zusammenführung des Liegen-
schaftsbuchs und der Liegenschaftskar-
te die automationsgestützte integrierte 
Führung des Liegenschaftskatasters er-
möglicht. Ein digitales, koordinatenba-
siertes Liegenschaftskataster erfordert 
weitere Maßnahmen zur Qualitätsver-
besserung, wie beispielsweise die Iden-
tität zwischen Zahl und Karte herzustel-
len.

Für die geometrische Qualitätsverbes-
serung der in Niedersachsen weitest-
gehend durch Digitalisierung entstan-
denen Automatisierten Liegenschafts-
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über dem replikaten Datenaustausch 
deutlich weniger Ressourcen bei den 
Nutzern. Der Aufwand für die Daten-
lieferanten bei der Datenbereitstellung 
wird erheblich reduziert.

Die Vermessungs- und Katasterverwal-
tungen der Länder sind dabei, zeitnah 
durchgängig bundesweit einheitliche 
Produkte der AAA-Produktfamilie im 
Netz verfügbar zu machen. Für das 
Liegenschaftskataster ist hierbei von 
besonderer Bedeutung, dass die Anfor-
derungen des Datenschutzes und der 
Datensicherheit bei der Bereitstellung 
personenbezogener Angaben in ALKIS 
gesetzeskonform berücksichtigt werden.

Bei den webbasierten Geodatendiensten 
sind der Web Map Services (WMS) und 
der Web Feature Services (WFS) zu un-
terschieden8. Web Map Services sind als 
Darstellungsdienst ausgelegt. Aus den 
verfügbaren Geodaten wird ein Kar-
tenausschnitt generiert. Dieser wird im 
Allgemeinen georeferenziert in einem 
Rasterdatenformat bereitgestellt. Die 
Kartenausschnitte können in jedem 
Web-Browser dargestellt werden.

Web Feature Services beziehen sich da-
gegen ausschließlich auf Vektordaten 
und ermöglichen sowohl einen lesenden 
als auch einen schreibenden Zugriff auf 
die Objekte. Nutzer können die Vek-
tordaten visualisieren, analysieren und 
weiterverarbeiten. Darüber hinaus ist 
eine interaktive Bearbeitung möglich. 
Geodaten können eingefügt, bearbei-
tet und entfernt werden. Sowohl WMS 
als auch WFS können über verschiedene 
Clients genutzt und in die jeweilige GIS-
Umgebung eingebunden werden.

der als Level of Detail 1 (LoD1) bezeich-
neten Block- oder Klötzchenmodelle 
soll ab 2013 bundesweit einheitlich be-
reitgestellt werden. Die Fertigstellung 
der zweiten Realisierungsstufe mit dem 
Level of Detail 2, in dem die Blockmo-
delle um Standarddachformen ergänzt 
werden, soll erst nach 2013 präzisiert 
werden7.

Das Verfahren zum Aufbau, zur Führung 
und zur Aktualisierung von flächen-
deckenden dreidimensionalen Gebäu-
demodellen mit dem Detaillierungsgrad 
1 wird gegenwärtig im LGLN untersucht. 
Für die Ableitung der Gebäudeobjekte 
werden Hausumringe aus dem Liegen-
schaftskataster und die Gebäudehö-
hen benötigt. Die Datengrundlage für 
die Erhebung der Gebäudehöhen muss 
in Niedersachsen mit einem automati-
onsgestützten Verfahren der digitalen 
Bildkorrelation auf der Basis der orien-
tierten Luftbilder geschaffen werden, 
da keine flächendeckenden, von Flug-
zeugen aus erhobenen Laserscanning-
Daten verfügbar sind. Unter der Vo-
raussetzung, dass die finanziellen und 
personellen Ressourcen zur Verfügung 
stehen, wird angestrebt, mit der Ablei-
tung der Gebäudemodelle aus den in 
2011 aufgenommenen Luftbildern zu 
beginnen.

Webbasierte Geodatendienste

Der einfache Zugang zu den Geobasis-
daten ist der Schlüssel zur Nutzerakzep-
tanz und für eine funktionierende Geo-
dateninfrastruktur. Webbasierte Geoda-
tendienste vereinfachen den Zugang, 
ermöglichen die aktuelle, performante 
Suche und Darstellung sowie das por-
tionierte Herunterladen von Geodaten 
entsprechend den Vorgaben der INSPIRE 
Richtlinie. Die Bereitstellung über web-
basierte Geodatendienste bindet gegen-

stellen. Erst mit dem in der Entwicklung 
befindlichen datenbankgestützten EDV-
Grundbuch (EGB) werden weiterge-
hende Konzepte realisierbar. Die AdV 
wirkt in der Projektgruppe ALKIS/LEFIS/
EGB daran mit, die fachlichen und recht-
lichen Voraussetzungen für den Daten-
austausch zwischen ALKIS, LEFIS und 
dem EDV-Grundbuch zu schaffen. 

Die niedersächsische Vermessungs- und 
Katasterverwaltung hat die Datenaus-
tauschverfahren in Übereinstimmung 
mit den AdV-Entwicklungen umgesetzt. 
Es besteht eine langjährige erfolgreiche 
Zusammenarbeit mit dem Servicezen-
trum Landentwicklung und dem zen-
tralen IT-Betrieb der niedersächsischen 
Justiz. Die Datenübermittlung erfolgt 
durchgehend automatisiert, mit dem 
Servicezentrum Landentwicklung anlass-
bezogen und mit der Grundbuchverwal-
tung praktisch permanent.

Dreidimensionale Informationen im Lie-
genschaftskataster

Die Führung der Geobasisdaten als 
Kernaufgabe des amtlichen deutschen 
Vermessungswesens schließt die drit-
te Dimension ein. Wurden für größere 
Bauvorhaben und raumbezogene Pla-
nungen bislang getrennte Lage- und Hö-
heninformationen verwendet, erfordern 
Anwendungen zunehmend dreidimensi-
onale Gebäude- und Stadtmodelle. 

Das Spektrum der Anwendungen reicht 
von der Visualisierung für touristische 
Zwecke und für die Bürgerbeteiligung 
über die Analyse von Abstands- und 
Sichtbeziehungen, z. B. für Solarpo-
tentialanalysen, bis zur Berechnung 
und Simulation der Ausbreitung von 
Schallimmissionen und Luftschadstoff-
konzentrationen. Um die Kundenanfor-
derungen zu erfüllen, strebt die AdV an, 
3D-Gebäudemodelle in zwei Stufen zu 
realisieren. Die erste Realisierungsstufe 
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Boden zum Gegenstand haben, in der 
Geodateninfrastruktur zur Verfügung, 
lassen sich diese in die Nachweise des 
Liegenschaftskatasters einbinden. Die 
nachrichtlich geführten Hinweise auf öf-
fentlich-rechtliche Festlegungen können 
direkt von den zuständigen Behörden 
aktuell bezogen werden.

Bei dem Aufbau moderner E-Govern-
ment-Strukturen können Geobasisdaten 
in die Verwaltungsprozesse integriert 
werden. Das Anwendungsspektrum 
reicht dabei von der einfachen Anfahrts-
skizze bis zum Zuständigkeitsfinder nach 
der EU-Dienstleistungsrichtlinie.

Rechtliche Beschränkungen

Im Zusammenhang mit der Einführung 
von Google Street View in Deutschland 
sind Geodaten in die Diskussion um den 
Schutz personenbezogener Daten einbe-
zogen worden.

Eine vom Bundesrat beschlossene Än-
derung des Bundesdatenschutzgesetzes 
wird von der Bundesregierung nicht 
weiter verfolgt. Stattdessen hat der Bun-
desinnenminister am 20. September 2010 
zu einem „Spitzengespräch zu Digitali-
sierung von Stadt und Land – Chancen 
und Grenzen von öffentlichen und pri-
vaten Geodatendiensten“ eingeladen. 
Die AdV war dabei durch den Vorsitzen-
den vertreten. Der Bundesinnenminister 
vertraute dabei auf eine Selbstregulie-
rung der Industrie. Die IT-Branche hat ei-
nen entsprechenden Datenschutzkodex 
zum IT-Gipfel am 7. Dezember 2010 in 
Dresden vorgelegt10.

Mit einem Gesetzentwurf zum Daten-
schutz im Internet beabsichtigt das Bun-
desinnenministerium11, eine „rote Linie“ 

Die Einrichtung eines Web Map Services 
ist technisch sowohl einfacher als auch 
schneller zu realisieren als die eines Web 
Feature Services und wird zurzeit noch 
verstärkt betrieben. Grundsätzlich ist 
es jedoch wirtschaftlicher, Web Feature 
Services einzurichten und die Web Map 
Services dann daraus abzuleiten. Für  
ALKIS wurde durch die AdV bereits ein 
zur GeoInfoDok 6.0 konformer Web Map 
Service definiert, die Beschreibung eines 
einheitlichen Web Feature Services ist in 
Arbeit. Für ATKIS sind in allen Bundeslän-
dern Web Map Services vorhanden. Ge-
genwärtig erarbeitet die AdV in enger 
Zusammenarbeit zwischen den Ländern 
und dem Bund einen deutschlandweit 
einheitlichen Webdienst auf Basis des 
ATKIS-DLM, der dann sowohl in ein Geo-
portal des Bundes als auch in ein Geo-
portal der GDI-DE einfließen kann.

Parallel zur Einführung von ALKIS in 
den niedersächsischen Katasterämtern 
werden die AAA-Webdienste Schritt für 
Schritt in einer Anfangsbetriebsfähig-
keit zur Verfügung gestellt. Damit stellt 
Niedersachsen als eines der ersten Län-
der ALKIS-konforme Web Map Services 
und Web Feature Services bereit. Web-
dienste für AFIS und ATKIS werden das 
Angebot ergänzen.

Insgesamt sind das jedoch nur Zwischen-
schritte auf dem Weg zu einem einheit-
lichen – auf den Grundgedanken des 
AAA-Datenmodells basierenden – AAA-
Webdienstes als Web Feature Service 
mit einem daraus zu generierenden Dar-
stellungsdienst. In diesen Diensten wer-
den dann die Geobasisinformationen 
gemeinsam bereitgestellt. Gemeinsam 
heißt, dass Nutzer in Abhängigkeit vom 
gewählten Maßstab Flurstücksnummern, 
landschaftsbeschreibende Informationen 

der Topographie oder auch Koordinaten 
und andere Punktinformationen erhal-
ten können. Dabei sind individuelle Dar-
stellungen der Daten realisierbar. Neben 
der technischen Realisierung werden 
hier verstärkt lizenz- und datenschutz-
rechtliche Belange zu berücksichtigen 
sein. Der Weg ist beschwerlich und wird 
noch einige Jahre in Anspruch nehmen. 

Das Ergebnis gibt aber die Antwort auf 
die eingangs gestellte Frage „Quo vadis, 
Liegenschaftskataster?“. Die Zukunft des 
Liegenschaftskatasters liegt in den durch 
das AAA-Datenmodell gegebenen Mög-
lichkeiten einer einheitlichen webbasier-
ten Bereitstellung als Bestandteil eines 
modernen E-Governments.

Die AAA-Webdienste vereinfachen den 
Zugang zu den Geobasisdaten und wer-
den damit zu einem grundlegenden Bau-
stein der Geodateninfrastruktur. Bei dem 
Aufbau der Geodateninfrastrukturen 
übernehmen die Vermessungs- und Geo-
informationsverwaltungen oftmals eine 
koordinierende Rolle.

Mit der Steuerung und strategischen 
Koordinierung der Niedersächsischen 
Geodateninfrastruktur ist der Lenkungs-
ausschuss GDI-NI beauftragt. Der inter-
ministerielle Ausschuss steht unter der 
Leitung des für die Vermessungs- und 
Katasterverwaltung zuständigen In-
nenministeriums. Für die operationelle, 
technische Koordinierung ist die Koor-
dinierungsstelle GDI-NI im Geschäfts-
bereich Landesvermessung und Geoba-
sisinformation des LGLN eingerichtet 
worden9.

Mit den technischen Möglichkeiten und 
den Geobasisdaten erhalten die Vermes-
sungs- und Katasterverwaltungen eine 
zentrale Rolle als GIS-Dienstleister inner-
halb der Landes- oder Kommunalverwal-
tungen. Andere Fachverwaltungen kön-
nen bei der Realisierung AAA-kompatib-
ler Fachinformationssysteme unterstützt 
werden.

Stehen raumbezogene Daten der Fach-
verwaltungen, die die Nutzung und Nut-
zungsbeschränkungen von Grund und 
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Aktuelle Entwicklungen erfordern die 
ständige Anpassung des Liegenschafts-
katasters. Dabei muss der Blick über die 
Landesgrenzen hinaus auf die angren-
zenden Staaten und auf europäische Ent-
wicklungen gerichtet werden. Die Auf-
nahme von Liegenschaftsinformationen 
in die Anhänge II und III der INSPIRE- 
Richtlinie hat gezeigt, dass eine euro-
paweite Abstimmung von Themen und 
Standards auch im Liegenschaftskataster 
erforderlich ist. 

Alle genannten Bereiche sind in Angriff 
genommen worden oder werden wei-
terentwickelt. Das Liegenschaftskataster 
ist ein integraler und nicht ersetzbarer 
Baustein in unserem Rechts- und Wirt-
schaftssystem. Es hat eine besondere 
Bedeutung bei der Sicherung des Wirt-
schaftsstandortes Deutschland. Es wird 
diese Rolle auch zukünftig behalten und 
sich – den Anforderungen eines moder-
nen E-Governments entsprechend – wei-
terentwickeln.

Die Reform der Bund/Länder-Bezie-
hungen hat an der Zuständigkeit der 
Länder für das Vermessungswesen nichts 
geändert. Die ständige Modernisierung 
des Verwaltungsaufbaus und die Einfüh-
rung betriebswirtschaftlicher Elemente 
bestimmen zwar die Arbeitsprozesse in 
den Vermessungsverwaltungen, stellen 
aber das Liegenschaftskataster an sich 
nicht in Frage. Dies gilt auch für die 
zunehmende Aufgabenwahrnehmung 
durch Aufgabenträger nach den Vermes-
sungs- und Katastergesetzen.

Wichtig ist nur im Interesse der Bürge-
rinnen und Bürger sowie der Wirtschaft, 
dass die hohe Qualität der Geobasis-
daten gewährleistet ist. Durch eine aus-
reichende Vertretung in der Fläche sollte 
der Kundenservice sichergestellt sein.

Alle Informationen über grundstücks-
bezogene Sachverhalte, Grundstücksbe-
standteile (Gebäude) und möglichst auch 
über die Nutzungen und Nutzungsbe-
schränkungen sollen den Nutzern schnell 
und unkompliziert zur Verfügung ge-
stellt werden. Neben den standardisier-
ten Produkten ist es notwendig, kon-
fektionierte Produkte zu erstellen oder 
Dienste aufzusetzen. Dazu muss den 
Behörden die Möglichkeit zum innova-
tiven Geodatenmanagement erhalten 
bleiben.

Mit ALKIS sind die Weichen für die 
Zukunft gestellt. Der bundesweit ein-
heitliche Grunddatenbestand und 
das einheitliche Bezugssystem erfül-
len insbesondere die Anforderungen 
überregionaler Anwender. Das objekt-
strukturierte Datenmodell erlaubt eine 
koordinierte Datenhaltung und einen 
automatisierten Datentransfer. Die Har-
monisierung zwischen ALKIS und ATKIS 
führt zu einer effizienteren Erhebung, 
Führung und Bereitstellung der Geoba-
sisdaten. Die Voraussetzungen für ein 
durchgängiges Qualitätsmanagement 
sind geschaffen.

zu definieren, die Bürgerinnen und Bür-
ger vor besonders schweren Eingriffen 
in das Persönlichkeitsrecht schützen soll.

Die AdV hat die Bundesratsanträge zur 
Änderung des Bundesdatenschutzge-
setzes mit eigenen Stellungnahmen in-
tensiv begleitet. Darin wird die durch 
juristische Gutachten unterstützte 
Grundposition vertreten, dass Geodaten 
grundsätzlich keine personenbezogenen 
Daten sind. Eine Ausnahme stellen die 
Eigentümerangaben des Liegenschafts-
katasters dar. Diese werden im Einklang 
mit dem Datenschutzrecht nur bei Nach-
weis des berechtigten Interesses abgege-
ben. Bei der Einführung automatisierter 
Verfahren wie dem Auskunftssystem für 
ALKIS werden die Datenschutzbeauf-
tragten der Länder beteiligt.

Eine Änderung dieser Situation ist in 
Deutschland nicht absehbar. Das Ergeb-
nis der Diskussion kann für die Vermes-
sungs- und Katasterverwaltungen als 
sehr zufriedenstellend gewertet werden.

Fazit und Ausblick

Das Liegenschaftskataster ist eine staat-
liche Infrastrukturaufgabe. Es ist neben 
den steuerlichen Aspekten ein elemen-
tarer Bestandteil der Eigentumssiche-
rung und zählt damit zu den Grundfe-
sten unserer Gesellschaft. Die Rechts-
sicherheit an Grund und Boden ist im 
internationalen Wettbewerb ein Stand-
ortfaktor. Ein moderner, d. h. auf dem 
aktuellen Stand der Technik befindlicher, 
kundenorientierter öffentlicher Dienst 
ist dazu unverzichtbar12.
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Steuereinnahmen auf die Gemeinden 
über. Als Ausgleich wurde mit dem Er-
gänzungssteuergesetz eine Vermögens-
steuer verabschiedet in deren Folge 
am 26. Dezember 1893 die „Technische 
Anleitung für die erstmalige Schätzung 
des Wertes der Grundstücke“ erschien. 
Sie schreibt erstmals die Sammlung von 
Kauf- und Tax-Preisen bei den Kataster-
ämtern vor. Die Preise sollten mit den 
Katasterangaben verschnitten und auf 
die allgemeinen Wertverhältnisse umge-
rechnet werden, d. h. preisbestimmende 
besondere Umstände sollten wertmä-
ßig bestimmt und als Verbesserung an 
den Kaufpreis angebracht werden. Der 
Ergänzungssteuerwert war nach dem 
Ergänzungssteuergesetz der gemeine 
Wert (objektive Wert), d. h. der Wert, 
den die Sache nach ihrer objektiven Be-
schaffenheit für jeden Besitzer hat. Die 
Definition des Verkehrswertes findet sich 
damit bereits vor 150 Jahren in den amt-
lichen Vorschriften zur Grundstückswert-
ermittlung wieder.

Gutachterausschüssen und über die 
Anlegung von Kaufpreissammlungen“ 
rasch Gebrauch gemacht. Die Verord-
nung wurde am 29. Dezember 1960 
verkündet und trat zwei Tage später in 
Kraft. Das Geburtsdatum der niedersäch-
sischen Gutachterausschüsse datiert also 
auf Silvester 1960. Prägnanter kann ein 
Geburtstag in diesem Fachbereich gar 
nicht ausfallen. Auf der Grundlage die-
ser Verordnung sind die GAG im Laufe 
des Jahres 1961 eingerichtet worden. 

Geschichtliche Entwicklung

Die amtliche Grundstücksbewertung be-
ginnt wesentlich früher und hat ihren 
Ursprung in Preußen in der Grundsteu-
ererhebung von 1861 in deren Folge das 
Liegenschaftskataster aufgebaut wurde. 
Das Kataster beinhaltete alle zur Grund-
steuerhebung unbebauter Grundstücke 
notwendigen Angaben (Bezeichnung, 
Eigentümer und landwirtschaftlicher Er-
trag). Bebaute Grundstücke unterlagen 
nicht der Grundsteuer. Sie wurden nach 
einer allgemeinen Gebäudesteuer be-
zogen auf den Mietwert besteuert. Im 
Zuge der preußischen Steuerreform von 
1893 gingen die daraus resultierenden 

Abb. 1: Bildung der Gutachterausschüsse durch Verordnung 

Einleitung

Auf die Frage: „Wann beginnt das Le-
ben?“ sind vielfältige Antworten mög-
lich. Je nachdem, ob Sie einen Juristen, 
einen Mediziner, einen Naturwissen-
schaftler oder einen Theologen fragen; 
bei Letzterem sind je nach Glaubens-
richtung auch noch mehrere Varianten 
denkbar. Die Antwort auf diese Frage ist 
dann wichtig, wenn insbesondere „run-
de” Geburtstage, Jubiläen oder Jahres-
tage anstehen. Aus der Schule wissen 
wir, dass sich ein „rundes“ Datum besser 
einprägt als ein beliebiges. Beispiele gibt 
es viele: 333 bei Issos Keilerei, Inkraft-
treten des BGB am 1. Januar 1900 oder 
die Unterschrift des Bundespräsidenten  
Köhler unter das Erbschaftssteuerreform-
gesetz bei Kerzenschein am Heiligabend 
2008. Auch die Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte (GAG) können nun 
auf ein Jubiläum zurückblicken. Die GAG 
in Niedersachsen werden in diesen Tagen 
ein halbes Jahrhundert alt. Gesetzliche 
Grundlage war das Bundesbaugesetz, 
das am 23. Juni 1960 verkündet wurde 
und nach § 189 Abs. 1 vier Monate nach 
Verkündung in Kraft trat. Nach § 137 
Abs. 2 konnten die Landesregierungen 
die Aufgaben der Geschäftsstellen vor-
handenen kommunalen oder staatlichen 
Einrichtungen übertragen. Niedersach-
sen hat von dieser Ermächtigung durch 
die „Verordnung über die Bildung von 

50 Jahre Gutachterausschüsse – 50 Jahre Grundstücksmarkttransparenz

Von Dieter Kertscher, Siegmar Liebig, Thomas Klein
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Verkehrswertgutachten für Grundstücke 
und grundstücksgleiche Rechte und der 
Ermittlung von Bodenrichtwerten. Spä-
ter kamen die Ableitung wesentlicher 
Daten für die Grundstückswertermitt-
lung, die Erstellung von Grundstücks-
marktberichten, Gutachten über die Hö-
he von Mieten und Pachten und einige 
weitere Aufgaben dazu.

So bekamen die GAG 1971 mit dem Städ-
tebauförderungsgesetz (StBauFG) die 
Aufgabe, sanierungsbedingte Boden-
werterhöhungen abzuleiten. Das BBauG 
und das StBauFG wurden überarbeitet 
und zum 1. Juli 1987 im Baugesetzbuch 
(BauGB) zusammengefasst. Es wurde 
mehrfach novelliert, im Jahr 2004 aus 
Anlass des Europarechtsanpassungsge-
setz Bau (EAG Bau).

Mit dem Erbschaftssteuer- und Schen-
kungssteuerreformgesetz hat das BauGB 
letztmalig Änderungen erfahren, die 
sich auf die Grundstückswertermittlung 
auswirken. Die wesentlichen zum 1. Juli 
2009 in Kraft getretenen Änderungen 
sind die verpflichtende Bildung von Obe-
ren Gutachterausschüssen oder von Zen-
tralen Geschäftsstellen und die explizite 
Benennung von durch die GAG abzulei-
tenden sonstigen für die Wertermitllung 
erforderlichen Daten. Gleichzeitig ist die 
Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates ermächtigt worden, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die 
Anwendung gleicher Grundsätze bei der 
Ermittlung der Verkehrswerte und bei 
der Ableitung der für die Wertermitt-
lung erforderlichen Daten einschließlich 
der Bodenrichtwerte zu erlassen. Davon 
hat die Bundesregierung mit der Heraus-
gabe der Verordnung über die Grundsät-
ze für die Ermittlung der Verkehrswerte 
von Grundstücken (Immobilienwerter-
mittlungsverordnung – ImmoWertV) Ge-
brauch gemacht. Eine weitere Konkreti-
sierung ist durch Richtlinien vorgesehen.

Durch Erlass des Preisbildungsgesetzes 
und der Verordnung über das Verbot 
von Preiserhöhungen (Preisstoppverord-
nung) vom 26. November 1936 wurden 
rückwirkend sämtliche Preiserhöhungen 
für Güter und Leistungen des täglichen 
Bedarfs verboten. Dazu zählten auch die 
Grundstücke. Der Reichskommissar für 
die Preisbildung legte den „volkswirt-
schaftlichen Preis“ fest und überwachte 
die Einhaltung der Preisvorschriften. Eine 
Preisbehörde prüfte jeden Kaufpreis da-
hingehend, ob er mit den Anweisungen 
des Reichskommissars vereinbar war und 
legte eine Liste mit allen Kaufpreisen 
an. Ab 1952 wurde die Preisstoppver-
ordnung für bebaute Grundstücke nicht 
mehr angewendet; erst mit Inkrafttreten 
des Baugesetzbuches wurde die Preis-
stoppverordnung vollständig aufgeho-
ben.

Bereits vor dem Krieg gab es Bestre-
bungen, das Baurecht den veränderten 
rechtlichen und gesellschaftlichen Gege-
benheiten anzupassen, bundesweit zu 
vereinheitlichen und die Vorschriften in 
einem Gesetz zu bündeln. Nach Vorlage 
eines ersten Referentenentwurfs im Jah-
re 1950 dauerte es fast ein Jahrzehnt bis 
das erste Bundesbaugesetz (BBauG) am 
23. Juni 1960 verkündet wurde. Der Sieb-
te Teil des BBauG enthält Regelungen 
zur Ermittlung von Grundstückswerten. 
Der Gesetzgeber wollte durch die Bil-
dung von selbstständigen unabhän-
gigen amtlichen Gutachterausschüssen 
den Grundstücksmarkt möglichst allen 
Marktteilnehmern transparent machen. 
Dies war umso dringlicher, weil es seit 
der Preisstoppverordnung keinen „frei-
en“ Grundstückmarkt mehr gab. Die 
Bundesregierung erhoffte sich durch die 
Arbeit der Gutachterausschüsse, dass sich 
die Grundstückspreise nach marktwirt-
schaftlichen Prinzipien entwickeln, über-
mäßige Preisschwankungen vermieden 
und das Angebot an Bauland gesteigert 
werden könne. 

Die Niedersächsischen Gutachteraus-
schüsse für Grundstückswerte (GAG) 
und ihre Geschäftsstellen wurden bei 
den örtlich zuständigen Katasterämtern 
eingerichtet. Nach 50 Jahren GAG in 
Niedersachsen können wir guten Gewis-
sens feststellen: Diese Entscheidung des 
Verordnungsgebers war weitblickend 
und hat sich bewährt. Heute sind die 14 
GAG jeweils für den Bereich einer Regi-
onaldirektion des Landesamtes für Geo-
information und Landentwicklung Nie-
dersachsen (LGLN) zuständig. Die GAG 
sind selbstständige und unabhängige 
Gremien und nicht Teil der weisungs-
gebundenen Behörde, bei der sie ge-
bildet sind. Sie unterliegen lediglich der 
Rechtsaufsicht durch das zuständige Mi-
nisterium. Das für das Vermessungs- und 
Katasterwesen zuständige Ministerium 
bestellt die Vorsitzenden und die stell-
vertretenden vorsitzenden Mitglieder 
der GAG. Die ehrenamtlichen Gutachter 
werden vom vorsitzenden Mitglied des 
jeweiligen GAG bestellt. Alle Mitglieder 
sollen in der Ermittlung von Grund-
stückswerten oder der sonstigen Werter-
mittlung sachkundig und erfahren sein. 
Die Vorsitzenden und stellvertretenden 
Vorsitzenden sind Angehörige der Ver-
messungs- und Katasterverwaltung; die 
ehrenamtlichen Mitglieder setzen sich 
aus den verschiedensten Berufsgruppen 
(z. B. Banker, Makler, Architekten, Bau-
unternehmer, Stadtplaner, Land- und 
Forstwirte oder Mitarbeiter von Finanz-
ämtern, Bau- und Planungsämtern) zu-
sammen. Sie werden für jeweils fünf 
Jahre bestellt. 

Die Aufgaben des Gutachterausschusses 
bestehen seit 1960 aus der Führung der 
Kaufpreissammlung, der Erstellung von 
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Die Art der Führung der Kaufpreissamm-
lung liegt in der Kompetenz der Länder 
und hat sich in den letzten Jahrzehnten 
stark gewandelt. Zuerst wurden Kauf-
preise mit ergänzenden Angaben auf 
DIN A5 Karteikarten, unterteilt nach be-
bauten und unbebauten Grundstücken, 
geführt. Ab Mitte der sechziger Jahre 
haben einige Geschäftsstellen die so-
genannte „Stricknadel-Kaufpreissamm-
lung“ eingesetzt. Dabei wurden wesent-
liche Grundstücksmerkmale durch be-
stimmte Einkerbungen am Kartenrand 
gekennzeichnet. Mit Hilfe einer Strick-
nadel konnten so Kauffälle mit gleichen 
Merkmalen gefunden werden. Ab Mitte 
der achtziger Jahre hielt die EDV-Technik 
Einzug; zunächst mit einfacher Hard-
ware und selbst entwickelten Program-
men. Seit 1992 wurde das vom dama-
ligen Landesverwaltungsamt, Abteilung 
Landesvermessung, Dezernat B8 konzi-
pierte Programmsystem „Automatisiert 
geführte Kaufpreissammlung“ (AKS) in 
Niedersachsen eingeführt. Es ermögli-
cht neben der Führung und Selektion, 
auch umfangreiche mathematische Aus-
wertungen (z. B. Plausibilitätsprüfung, 
Indexreihenermittlung, Bodenrichtwert- 

Die gesetzliche Auskunfts- und Vorlage-
pflicht ermöglicht es den GAG, fehlende 
Angaben zu erheben. In Niedersachsen 
werden bei bebauten Objekten regel-
mäßig standardisierte Fragebögen an 
die Erwerber übersandt. In Einzellfällen 
werden Angaben zu Gebäuden örtlich 
überprüft und ergänzt. 

Kaufpreissammlung

Die Grundlage aller Arbeiten des GAG 
sind die Informationen aus einer gut 
geführten Kaufpreissammlung. Sie ist 
die „Schatztruhe“, aus der bei Bedarf 
vielfältige Information abgeleitet wer-
den können. Bereits im BBauG von 1960 
wurde die Einrichtung und Führung ei-
ner Kaufpreissammlung vorgeschrieben. 
Die Notare sind gesetzlich verpflichtet, 
jeden Grundstückskaufvertrag den GAG 
zur Erfassung und Auswertung vorzule-
gen. Dabei wurde schnell deutlich, dass 
allein mit einer Erfassung der Daten aus 
dem Kaufvertrag und den Angaben des 
Liegenschaftskataster nur bedingt we-
sentliche Daten des Grundstücksmarkts 
abzuleiten sind. Weitere Informationen, 
wie z. B. der Stand der Bauleitplanung 
oder bei bebauten Objekten weitere Ein-
zelheiten wie Baujahr, Wohnfläche und 
Ausstattung der aufstehenden Gebäude, 
sind unerlässlich. Diese Erfahrungen ma-
chen auch jetzt noch viele Gutachteraus-
schüsse im Südwesten Deutschlands, da 
seit der letzen Novellierung des BauGB 
eine Verpflichtung für die GAG besteht, 
konkrete erforderliche Daten für die 
Wertermittlung abzuleiten. 

Abb. 3: … zum Wertermittlungsinformationssystem

Abb. 2: Von der Kaufpreiskarteikarte …
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VBORIS

Bereits seit 2002 haben einzelne Länder 
begonnen BRW über Online-Dienste 
bereitzustellen. Infolge überregional 
agierender Nutzer ist eine bundesweite 
Internetlösung für die Bereitstellung von 
BRW mit einheitlichen Datenstrukturen 
zu einheitlichen Konditionen gefordert. 
Auf Initiative der AdV ist das vernetzte 
Bodenrichtwertinformationssystem 
(VBORIS) entwickelt worden. Die BRW 
werden über ein Gemeinschaftsportal 
bereitgestellt; die Nutzer werden dabei 
jeweils auf die Länderportale verlinkt. 
VBORIS ist seit 2006 in der Umsetzung. 
In der Zwischenzeit sind BRW aus zwölf 
Ländern online abrufbar. Neben den 
Bodenrichtwerten stellen einige Län-
der weitere Grundstücksmarktinfor-
mationen wie, z. B. Grundstücksmarkt-
berichte mit erforderlichen Daten der 
Wertermittlung oder eine Online-Preis-
auskunft im Internet bereit. Exempla-
risch werden hier der Niedersächsische 
Immobilienpreiskalkulator (IPK) und das 
nordrheinwestfälische System BORIS.plus 
benannt.

ermittlung, Regressionsanalysen) von 
Kauffallstichproben. Vor dem Hinter-
grund gestiegener Fallzahlen (1961 
rd. 50.000, 1985 rd.  80.000, 2010 rd. 
125.000), sinkender Anzahl der Beschäf-
tigten, stetig steigender Nutzeranforde-
rungen und einhergehend mit sonstigen 
fachlichen Anforderungen sowie einer 
rasanten technischen Entwicklung ist die 
AKS ständigen Weiterentwicklungen un-
terzogen. Das Programmsystem AKS ist 
bundesweit anerkannt und zurzeit in sie-
ben weiteren Bundesländern im Einsatz.

Bodenrichtwerte

Auf der Grundlage der Kaufpreissamm-
lung sind seit Inkrafttreten des BBauG 
von den GAG in regelmäßigen Abstän-
den Bodenrichtwerte (BRW) zu ermitteln 
und zu veröffentlichen. In Niedersach-
sen wurden die ersten BRW für Bauland 
1963 und für Ackerland 1984 ermittelt. 
Die BRW sind das am häufigsten nach-
gefragte Produkt der GAG. Wichtigste 
Kunden sind, neben den Grundstücks-
eigentümern, die Finanzverwaltung, 
private Sachverständige und Kreditinsti-
tute, aber auch Kaufinteressenten und 
die Versicherungswirtschaft. Für die ge-
forderte Transparenz des Grundstücks-
marktes ist eine hohe Aktualität der 
Grundstücksmarktdaten ein wichtiges 
Kriterium. Niedersachsen hat sich daher 
für einen jährlichen Ermittlungsturnus 
entschieden. Bodenrichtwerte werden 
analog auf Karten veröffentlicht. Dane-
ben hat der Kunde die Möglichkeit BRW 
im Internet, auf DVD oder schriftlich in 
Form einer BRW-Auskunft zu erwerben. 
Die Erteilung mündlicher BRW-Auskünf-
te und die Einsicht in BRW-Karten bei 
den Geschäftsstellen sind kostenfrei.

Der Gesetzgeber hat durch die letzte 
Änderung des BauGB, die im Zuge der 
Erbschafts- und Schenkungssteuerre-

form erfolgt ist, die Anforderungen an 
die BRW erhöht. Seit dem 1. Juli 2009 
sind flächendeckend zonale BRW unter 
Berücksichtigung des unterschiedlichen 
Entwicklungszustandes und seinen 
wertbeeinflussenden Merkmalen zu er-
mitteln. Die Ermächtigung, Rechtsvor-
schriften für die Ableitung der BRW zu 
erlassen, ist von den Ländern auf den 
Bund übergegangen. Mit der Immobi-
lienwertermittlungsverordnung (Immo-
WertV) und der am 12. Februar 2011 im 
Bundesanzeiger veröffentlichten Richt-
linie zur Ermittlung von Bodenricht-
werten (BRW-RL) hat der Bund davon 
zeitnah Gebrauch gemacht. Die GAG 
in Niedersachsen werden diese neuen 
Rechtsvorschriften zeitnah, trotz Stel-
lenabbaus in diesem Bereich, umsetzen. 
2010 wurden in Niedersachsen ca. 24.000 
BRW ermittelt. Die Anzahl der zur Flä-
chendeckung notwendigen Zonen und 
deren Aufwand für die Ableitung sind 
schwer abschätzbar. 

Abb. 4: Auszug aus der Bodenrichtwertkarte 1965

Kertscher, Liebig, Klein, 50 Jahre Gutachterausschüsse – 50 Jahre Grundstücksmarkttransparrenz



NaVKV     2 und 3 / 2011 

14

stimmte oder bestimmbare Personen 
oder Grundstücke bezogen werden kön-
nen. Seit einigen Jahren werden Aus-
künfte aus der Kaufpreissammlung für 
Eigentumswohnungen in anonymisierter 
Form auch via Internet erteilt.

Oberer Gutachterausschuss 
für Grundstückwerte in 
Niedersachsen 

Durch die Änderung des BauGB 1976 
wurden die Landesregierungen ermäch-
tigt, bei Bedarf Obere Gutachteraus-
schüsse (OGA) zu bilden. Niedersachsen 
hat davon bereits mit der DVO-BauGB 
vom 19. Juni 1978 Gebrauch gemacht. 
Bei den damaligen vier Bezirksregie-
rungen wurde jeweils ein OGA einge-
richtet. Diese vier OGA wurden 1999 zu 
einem landesweit zuständigen OGA bei 
der Bezirksregierung Weser-Ems zusam-
mengefasst. Seit der zum 1. Januar 2005 
wirksam gewordenen Verwaltungsmo-
dernisierung wurde die Aufgabe der GLL 
Oldenburg (jetzt LGLN, Regionaldirekti-
on Oldenburg) angegliedert. Während 
zuerst lediglich die Erstellung von Ober-
gutachten als Aufgabe definiert wurde, 
kamen später weitere Tätigkeiten, wie  
z. B. überregionale Marktuntersuchun-
gen, Herausgabe des Landesgrund-
stücksmarktberichts oder die Koordinie-
rung des Internetauftritts für die Grund-
stückswertermittlung in Niedersachsen, 
hinzu. 

Der OGA ist Mitglied im Arbeitskreis der 
Gutachterausschüsse und der Oberen 
Gutachterausschüsse in der Bundesre-
publik Deutschland. Dieser hat 2010 den 
ersten Immobilienmarktbericht Deutsch-
land herausgegeben. Die Geschäftsstelle 
des OGA des Landes Niedersachsen war 
als Redaktions- und Vertriebsstelle we-
sentlich an der Herausgabe beteiligt.

Der OGA ist unverzichtbar zur effizi-
enten Erledigung von Aufgaben mit 

Grundstücksverkäufen eine Regressions-
formel zur Ableitung der sanierungsbe-
dingten Bodenwerterhöhung ermittelt 
worden. Diese Formel wurde zur besse-
ren Anwendung als Matrix bereits erst-
malig 1986 als Modell Niedersachsen 
veröffentlicht. Das Modell Niedersach-
sen hat sich als gerichtsfest erwiesen und 
wird auch in anderen Bundesländern 
angewandt. In jüngerer Zeit konnte das 
Modell Niedersachsen auf der Grundlage 
einer erneuten Kaufpreisuntersuchung 
bestätigt und weiterentwickelt werden.

Auskunft aus der 
Kaufpreissammlung

Nach § 199 Abs. 2 Nr. 4 BauGB sind die 
Länder ermächtigt, die Führung und 
Auswertung der Kaufpreissammlung 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Nach 
§ 195 Abs. 3 BauGB dürfen, neben dem 
zuständigen Finanzamt und Gerichten, 
Auskünfte aus der Kaufpreissammlung 
nur bei berechtigten Interessen erteilt 
werden. Dies verdeutlicht, welch schüt-
zenswerte personenbezogene Daten 
in der Kaufpreissammlung vorgehalten 
werden. Die Bevölkerung reagiert, wie 
die jüngste Entwicklung der Aufnahme 
von personenbeziehbaren Daten durch 
Street-View-Dienste zeigt, in Sachen Da-
tenschutz weiterhin sehr sensibel. Für 
die Führung der Kaufpreissammlung 
sind die Informationen der Grundstück-
seigentümer unerlässlich, um eine hohe 
Aussagekraft zu gewährleisten; hier ist 
sorgfältiges Arbeiten geboten.
 
In Niedersachsen werden nach § 20 Abs. 2  
DVO-BauGB Auskünfte aus der Kauf-
preissammlung in anonymisierter Form 
so erteilt, dass die Daten nicht auf be-

Die sich aus den jüngsten Änderungen 
des BauGB und der ImmoWertV erge-
benden Anforderungen an BRW werden 
derzeit in der Weiterentwicklung von 
VBORIS zu VBORIS 2.0 berücksichtigt. 
VBORIS 2.0 stellt die GDI-konforme Be-
reitstellung von BRW auf der Grundlage 
des AFIS-ALKIS-ATKIS-Modells der Ver-
messungsverwaltungen der Länder ab. 
Mit der Umstellung der BRW auf VBORIS 
2.0 wird in 2011 begonnen.

Modell Niedersachsen

Mit dem Städtebauförderungsgesetz 
kam 1971 den GAG die Aufgabe zu, 
sanierungsbedingte Bodenwerterhö-
hungen abzuleiten. Auf der Grundla-
ge der BRW und einer Klassifizierung 
von städtebaulichen Missständen und 
den sanierungsbedingten Maßnahmen 
nach den Komplexen Bebauung, Struk-
tur (Erschließungsverhältnisse, innere 
Erschließung), Nutzung (Verdichtung, 
Gemengelage) und Umfeld (Verkehr, 
Infrastruktur) ist auf der Grundlage von 
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methode) für die Abschätzung einer Er-
gebnisbreite.

Die normativ festgelegten Wertermitt-
lungsverfahren haben den entschei-
denden Vorteil, dass die gesetzlichen 
Regelungen schon seit 50 Jahren gelten 
und daher eine langjährige Erfahrung 
bezüglich ihrer Anwendung besteht. 
Durch die Beschreibung der Methodik 
der Verfahren in der Wertermittlungs-
verordnung und die zwingende Ablei-
tung der dafür benötigten Ausgangs-
daten durch die Gutachterausschüsse 
für Grundstückswerte kann bei deren 
Anwendung auf marktabgeleitete Da-
ten zurückgegriffen werden. Diese Mög-
lichkeit besteht bei den nicht normativ 
festgelegten Verfahren selten, so dass 
es häufig zu subjektiv ermittelten Ein-
gangsdaten kommt, welche dann auch 
zu einem subjektiven Resultat führen.

Die nicht normativ festgelegten Ver-
fahren sind durch ihre fehlende ge-
setzliche Regelung für die amtliche 
Verkehrswertermittlung in Deutschland 
grundsätzlich unzulässig. Sobald sich 
jedoch mit den Verfahren der Werter-
mittlungsverordnung / Immobilienwert- 
ermittlungsverordnung kein marktkon-
former Verkehrswert ermitteln lässt, 
dürfen entsprechend einem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 16. Ja-
nuar 1996 auch andere Methoden zur 
Verkehrswertermittlung herangezogen 
werden.

Grundstücksmarktbericht

Ein wichtiger Beitrag zur Steigerung der 
allgemeinen Grundstücksmarkttranspa-
renz sind die jährlich herausgegeben 
Grundstücksmarktberichte der GAG und 
der Landesgrundstücksmarktbericht des 
OGA. Grundstücksmarktberichte wurden 
erstmalig 1983 als gemeinsame Ausga-

überregionalem Bezug. Dies hat auch 
der Bundesgesetzgeber erkannt und die 
Länder durch die zum 1. Juli 2009 in Kraft 
getretene Novellierung des BauGB zur 
Einrichtung von Oberen Gutachteraus-
schüssen oder Zentralen Geschäftsstellen 
verpflichtet. Dieser Aufgabe sind noch 
nicht alle Bundesländer nachgekommen.

Erstellung von  
Verkehrswertgutachten

Neben der Schaffung einer allgemeinen 
und flächendeckenden Markttranspa-
renz haben die GAG auch die Aufgabe, 
einzelfallbezogene Markttransparenz 
durch die Erstellung von Verkehrswert-
gutachten anzubieten. Davon haben die 
Antragsberechtigten 2010 in rd. 4.800 
Fällen Gebrauch gemacht, und so dem 
Land ein Gebührenaufkommen von 
knapp 5 Millionen Euro beschert. Um die 
Gutachtenerstellung effizienter zu ge-
stalten, werden weitere Anstrengungen 
unternommen; dazu zählen der Aufbau 
von landesweiten Mustergutachten, der 
Einsatz verbesserter Software, eine Op-
timierung der Arbeitsabläufe und eine 
stärkere Orientierung der Gebühren am 
Aufwand.

Wertermittlungsverfahren

In der deutschen Wertermittlungspraxis 
werden drei Verfahren zur Bestimmung 
des Verkehrswertes/Marktwertes für 
bebaute Grundstücke angewandt: Das 
Sachwertverfahren, das Ertragswertver-
fahren und das Vergleichswertverfah-
ren. Diese Verfahren können auf eine 
lange Tradition in Deutschland zurück-
blicken.

Das Vergleichswertverfahren leitet den 
Verkehrswert (Marktwert) aus den Kauf-
preisen von Grundstücken ab, die mit 

dem Wertermittlungsobjekt direkt oder 
indirekt vergleichbar sind. Daneben 
kann der Vergleichswert auch aus ent-
sprechenden Vergleichsfaktoren abge-
leitet werden. Der Bodenwert ist in der 
Regel durch das Vergleichswertverfahren 
zu ermitteln.

Das Ertragswertverfahren wird vorzugs-
weise bei Grundstücken angewandt, die 
auf eine Vermietung hin ausgerichtet 
sind oder unter Renditegesichtspunkten 
gehandelt werden.

Das Sachwertverfahren wird benutzt, 
wenn die Bausubstanz bei der Beurtei-
lung des Wertes eines eigen genutzten 
bebauten Grundstückes im Vordergrund 
steht und keine Vergleichsfälle zur Ver-
fügung stehen.

Es ist unbestritten, dass das Vergleichs-
wertverfahren das einfachste, zuver-
lässigste, überzeugendste und zugleich 
grundstücksmarktkonformste Werter-
mittlungsverfahren ist – vorausgesetzt, 
es steht eine ausreichend große Anzahl 
geeigneter Vergleichspreise, die in den 
wertrelevanten Merkmalen hinreichend 
mit dem zu bewertenden Objekt über-
einstimmen, für eine gesicherte Aussage 
zur Verfügung.

Bei allen drei Wertermittlungsverfahren 
werden entsprechend den Regelungen 
in der ImmoWertV die allgemeinen 
Wertverhältnisse auf dem Grundstücks-
markt (Marktanpassung) und die beson-
deren objektspezifischen Grundstücks-
merkmale des zu bewertenden Grund-
stücks berücksichtigt.

In den letzten Jahren ist eine umfang-
reiche Diskussion über die deutschen 
„normierten“ Wertermittlungsverfah-
ren im Vergleich zu den nicht normierten 
sogenannten „Internationalen Werter-
mittlungsverfahren“ geführt worden. 
Diese stammen im Wesentlichen aus 
Großbritannien und sind daher auch als 
„Angelsächsische Verfahren“ bekannt: 
Investmentverfahren oder vereinfachtes 
Ertragswertverfahren, das Residual-
verfahren (Restwertmethode) und das 
Monte-Carlo-Verfahren (Zufallszahlen-
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tung von Kapitalisierungszinssätzen, 
Sachwertfaktoren, Umrechnungskoef-
fizienten und Vergleichsfaktoren für 
bebaute Grundstücke. Die Erfüllung 
dieser Verpflichtung setzt eine aussa-
gekräftige Kaufpreissammlung und ei-
ne fachgerechte Auswertung voraus. In 
Niedersachsen ist bereits vor drei Jahr-
zehnten die Wichtigkeit dieser Daten 
erkannt und mit den Arbeiten begon-
nen worden. Während andere Länder 
dieses Feld teilweise noch zurückhaltend 
behandeln, ist in Niedersachsen die Ver-
pflichtung aus § 193 Abs. 5 BauGB be-
reits weitgehend umgesetzt. Die Daten 
werden in den Grundstücksmarktberich-
ten veröffentlicht.

Immobilienpreiskalkulator

Auf der Grundlage der Vergleichsfak-
toren haben die GAG in Niedersachsen 
mit dem Immobilien-Preis-Kalkulator 
2007 einen Online-Dienst in Betrieb ge-
nommen, der eine überschlägige Ermitt-
lung des Wertes von Ein- und Zweifa-
milienhäusern, Doppelhaushälften, Rei-
henhäusern und Eigentumswohnungen 
erlaubt. Durch die Eingabe einiger 
wesentlicher, den Grundstückswert be-
einflussender Merkmale, wird der Wert 
eines Grundstücks online in Sekunden-
schnelle errechnet.

Ausblick

Die organisatorische Anbindung der 
GAG an die VKV hat sich bewährt. Die 
Wertermittlung ist Teil der Geodäten-
ausbildung; das Personal der VKV ist also 
„vorbelastet“ und bestens geschult. Zur 
Steigerung der Effizienz wird verstärkt 
auf technische Entwicklungen gesetzt. 
Dies ist in einer technischen Verwaltung 
natürlich einfacher als in einer überwie-
gend administrativen möglich. Die Wei-
terentwicklung der AKS, der GIS-Systeme 
und die Bereitstellung von landesweiten 

richtwertniveau einzelner Gemeinden, 
Durchschnittspreise bebauter Wohn-
grundstücke und Eigentumswohnungen 
dargestellt. Daneben werden sonstige 
für die Wertermittlung erforderliche 
Daten für die Wertermittlung abgelei-
tet und veröffentlicht. Zu diesen Daten 
zählen Vergleichsfaktoren für bebaute 
Grundstücke, Sachwertfaktoren und Lie-
genschaftszinssätze. Diese Daten werden 
insbesondere auch von Sachverständigen 
und Kreditinstituten zur Erstellung von 
Verkehrswertgutachten und sonstigen 
Wertermittlungen genutzt. Erst 2009 
verpflichtete der Gesetzgeber durch 
die BauGB-Novelle die GAG zur Ablei-

be für jeden Regierungsbezirk erstellt 
und einige Jahre später von jedem GAG 
eigenständig veröffentlicht. Während 
anfänglich lediglich mengenstatistische 
Daten (Anzahl der Kaufverträge, Flä-
chen- und Geldumsätze etc.) und Ergeb-
nisse einzelner Analysen in die Berichte 
einflossen, ist der Informationsgehalt 
heute wesentlich höher. 

Die Grundstücksmarktberichte informie-
ren heute umfassend über das Marktge-
schehen und spiegeln die Umsatz- und 
Preisentwicklung sowie das Preisniveau 
der Immobilien wider. Landkreisweise 
bzw. für jede kreisfreie Stadt, werden 
neben den o. g. mengenstatistischen 
Angaben Übersichten über das Boden-

Abb. 6: Grundstücksmarkttransparenz durch Grundstücksmarktberichte
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mit einem höheren Personaleinsatz ein 
vergleichbares fachliches Niveau errei-
chen und den gesetzlichen Vorgaben an 
die Wertermittlung genügen. Durch die 
Umsetzung des vom Innenministerium 
erarbeiteten Konzepts zur Optimierung 
der dislozierten Standorte der Geschäfts-
stellen wird sich mittelfristig die Wirt-
schaftlichkeit weiter erhöhen.

Die GAG reagieren auf veränderte Kun-
denwünsche. Der Trend geht weg vom 
(langsamen) analogen Produkt (Auftrag, 
Herstellung, Leistungsbescheid, Ver-
sand), hin zu flexiblen, schnelleren und 
aktuelleren digitalen Lösungen per In-
ternet. Die Daten sind somit kundenori-
entiert online rund um die Uhr weltweit 
abrufbar.

Ein halbes Jahrhundert amtliche Wer-
termittlung in Niedersachsen ist Anlass 
für eine kurze Bilanz. Die Beschäftigten 
in den Geschäftsstellen, die Vorsitzen-
den und deren Stellvertreter sowie die 
ehrenamtlichen Gutachter haben allen 
Grund, Stolz auf das Erreichte zu sein. 
Niedersachsen gehört in die Reihe der 
Länder, die die Anforderungen des 
BauGB und der ImmoWertV konsequent 
und zeitnah umsetzen. Es ist bundesweit 
führend in der technischen Weiterent-
wicklung (z. B. AKS), in der Verbesserung 
der Kundenfreundlichkeit (z. B. Immobi-
lienpreiskalkulator) und der fachlichen 
Weiterentwicklung (z. B. Fortschreibung 
des Modells Niedersachsen). Die Anfor-
derungen aus Politik, Verwaltung und 
Wirtschaft an die amtliche Grundstücks-
wertermittlung sind in den letzten Jah-
ren stetig gestiegen. Diese Entwicklung 
wurde u. a. durch höchstrichterliche Ent-
scheidungen angestoßen und durch die 
Politik umgesetzt. Die Novellierung des 
BauGB und die Einführung der Immo-
WertV sind hier maßgeblich zu nennen. 
Es ist absehbar, dass sich für die Werter-

Mustergutachten unter Einbeziehung 
der Automatisierten Geschäftsnachweise 
(AGN) sind nur einige Beispiele für den 
Innovationsdrang im Bereich der amt-
lichen Wertermittlung.

Die Größe des Zuständigkeitsbereichs 
der GAG hat in Niedersachsen ein opti-
males Maß erreicht. Die GAG haben ei-
ne gute Größe, um umfassende Grund-
stücksmarktanalysen vornehmen zu 
können. Kleinere Einheiten können nur 

Abb. 7: Ausdruck aus Immobilienpreiskalkulator 

Kertscher, Liebig, Klein, 50 Jahre Gutachterausschüsse – 50 Jahre Grundstücksmarkttransparrenz

Gutachterausschüsse für Grundstückswerte in Niedersachsen

Immobilien-Preis-Kalkulator

Datum: 06.07.2011

Auskunft über das Preisniveau einer Immobilie
mit folgenden Daten:

Objektart: Reihenhaus/Doppelhaushälfte
Gemeinde: Wallenhorst
Straße: Schlehenweg

Bodenrichtwert: 90 €/m², WA o I-II
Baujahr: 1975
Wohnfläche: 123 m²
Grundstücksgröße: 258 m²

Das mittlere Preisniveau der Immobilie beträgt: 100.000 €

Das ermittelte Preisniveau der Immobilie ist unverbindlich. Es bezieht sich auf ein mit den obigen Eingabewerten typisiertes
Grundstück (Boden- und Gebäudewert). Der Wert ist bis 100.000 Euro auf volle 5 Tausend Euro, darüber auf volle 10 Tausend
Euro gerundet. Das Preisniveau ist auf der Grundlage der beim örtlichen Gutachterausschuss für Grundstückswerte geführten
Kaufpreissammlung durch Analyse der Kaufpreise überschlägig ermittelt und bezieht sich auf das Jahr 2010.

Das Preisniveau der Immobilie gilt für ein durchschnittliches Objekt im normalen Unterhaltungszustand mit Garage oder
Carport. In dem Wert ist eine Unterkellerung oder Teilunterkellerung enthalten. Weitere wertbeeinflussende Besonderheiten in
Zustand und Ausstattung des Gebäudes sowie in der Lage des Grundstücks sind nicht erfasst und können ebenso wie weitere
wertbeeinflussende Merkmale (z. B. auf einem Grundstück ruhende Rechte und Belastungen) zu einem vom obigen Wert
abweichenden Preisniveau führen.

Die durchgeführte Berechnung ist keine Verkehrswertermittlung nach § 194 Baugesetzbuch; sie erfolgt ohne eine örtliche
Besichtigung allein auf der Grundlage der oben genannten Eingabedaten.

Auszug aus der Bodenrichtwertkarte (Stichtag 01.01.2011)

Darstellung unmaßstäblich!

Ihr zuständiger Ansprechpartner:
Gutachterausschuss für Grundstückswerte
Osnabrück

Mercatorstraße 4,6,8
49080 Osnabrück
Tel.: 0541 / 503-180
Fax: 0541 / 503-104
E-Mail: gag-os@lgln.niedersachsen.de
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„… bewunderungswürdigen Leistungen 
unserer Beamtenschaft …“ 

Das von Miquel gesagte trifft ohne Ein-
schränkungen auf die heutige Arbeit der 
GAG zu! Den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern sei herzlich gedankt.

„Das gesamte Vermögen aller Steuer-
pflichtigen richtig einzuschätzen, ist 
eine der größten Aufgaben, die ein gro-
ßer Staat sich stellen kann. Alle Nach-
richten lassen hoffen, dass dies Werk in 
vollstem Masse gelingen und glatt ver-
laufen wird.

Wir verdanken dies vorzugsweise der 
ausgezeichneten Arbeit der Katasterbe-
amten, deren Arbeit in den Kommissi-
onen die größte Anerkennung findet, 
... .“

mittlung weitere Aufgabenfelder, z. B. 
im Rahmen einer Grundsteuerreform, er-
öffnen. Die GAG werden sich auch künf-
tigen Anforderungen stellen. 

Die Mitarbeiter der VKV und den Ge-
schäftsstellen der GAG haben in den ver-
gangenen 50 Jahren hervorragende Ar-
beit geleistet. Um diese Anstrengungen 
zu würdigen, soll hier aus einer Rede des 
preußischen Finanzministers Johannes 
von Miquel vom 16. Januar 1895 vor 
dem Hause der Abgeordneten über die 
Ergänzungssteuer (Vermögenssteuer) 
zitiert werden, deren Aussagen heute 
uneingeschränkt gelten:
 

Baugesetzbuch (BauGB) neugefasst durch Bek. v. 23.9.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 31.7.2009 (BGBl. I 
S. 2585).

Bundesbaugesetz (BBauG) vom 23. Juni 1960 (BGBl. I S.341).

Homes, Martin: Anforderung an die Gutachterausschüsse nach den neuen Rechtsvorschriften, Vortrag, auf der INTERGEO 2009.

Kertscher, Klaus: 40 Jahre Gutachterausschüsse, in NaVKV 2/2001, S. 24-27.

Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung (Hamburg): 50 Jahre Gutachterausschuss für Grundstückswerte in Hamburg. 

Liebig, Siegmar, Diers, Anja, Krumbholz, Reinhard: Grundstücksmarkttransparenz – Online, in NaVKV 3 und 4/2007, S. 19 - 25.

Moll-Amrein, Marianne: Der Liegenschaftszinssatz in der Immobilienwertermittlung und seine institutionelle Implementierung: Ein deutscher 
Sonderweg. 1. Auflage April 2009, Immobilien Zeitung Verlagsgesellschaft, Wiesbaden.

Niedersächsische Verordnung zur Durchführung des Baugesetzbuches (DVO-BauGB) vom 24.5.2005 (Nds. GVBl. 2005, S. 183).

Ruzyzka-Schwob, Gerd, Jankowski, Marc, Liebig, Siegmar: Sanierungswertermittlung: Das Model Niedersachsen 2008, in NaVKV 1 und 2/2009, 
S. 12 - 22.

Rösler, Reiner: Berlin und seine Immobilienwerte: Geoinformation 2010 in Berlin, S. 78, Herausgeber Senatsverwaltung  für Stadtentwicklung Berlin.

Schulte, Hermann, Bodenstein, Hermann: 25 Jahre Gutachterausschüsse, in NaVKV 4/1986, S. 322-331.

Verordnung über die Bildung von Gutachterausschüssen und über die Anlegung von Kaufpreissammlungen vom 29.12.1960 (Nds. GVBl. 1960, 
S. 293).

Verordnung über die Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstücken (Immobilienwertermittlungsverordnung-ImmoWertV) 
vom 19.5.2010 (BGBl. I 2010, S. 639).
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Taubenrauch, Bedürfnis eines vollständigen Grundcatasters

Einleitung

Mit Datum vom 24.2.1836 veröffentlich-
te die Großherzoglich Oldenburgische 
Kammer eine Bekanntmachung „betref-
fend die specielle Vermessung der zu 
dem vormals Münsterischen Landestheil 
gehörigen Aemtern“. Mit dieser Verfü-
gung und der am gleichen Tag heraus-
gegebenen Instruktion über das Vermes-
sungsverfahren begann vor 175 Jahren 
die erste systematische und vollständige 
Vermessung des Großherzogtums Ol-
denburg. Zunächst sollte nur für die aus 
dem vormaligen Niederstift Münster neu 
erworbenen Ämter Vechta und Clop-
penburg eine Parzellarvermessug zum 
Zweck der Anlegung eines Grundsteuer-
katasters durchgeführt werden. Die für 
damalige Verhältnisse auf modernsten 
Grundlagen und Verfahren beruhende 
Vermessung wurde jedoch schon 1838 
auf das gesamte Oldenburger Land aus-
gedehnt. 

Territoriale Vorgeschichte

Durch den Frieden von Lunéville im Jahr 
1801 verloren die deutschen Fürsten alle 
linksrheinischen Territorien an das ex-
pandierende Frankreich und sollten nach 
dem Willen Napoleons durch Gebiete in-
nerhalb des Reiches entschädigt werden. 
Die Entschädigungsleistungen regelte 
der Reichsdeputationshauptschluss von 
1803. Da es jedoch keine „herrenlosen“ 
Territorien zu verteilen gab, wurde kur-
zerhand das kirchliche Grundeigentum 
säkularisiert. In der Nachbarschaft des 
Herzogtums Oldenburg waren davon die 

Fürstbistümer Münster und Osnabrück 
betroffen. Das Bistum Osnabrück fiel an 
den Kurhannoverschen Staat. 

Das Herzogtum Oldenburg wurde in die 
Verhandlungen der Reichsdeputation 
einbezogen, obwohl gar keine Territo-
rien am linken Rheinufer verloren gin-
gen. Vielmehr war es der Hansestadt 
Bremen durch Zahlung bedeutender Be-
stechungsgelder gelungen, dass der seit 
1623 von Oldenburg bei Elsfleth erho-
bene Weserzoll durch den Hauptschluss 
abgeschafft wurde. Als Entschädigung 
erhielt Oldenburg das säkularisierte 
Fürstbistum Lübeck sowie aus dem Nie-
derstift Münster die Ämter Vechta und 
Cloppenburg, heute bekannt als das 
Oldenburger Münsterland. Weiterhin 
bekam Oldenburg mit dem Kurhanno-
verschen Amt Wildeshausen altes olden-
burgisches Gebiet zurück. 

Herzog Peter Friedrich Ludwig war über 
das „Ländergeschachere“ nicht sehr er-
freut und hielt die Entschädigungslei-
stungen für viel zu niedrig. Den mühelo-
sen Einnahmen des Weserzolls standen 

deutlich geringere Steuereinnahmen aus 
den neuen Ämtern gegenüber. Zudem 
mussten bedeutende Schulden mit über-
nommen werden. Erst als die Erhebung 
des Weserzolls für weitere zehn Jahre 
gewährt wurde, kam eine Konvention 
zustande.

Die Neuerwerbungen waren durch eine 
rückständige innere Erschließung und 
durch ausgedehnte Ödlandflächen ge-
prägt. Auch wiesen sie eine weitgehend 
ländliche Struktur und schwierige wirt-
schaftliche Verhältnisse auf. In einem 
Reisebericht aus dem Jahr 1800 schilder-
te der Ravensberger Professor Gottfried 
Hoche (1762 bis 1836) die Gegend, aller-
dings sicher etwas übertrieben: „… Der 
ganze Strich Landes von Quackenbrück 
aus über Vechta, Kloppenburg, Frisoyta 
bis an die Soeste, … gehört nicht nur zu 
den schlechtesten in Westphalen, son-
dern in ganz Deutschland. Man glaubt 
in den Steppen von Sibirien zu seyn, 
wenn man die Haiden durchwatet, und 
vor sich den Wind mit Bergen oder Hü-
geln spielen sehet. Alles ist öde und still, 
… Bald wandelt man auf einem schwan-
kenden Boden, bald hat man Mühe, den 
Fuß aus dem Sand zu erheben, dann ge-
het man durch ein halb verhungertes 
Getraide, auf einem Acker, der den Hai-
den geraubt wurde, und nähert sich ei-
nem Dörfchen, wo dies Bild noch grelle-
re Farben findet. Die Schöpfung scheint 
hier noch unvollendet zu seyn.“ 

Der Gebietszuwachs allerdings, mit dem 
Oldenburg seinen Herrschaftsbereich 
nahezu verdoppelte, war auch für das 
Vermessungswesen von besonderer Be-
deutung.

Abb. 1: Territoriale Erwerbungen des Herzog-
tums Oldenburg 1803

Bedürfnis eines vollständigen Grundcatasters

– 175 Jahre Oldenburger Grundsteuerkataster –

Von Heiko Taubenrauch
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Die Arbeiten des Vermessungs-
Comptoirs 1804 bis 1833

Die herzogliche Regierung benötigte 
schnell einen Überblick über die neuen 
Landesteile und veranlasste eine topo-
graphische Landesaufnahme. Überdies 
sollten auf der Grundlage einer spezi-
ellen Vermessung aller Grundstücke ge-
rechte steuerliche Verhältnisse geschaf-
fen werden. Zur Umsetzung verfügte das 
Kabinett mit Resolution vom 2.9.1804 
die Einrichtung eines der Kammer unter-
stellten „Vermessungs-Comptoirs“. Zum 
Direktor der Behörde wurde der kurhan-
noversche Hauptmann Georg Siegmund 
Otto Lasius (1752 bis 1833) berufen.

Hauptmann Lasius begann sogleich mit 
der Triangulation in den neuen Landes-
teilen. Bis 1805 und nochmals im Jahr 
1810 führte er neue Dreiecksketten 
durch das Amt Wildeshausen und in das 
Amt Vechta. Damit endeten die trigono-
metrischen Arbeiten jedoch vorzeitig, 
weil das Personal für dringende Vermes-

sungsarbeiten an den neuen südlichen 
Landesgrenzen eingesetzt werden mus-
ste. 

Parallel zur Triangulation wurde noch 
1804 mit topographischen Vermessun-
gen im Amt Wildeshausen begonnen. Als 
Fortsetzung der ersten Oldenburgischen 
Landesvermessung von 1781 sollten Kar-
ten im Stile der Vogteikarten im Maß-
stab 1 : 20 000 entstehen. Die Aufnahme 
mit Messtisch und Messkette konnte für 
das ganze Amt Wildeshausen bis 1806 
fertig gestellt werden. Zur Erneuerung 
der alten Abgabenregister erfolgte ab 
1805 zusätzlich eine spezielle Vermes-
sung des Amtes Wildeshausen im Maß-
stab 1 : 4000. Auch diese Vermessungen 
konnten bis 1808 abgeschlossen werden.

1807 begannen die Vermessungen im 
Kirchspiel Visbek des Amtes Vechta. Da 
in den vormals münsterschen Ämtern 
jegliche Grundlage zur Berechnung von 
Abgaben fehlte, entschloss sich die her-
zogliche Kammer zu einer grundlegen-
den Änderung des Arbeitsplanes. Die to-
pographischen Aufnahmen wurden ein-
gestellt und  Spezialvermessungen zur 
Einrichtung eines Grundsteuerkatasters 
im Maßstab 1 : 4000 angeordnet. Haupt-
mann Lasius legte das anzuwendende 
Aufnahmeverfahren in der „Instruction 
für die bei der Spezialvermessung im 
Amt Vechta angestellten Offiziere vom 
28.7.1807“ fest. 

Neben der Spezialvermessung gelang 
zeitgleich die Anlegung der zugehörigen 
Abgabenbücher für die 12 Bauerschaf-
ten Visbeks. Jedem Grundbesitzer wur-
de ein eigenes Registerblatt zugeordnet. 
Die Spezialvermessung wurden in den 
Kirchspielen Goldenstedt, Langförden, 
Lutten, Oythe, Emstek und Cappeln fort-
gesetzt, bis sie 1810 aufgrund der po-
litischen Ereignisse der Napoleonischen 
Eroberungskriege eingestellt werden 
mussten. Bis dahin waren etwa 160 mo-
derne und kartographisch vorzügliche 
Rahmenflurkarten im Maßstab 1 : 4000 
aufgenommen worden.

Die Spezialvermessungen des Vermes-
sungs-Comptoirs zum Zwecke der Grund-
steuerveranlagung und die Anweisung 
von Hautmann Lasius vom 28.7.1807 
stellen den Beginn des amtlichen Kata-
sterwesens im Amt Wildeshausen und 
im Oldenburger Münsterland dar. Durch 
die französische Okkupation vergingen 
jedoch noch weitere 29 Jahre, bis eine 
neue und vollständige Parzellarvermes-
sung durchgeführt wurde.

Abb. 2: Spezialkarte der Bauerschaft Rechterfeld, Sektion 18, Originalmaßstab 1: 4000, Vermessungs-
Comptoir 1807, Staatsarchiv Oldenburg Best. 298 VC XVI Nr. 16t
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Das Oldenburgische 
Grundsteuerkataster

Für den Neubeginn der Landesvermes-
sung in Oldenburg erwies sich die we-
nige Jahre zuvor begonnene Grundla-
genvermessung des Universalgelehrten 
Carl Friedrich Gauß (1777 bis 1855) als 
besonders hilfreich. Zur Fortsetzung der 
dänischen Gradmessung durch Hannover 
vollzog Gauß die Feldarbeiten selbst bis 
1823 und führte seine „Triangeln“ auch 
über oldenburgisches Gebiet. Haupt-
mann Lasius unterstützte Gauß dabei 
durch Zusendung von Lichtsignalen mit 
dem von Gauß erfundenen Heliotrop. 
Von 1828 bis 1844 wurde die Triangu-
lation über das ganze Königreich Han-
nover ausgedehnt und berührte mit 

Zustimmung der herzoglichen Kammer 
auch das südoldenburger Gebiet. 1829 
bis 1831 nahmen Friedrich Hartmann 
und Josef Gauß Winkelmessungen auf 
der Krapendorfer St. Andreaskirche und 
dem Signalberg in den Dammer Bergen 
vor.

Gegen Ende der 1820er Jahre wurde 
das Fehlen guter Karten und Flächen-
angaben zur gerechten Erhebung der 
Grundsteuern immer fühlbarer. Ab 1828 
erfolgten erste Maßnahmen zur Wieder-
aufnahme der unterbrochenen Landes-
vermessung. Hauptmann Lasius versuch-
te jedoch vergeblich, die rund 20 Jahre 
zuvor gesetzten Eichenpfähle der Drei-
eckspunkte wieder zu finden.

Nachdem G.S.O. Lasius nach einem rast-
losen Landvermesserleben am 4.2.1833 
verstarb, legte die Kammer im Mai 1833 
einen Bericht zur personellen Ausstat-
tung eines neu einzurichtenden Vermes-
sungsamtes vor. Nach intensiver Suche 
gelang es, den in preußischen Diensten 
stehenden Obergeometer Albert Phi-
libert Freiherr von Schrenck (1800 bis 
1877) für diese Aufgabe zu gewinnen. 

Unmittelbar nach Dienstantritt unter-
breitete von Schrenck seine Vorstellun-
gen zur Durchführung der Landesver-
messung. Mit Datum vom 14.1.1835 er-

Abb. 3: Cammer-Bekanntmachung vom 24.2.1836, Ausschnitt

Albert Philibert Freiherr von Schrenck (1800-1877)

Albert Philibert Freiherr von Schrenck wurde am 22.11.1800 in Aurich 
geboren. Er entstammt einer altbayerischen Adelsfamilie, von der sich 
eine Linie als Glaubensflüchtlinge in Ostfriesland niedergelassen hatte. 
Er absolvierte das Gymnasium in Aurich, bekam zeitweise privaten 
Mathematikunterricht durch den Astronomen Professor Jabbo Oltmanns 
(1783-1859) und nahm schon früh an Vermessungen zur Emsregulierung 

teil. 
Von Schrenck besuchte die 
Universität in Göttingen, wo 
er bei Carl Friedrich Gauß 
Mathematik studierte. Danach 
trat er in den preußischen 
Staatsdienst ein und wurde bei 
der Grundsteuervermessung 
im Bezirk Münster in 
leitender Funktion eingesetzt. 
Als ihn 1833 die Anfrage 
aus Oldenburg erreichte, 
war die westfälische 
K a t a s t e r v e r m e s s u n g 
weitgehend beendet. Von 
Schrenck nahm das Angebot 
daher gerne an und wurde 
am 23.02.1834 zum 

Obergeometer der Oldenburgischen Landesvermessung bestellt.
Von Schrenck wirkte in den folgenden Jahrzehnten sehr segensreich für 
das oldenburgische Vermessungswesen und hat sich in fachlicher Hinsicht 
hohe Anerkennung und bleibende Verdienste erworben. Nach 40 jähriger 
Dienstzeit trat er 1874 als geheimer Oberkammerrat in den Ruhestand 
und erhielt bei seinem Ausscheiden die Preußische Goldene Medaille für 
Kunst und Wissenschaft zur Würdigung seines Lebenswerkes. Hierzu hatte 
auch seine Arbeit als Kommissar der „Mitteleuropäischen Gradmessung“ 
zur Bestimmung der genauen Gestalt und Größe der Erde beigetragen. 
Sichtbares Zeichen dieser Erd- und Meridiangradvermessungen ist ein 
in Dangast am Jadebusen erhalten gebliebener Beobachtungspfeiler aus 
dem Jahr 1866. 
Albert Philibert Freiherr von Schrenck, der „Vater der Oldenburgischen 
Landesvermessung“ starb hoch geachtet am 01.08.1877 in Oldenburg.

Taubenrauch, Bedürfnis eines vollständigen Grundcatasters
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Abb. 4: Oldenburgisches Hauptdreiecksnetz von 1836, Ausschnitt Abb. 5: Oldenburgischer Steinpfeiler 
„Mordkuhlenberg“ auf dem Signalberg, Dammer Berge

ließ Großherzog Paul Friedrich August 
daraufhin eine Resolution für die Kam-
mer und verfügte, dass zur Regulierung 
der Grundsteuer eine umfassende Par-
zellarvermessung zunächst in den ehe-
mals münsterschen Ämtern vorgenom-
men werden solle. 

Am 24.2.1836 schließlich wurde die 
„Cammerbekanntmachung betreffend 
die spezielle Vermessung der zu dem 
vormals Münsterschen Landesteil ge-
hörigen Ämter“ erlassen. In dieser Be-
kanntmachung und den am gleichen 
Tage herausgegebenen „Instruction für 
das Verfahren bei der Vermessung des 
Grundeigentums in den Kreisen Vechta 
und Cloppenburg“ erfuhren die langjäh-
rigen Versuche zur Durchführung der ol-
denburgischen Landesvermessung nicht 
nur ihre Fortsetzung. Diese Vorschriften 
stellen gleichsam die Geburtsurkun-
den für das systematische, vollständige 
und amtlich geleitete Vermessungswe-

sen im Oldenburger Land dar. Die Spe-
zialvermessungen wurden durch eine 
zweite Kammerbekanntmachung vom 
24.11.1838 auf die alten Landesteile des 
Großherzogtums ausgeweitet.

Parallel zur Erarbeitung der organisa-
torischen Voraussetzungen nahm sich 
von Schrenck seiner praktischen Aufga-
ben an. Nichts lag näher, als sich in Hin-
blick auf die geodätischen Grundlagen 
der Landesvermessung an seinen Lehrer  
C.F. Gauß zu wenden und um Überlas-
sung der Ergebnisse der Hannoverschen 
Landesvermessung zu bitten. Gauß kam 
der Bitte gerne nach, zog die Berech-
nungen der gewünschten Koordinaten 
sogar vor und führte mit von Schrenck 
eine freundschaftliche Korrespondenz. 
Obergeometer von Schrenck konnte 
dadurch auf ein eigenes Dreiecksnetz 
ganz verzichten und musste lediglich 
noch den Schlossturm in Oldenburg als 
Ursprung des Koordinatensystems und 
den Turm der Alexanderkirche in Wil-
deshausen neu bestimmen. Das Grund-

lagennetz wurde mit 36 Punkten der II. 
Ordnung und 216 Punkten der III. Ord-
nung verdichtet und so der Rahmen für 
die Parzellarvermessug fertig gestellt. 
Bei den trigonometrischen Arbeiten er-
folgte eine Kennzeichnung verschiede-
ner Bodenpunkte durch feste, standsi-
chere Marken. So wurde beispielsweise 
ein mächtiger Oldenburgischer Stein-
pfeiler, genannt „Mordkuhlenberg“, an 
der Stelle des Hauptdreieckspunktes auf 
dem Signalberg in den Dammer Bergen 
eingesetzt. 

Als Maßeinheit der Vermessung legte die 
Kammerbekanntmachung die Oldenbur-
ger Katasterrute fest (1 Rute = 2,96 m).  
Flächeneinheit war das Katasterjück  
(1 Jück = 0,5603 Hektar). Das Maßsystem 
blieb bestehen, bis durch die „Maß- und 
Gewichtsordnung für den Norddeut-
schen Bund vom 17.8.1868“ das Meter-
maß zum 1.1.1872 in Oldenburg einge-
führt wurde.
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Abb. 7: Originalhandriss Kirchspiel Vechta, Flur 2, Abteilung IV, Osthoff und Bresgen, vermessen vom 
7. bis 19. August 1837

Abb. 6: Festlegung der Grenze des Kirchspiels Lohne im Welper Moor, Auszug aus dem Grenzhand-
buch, Hoffmann 1835

Zur Durchführung der Parzellarvermes-
sungen wurde die Einstellung zusätzli-
chen Personals erforderlich. Neben den 
noch aus dem Vermessungs-Comptoir 
übernommenen Kondukteuren Christian 
Ludwig Hoffmann und Hermann Osthoff 
bestand das leitende Personal aus den 
Vermessungskondukteuren Ihno Hayen 
Fimmen (1808 bis 1897) und Johann van 
Nes (1805 bis 1885). Insgesamt wurden 
unter ihrer Leitung 5 Geometer und 37 
Hilfsgeometer mit der Durchführung der 
Parzellarvermessug beauftragt.

Bereits vor Erlass der Kammerbekannt-
machung wurde mit besonderer Verfü-
gung vom 8.7.1835 im Kirchspiel Stein-
feld mit den Parzellarvermessungen be-
gonnen. Zu Beginn der Arbeiten stand 
jeweils die Festlegung der Kirchspiels-
grenzen unter Beteiligung der ortskun-
digen Bauervögte. Die Grenzen wurden 
in Grenzhandbüchern dokumentiert und 
die Kirchspiele in Fluren eingeteilt, die 
man an den Grenzen der Bauerschaf-
ten ausrichtete. Jede Flur wurde sodann 

mit einem Polygonzug umgeben, in den 
die Vermessungslinien zum Aufmaß der 
Grundstücksgrenzen, Gebäude, Kul-
turarten usw. eingebunden wurden. Für 
die Vermarkung der Vermessungspunk-
te benutzte man blau und rot angestri- 
chene Eichenpfähle. 

Vor Beginn der Parzellarvermessung 
wurde besonderer Wert auf die Anzei-
ge und Kennzeichnung der Eigentums-
grenzen durch die Grundeigentümer 
gelegt. Oft bestanden bereits natürliche 
Abgrenzungen wie Wallhecken, Grä-
ben oder Feldsteinsetzungen. Oftmals 
konnten die Eigentümer auch nur mit 
Zwangsmitteln zur Kennzeichnung und 
Anzeige ihrer Flächen bewogen werden. 

Die Vermessungsergebnisse wurden im 
Felde in Manuale und Kladden eingetra-
gen. Aus ihnen wurden fast maßstäbli-
che Parzellarhandrisse – die so genann-
ten „Originalhandrisse“ – hergestellt, 
vorzügliche, farbig angelegte und sehr 
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saubere Abschriften mit allen vermes-
senen Details und Zahlenangaben. Au-
ßerdem erfolgten Eintragungen vieler 
weiterer Angaben, so die Namen, Erbe-
squalitäten und Berufe der Eigentümer. 
Insbesondere war nach der Instruktion 
von 1836 auch die vollständige Erfassung 
der Flurnamen vorgeschrieben. Zu jeder 
Flur entstanden mehrere Originalhand-
risse, denen ein topographischer Über-
sichtshandriss voran gestellt wurde.

Die bis heute vollständig in den Archiven 
der Katasterämter vorhandenen Origi-
nalhandrisse bildeten die Grundlage zur 
Anfertigung der Flurkarten. Es entstan-
den landesweit rund 3.100 Flurkarten als 
Inselkarten, überwiegend im Maßstab 
1 : 3000. Von jeder Flurkarte gab es drei 
Exemplare. Die Originalkarte (Urkarte) 

blieb unverändert in der Vermessungs-
direktion. Als Nadelstichkopie entstan-
den eine „Supplement-Flurkarte“ für die 
Direktion und eine „Amts-Flurkarte“ für 
die örtliche Behörde zur Eintragung der 
Veränderungen.

Die ausgesprochen gründliche Vorge-
hensweise bewirkte eine Dauer der Ver-
messungsarbeiten bis zum Jahre 1855. 
Die Landesvermessung wurde zwar 
schon 1850 für beendet angesehen, 
aber erst mit den Vermessungen der 
Kirchspiele Damme, Holdorf und Neuen-
kirchen abgeschlossen. Letztere waren 
zurückgestellt worden, weil zunächst  
– ohne Ergebnis – geprüft wurde, ob die 
um 1790 beendete Osnabrücker Landes-
vermessung für diese Kirchspiele nutzbar 
zu machen sei.

Nach Beendigung der Vermessungsar-
beiten erfolgte die Flächenberechnung 
der einzelnen Parzellen. Diese Arbeiten 
unterlagen strenger Kontrollen zur 

Abb. 8: Übersichtshandriss zur Flur 28 des Kirchspiels Crapendorf, Fimmen und Reuter 1836

Abb. 9: Flurkarte der Flur 29 des Kirchspiels Crapendorf, Originalmaßstab 1:1000, 
Fimmen und Albers 1836
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Aufdeckung von Berechnungsfehlern. 
Danach wurden provisorische Güterver-
zeichnisse angelegt, in denen die Par-
zellen geordnet nach Grundstückseigen-
tümer zusammengestellt wurden. Der 
Kirchspielvogt stellte jedem Grundstücks-
eigentümer Auszüge aus den fertigen 
Güterverzeichnisse zur Durchsicht zu. 
Nach Ausräumung der Einwendungen 
und möglichen Überprüfungen wurden 
die Verzeichnisse in Kraft gesetzt.

Mit Fertigstellung des Flurkartenwerkes 
und der Parzellierung war der erste Teil 
des Grundsteuerkatasters vollbracht. 
Zur gerechten Steuererhebung mus-
ste noch die amtliche Bodenschätzung 
für alle steuerpflichtigen Grundstücke 
und Gebäude durchgeführt werden. 
Ausschließlich für die Durchführung 
der Schätzungsarbeiten wurde dazu ei-
ne Katasterdirektion eingerichtet. Am  
18. 5. 1855 erließ die Regierung als Ar-
beitsgrundlagen die Gesetze über die 
Ermittlung des Steuerkapitals der Grund-
stücke und Gebäude (Abschätzungsge-
setz), über die Errichtung, Einrichtung 
und Erhaltung des Katasters (Katasterge-
setz) und über die anderweitige Veran-
lagung der Grund- und Gebäudesteuer 
(Grundsteuergesetz). 

Nach einer am gleichen Tage heraus-
gegebenen Abschätzungsinstruktion 
erfolgte die Schätzung des gesamten 
Staatsgebietes von 1858 bis 1862. Un-
ter der Leitung der Katasterdirektion 
erledigten eine General-Abschätzungs-
kommission und 14 regional eingesetz-
te Spezial-Abschätzungskommissionen 
die Schätzungsarbeiten. Deren Mitglie-
der bestanden aus landwirtschaftlich 
vorgebildeten, ortskundigen Personen 
und wurden teilweise innerhalb der 
Gemeinden gewählt. Nach Abschluss 
der Schätzungsarbeiten vergingen vier 
weitere Jahre für die Anfertigung der 
Katasterregister. Die Ergebnisse der er-
sten zuverlässigen Bodenschätzung in 
Oldenburg wurden zusammen mit den 
Vermessungsergebnissen der Landes-
vermessung in Flurbücher, Mutterrollen 
und alphabetische Namensverzeichnisse 
eingetragen. 

Am 1.1.1866 wurde das nun durch die 
Schätzung vollständige Oldenburgische 
Urkataster eingeführt und erstmalig 
für 1866 die neue Grund- und Gebäu-
desteuer erhoben. Aus dem ersten Jah-
resabschluss des neuen Grund- und Ge-
bäudesteuerkatasters ergab sich 1866 
ein Flächeninhalt des Herzogtums von 
537.585 Hektar mit 419.400 Parzellen. 
Davon waren 245.766 Hektar landwirt-
schaftlicher Kulturboden, 244.224 Hekt-
ar unkultivierter Boden und 31.500 Hekt-
ar Waldfläche sowie ein Bestand von 
42.600 Gebäuden. 

Die 1850 eingesetzte Katasterdirektion 
hatte also 1866 bereits ihre Aufgaben 
erfüllt und wurde aufgehoben. Vermes-
sungsdirektor von Schrenck wurde als 
Mitglied in die Kammer berufen und 
leitete als Chef eines „Kataster- und Ver-
messungsbureaus“ die Tätigkeiten der 
folgenden Jahre. Das Bureau bestand 
aus den beiden Abteilungen für Kata-
sterangelegenheiten und für Landesöko-
nomieangelegenheiten.

Abb. 10: Flurbuch, Mutterrolle, Alphabetisches Namensverzeichnis
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Kartographische Ergebnisse

Mit der oldenburgischen Parzellarver-
messung wurde nicht nur die Grundlage 
für das Grund- und Gebäudesteuerka-
taster geschaffen. Im Gegensatz zu vie-
len anderen Staaten dienten die Origi-
nalhandrisse, Übersichtshandrisse und 
Flurkarten in Oldenburg von Anfang an 
zur Ableitung topographischer Karten-
werke.

Parallel zum Fortschritt der Parzellar-
vermessung entstanden ab 1836 unter 
entsprechender Verkleinerung und Ge-
neralisierung aus den Übersichtshand-
rissen flächendeckend die so genannten 

„Kirchspielskarten“. Die insgesamt 107 
Karten wurden als Strichzeichnungen 
auf Papier ausgeführt und stellen über-
wiegend im Maßstab 1 : 20 000 die to-
pographischen Gegebenheiten für den 
Bereich eines Kirchspiels dar. 

Aus den Kirchspielskarten wurden durch 
Verkleinerung topographische „Amts-
karten“ abgeleitet. Es entstanden über-
wiegend im Maßstab 1 : 40 000 insge-
samt 17 Amts- oder Ämterkarten. Die 
Arbeiten an diesem Kartenwerk fanden 
keinen Abschluss, da ab 1849 mit den To-
pographischen Karten 1 : 50 000 für das 
Herzogtum Oldenburg ein neues, ein-
heitliches Kartenwerk aufgelegt wurde.

In der Maßstabsreihe machte sich schnell 
das Fehlen einer weiteren topographi-

schen Übersichtskarte bemerkbar. Für 
Zwecke der Markenteilungen, der Stra-
ßenplanung oder Moorregulierungen 
benötigte man ständig Karten im mittle-
ren Maßstabsbereich. Hierzu waren die 
Kirchspiels- und Ämterkarten zwar vor-
züglich geeignet. Allerdings konnten sie 
als Handzeichnungen nur unter erheb-
lichem Aufwand vervielfältigt werden. 
Als Gegenmaßnahme kam nur die Erstel-
lung eines zusätzlichen topographischen 
Kartenwerkes im Maßstab 1 : 50 000 als 
Lithographie und die Verbreitung als ge-
druckte Karten in Betracht. Die lithogra-
phischen Arbeiten unter Leitung des aus 
preußischen Diensten übernommenen 
Ingenieurgeographen August Eduard 
Hermann Francke begannen im Februar 
1854 durch den Oldenburger Buchdruk-
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vortrefflich und bei aller Feinheit doch 
klar und deutlich.“ Die Karte erlebte bis 
1913 insgesamt 9 Auflagen.

Katasterfortführung

Schon während der Vermessungsarbei-
ten ab 1836 traten laufend Veränderun-
gen im Bestand der Parzellen ein. Sie 
resultierten aus den Markenzuschlägen 
und aus den parallel ständig stattfin-
denden Markenteilungen. Aber auch 
Straßenbau, Erbfälle, Verkäufe oder die 

ker Gerhard Stalling. Das Kartenwerk 
wurde trotz vielfältiger Verzögerungen 
bis 1865 in 14 Blättern fertig gestellt, 
einzelne Blätter erlebten bis 1921 bis zu 
14 Auflagen.

Die Anfertigung einer topographischen 
Generalkarte des gesamten Herzogtums 
als krönender Abschluss der Vermes-
sungsarbeiten lag Vermessungsdirektor 
von Schrenck besonders am Herzen. 1848 
schlug er in einem Jahresbericht für die 
Kammer vor, eine Generalkarte im Maß-

stab 1 : 200 000 als Kupferstich und Druck 
herauszugeben. Am 29.5.1856 wurden 
die ersten handkolorierten Drucke der 
„Karte von dem Herzogthume Olden-
burg“ dem Staatsministerium vorgelegt. 
Die Karte fand allgemeinen Beifall und 
der bekannte Chef der Trigonometri-
schen Abteilung im Großen Generalstab 
der Preußischen Armee, Generalmajor 
Johann Jakob Baeyer, urteilte aus dem 
fernen Berlin: „Es ist eine höchst gedie-
gene und wohlgelungene Arbeit, über 
die sich jeder freuen muß, der sie mit 
Aufmerksamkeit durchgeht. Der Stich ist 
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Die Erfassung von Veränderungen ge-
schah ab 1866 in Handrissen. Für jeden 
Fortführungsfall des Katasters war ein 
eigener Handriss anzulegen. Geordnet 
nach Gemeinden und Fluren wurden die 
einzelnen Handrisse jahrgangsweise zu 
sogenannten „Supplementhandrissen“ 
zusammengeheftet. In den Handrissen 
waren neben den Eigentümern, den 
Kulturarten und Parzellennummern 
auch die Vermessungszahlen in Tusche 
einzutragen, neuer Zustand in Rot. Die 
Handrisse wurden in der Regel abends 
akkurat abgezeichnet. Im Felde führten 
die Vermessungskondukteure freihändig 
mit Bleistift kleine Kladden, so genannte 
„Manuale“. 

Auf der Grundlage der Vermessungen 
und weiteren Angaben wurden die Regis- 

Die Grundstückseigentümer hatten un-
ter Androhung einer Ordnungsstrafe die 
Veränderungen zu bestimmten Terminen 
anzumelden. Die Veränderungen wur-
den jahrgangsweise und getrennt nach 
Gemeinden aufgenommen. Bei Verände-
rungen der Form der Parzellen oder des 
Wertes erfolgten vorab entsprechende 
Vermessungen oder Abschätzungen.

Errichtung neuer Gebäude bewirkten 
Veränderungen aller Art. 

Als mit der Fertigstellung des Oldenbur-
gischen Urkatasters zum 1.1.1866 auch 
das seit 1803 angestrebte neue Grund- 
und Gebäudesteuersystem eingeführt 
wurde, bestand die wesentliche Aufga-
be in der ständigen und zeitnahen Fort-
führung des Katasters. Hierzu erließ die 
Kammer am 1.2.1866 die neue „Instruk-
tion für das Verfahren bei der Aufnah-
me und Nachtragung (Fortschreibung) 
der in Betreff des Grund- und Gebäude-
steuerkatasters des Herzogtums Olden-
burg eingetretenen Veränderungen“. 

Abb. 13: Eisenbahnvermessung im Supplementhandriss 1905 
für Lohne Flur 29 und fortgeführte Flurkarte
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Amtsbezirke Berne, Delmenhorst und 
Wildeshausen den Distrikt Delmenhorst. 
Das Amt Friesoythe wurde als Fortschrei-
bungsbezirk dem Distrikt Westerstede 
zugeordnet.

Für den Distrikt Cloppenburg wurde der 
am 9.3.1815 in Damme geborene Albert 
Schilgen als erster Fortschreibungsbeam-
ter bestellt. Albert Schilgen leitete den 
Fortschreibungsdistrikt Cloppenburg, bis 
er im 72. Lebensjahr zum 1.1.1888 auf 
eigenes Ansuchen in den Ruhestand ver-
setzt wurde. Er starb am 31.1.1893. 

Erster Fortschreibungsbeamter für den 
Distrikt Vechta wurde der am 28.5.1816 
in Wolfsgarten-Gemind geborene Lud-
wig Wilhelm Schopen. Er war 1837 aus 
preußischen Diensten im Bereich Aa-
chen übernommen worden. Er wohnte 
in Lastrup. 1849 und nochmals 1856 bis 
1857 war Schopen Mitglied des Olden-

ter fortgeführt. In Flurbuch und Mutter-
rolle wurden die veränderten Parzellen-
nummern bzw. Eigentümernamen mit 
roter Tusche durchgestrichen. An der Art 
und Weise der Katasterfortführung än-
derte sich bis 1948 grundsätzlich nichts. 
Bis dahin war für Vermessungen die 
Instruktion von 1836 und für die Fort-
schreibung der Register die Instruktion 
von 1866 jeweils mit den zahlreichen in 
späteren Jahren erlassenen Ergänzungs-
vorschriften anzuwenden.

Oldenburg verfügte 1866 über ein äu-
ßerst modernes Grund- und Gebäude-
steuerkataster. Der Kölner Obergeome-
ter Winckel urteilte 1882 in dem Stan-
dardwerk „Das Vermessungswesen im 
Dienste der Staatsverwaltung“ über 
dessen Qualität: „Wenigen Fachgenos-
sen dürfte es bekannt gewesen sein, 
dass das Vermessungswesen in der äus-
sersten nordwestlichen Ecke unseres Va-
terlandes in solcher Blüte steht; mögen 
diese Zeilen dazu beitragen, dass andere 
größere deutsche Staaten Sorge tragen, 

Abb. 16: Karl Wilhelm Eduard Scheffler 
(1826 bis 1905), Fortschreibungsbeamter in 
Delmenhorst von 1866 bis 1867

Abb. 14 Albert Schilgen (1815 - 1893), Fortschrei-
bungsbeamter in Cloppenburg von 1866 bis 1888

Abb. 15: Ludwig Wilhelm Schopen (1816 bis 
1871), Fortschreibungsbeamter in Vechta 
von 1866 bis 1871

von dem kleinen Grossherzogthum an 
der Nordseeküste nicht ferner beschämt 
zu werden.“ 

Fortschreibungsdistrikte  
 und -beamte ab 1866

Die Organisation des Vermessungswe-
sens in der Ortsinstanz orientierte sich 
an der Einteilung des Landes in Amts-
bezirke und Ämter. Die althergebrachte 
Gliederung nach Kirchspielen war erst 
kurz zuvor mit dem „Gesetz betreffend 
die Einrichtung der Ämter im Herzogt-
hum Oldenburg vom 29.8.1857“ geän-
dert worden. 

In den südlichen Landesteilen des Groß-
herzogtums entstanden die neuen Amts-
bezirke Delmenhorst (mit den Ämtern 
Delmenhorst und Ganderkesee), Wildes-
hausen, Friesoythe, Cloppenburg, Lö-
ningen, Vechta, Steinfeld und Damme. 
Hierfür richtete die herzogliche Kammer 
mit Bekanntmachung vom 9.2.1866 die 
Kataster-Fortschreibungsdistrikte Del-
menhorst, Cloppenburg und Vechta ein. 
Sie bestanden jeweils aus mehreren Fort-
schreibungsbezirken, welche mit den 
einzelnen Amtsbezirken identisch wa-
ren. So bildeten die Amtsbezirke Vechta, 
Steinfeld und Damme als Fortschrei-
bungsbezirke den Distrikt Vechta, die 
Amtsbezirke Cloppenburg und Lönin-
gen den Distrikt Cloppenburg und die 
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tragen. Damit wurden sie aus den Amts-
bezirken herausgelöst, quasi „entkom-
munalisiert“, und es entstanden erstmals 
selbständige Katasterdienststellen. 

Die Behördenbezeichnung „Kataster-
amt“ ist im Jahr 1919 eingeführt wor-
den. Diese neue Organisationsform wur-
de drei Jahre später durch das „Gesetz 
für den Landesteil Oldenburg über die 
Einrichtung und Erhaltung des Katasters 
vom 13.3.1922“ geregelt. Es bestimmte 
auch, dass das Kataster- und Vermes-
sungsbureau in Oldenburg durch eine 
Vermessungsdirektion abgelöst wurde, 
welche die Aufsicht über die Kataster-
ämter führte. 

Das Oldenburgische Vermessungs- und 
Katasterwesen verlor seine organisato-
rische und rechtliche Selbstständigkeit 
mit der Eingliederung Oldenburgs in 
das Land Niedersachsen im Jahr 1946. 
Noch einmal gab es mit dem „Olden-
burgischen Fortführungserlass vom 
4.12.1948“ eine eigene fachliche An-
weisung aus Anlass der Übernahme der 
Reichsbodenschätzung, mit der eine 
Vereinheitlichung von Bezeichnungen 
und die Angleichung der Fortführungs-
bestimmungen (z. B. Einführung von 
Grenzverhandlungen) verfolgt wurde.

sterstede zugeordnet und vom dortigen 
Vermessungsinspektor Rudolph Aselmus 
Franziskus Keppel betreut. Aufgrund 
der vielen Vermessungen führten von 
1866 bis 1872 der Vermessungsinspektor 
Tewes Schacht und von 1873 bis 1878 
der Vermessungskondukteur Johann 
Heinrich Kaak die Katastergeschäfte im 
Fortschreibungsbezirk Friesoythe. Als 
Kaak nach dem Tod Keppels 1878 die 
Stelle des Fortschreibungsbeamten in 
Westerstede übernahm, wurde der Be-
zirk Friesoythe zu einem eigenständigen 
Fortschreibungsdistrikt aufgewertet. 
Erster Fortschreibungsbeamter war ab 
1.7.1878 der Vermessungskondukteur 
Theodor Bohlmann.

Die Fortschreibungsbeamten unterstan-
den in dienstlicher Beziehung direkt der 
Kammer und hinsichtlich der technischen 
Ausführung der Amtsgeschäfte dem Ka-
taster- und Vermessungsbureau. Sie wur-
den den betreffenden Amtsbezirken des 
Distrikts (später Landkreise) zugeordnet 
und den Amtshauptmännern gleichge-
stellt. In den Amtshäusern stellte man 
den Fortschreibungsbeamten Räumlich-
keiten zur Verfügung, die so genannten 
Fortschreibungslokale. Hier wurden die 
Katasterunterlagen deponiert, die Ver-
waltungstätigkeiten ausgeführt und 
Sprechstunden abgehalten. Von einem 
Katasteramt im heutigen Sinne konnte 
keine Rede sein. Die Führung des Kata-
sters wurde über Jahrzehnte mit einem 
Minimum an Verwaltungsaufwand und 
Personaleinsatz organisiert. Für örtliche 
Vermessungsarbeiten hatten die Ämter 
Hilfsarbeiter abzustellen. 

An den Zuständigkeitsbereichen der 
Fortschreibungsdistrikte im Oldenbur-
ger Münsterland gab es bis 1933 keine 
grundlegenden Veränderungen. Mit 
Verfügung der Kammer vom 9.11.1910 
wurde den Fortschreibungsbeamten die 
selbständige Verwaltung der Katasterge-
schäfte in eigener Verantwortung über-

burgischen Landtages. Schopen starb 
bereits am 22.5.1871 in Vechta.

Fortschreibungsbeamter für den Di-
strikt Delmenhorst war ab 1866 der am 
5.2.1826 in Blankenburg/Harz gebore-
ne Vermessungsinspektor Karl Wilhelm 
Eduard Scheffler. Scheffler war als Fort-
schreibungsbeamter in Delmenhorst 
auch für den Fortschreibungsbezirk 
Wildeshausen mit zuständig. Er wechsel-
te bereits 1867 in die Eisenbahndirekti-
on und ab 1880 als Vorstand des Kata-
sterbüros nach Birkenfeld. Am 1.5.1882 
wurde Scheffler zum Leitenden Beamten 
des Kataster- und Vermessungsbureaus 
in Oldenburg ernannt und damit einer 
der Nachfolger von Vermessungsdirektor 
von Schrenck. Scheffler trat am 15.1.1904 
unter Verleihung des Titels Geheimer 
Oberkammerrat in den Ruhestand und 
starb am 17.6.1905.

Das Amt Wildeshausen wurde 1866 als 
Fortschreibungsbezirk dem Distrikt Del-
menhorst zugeordnet und vom dor-
tigen Fortschreibungsbeamten Scheff-
ler betreut. Das Amt Wildeshausen ist 
vermutlich im Jahr 1874 zu einem ei-
genständigen Fortschreibungsdistrikt 
aufgewertet worden. Erster Fortschrei-
bungsbeamter in Wildeshausen war der 
am 20.8.1842 geborene Vermessungs-
kondukteur Theodor Bohlmann, der in 
gleicher Funktion 1878 nach Friesoythe 
wechselte und ab 1887 als Fortschrei-
bungsbeamter im Distrikt Delmenhorst 
eingesetzt wurde.

Das Amt Friesoythe wurde 1866 als 
Fortschreibungsbezirk dem Distrikt We-
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Migrationsvorarbeiten in der Behörde 
für Geoinformation, Landentwicklung 
und Liegenschaften (GLL) Sulingen (seit  
1. Januar 2011 Regionaldirektion Sulin-
gen des Landesamtes für Geoinforma-
tion und Landentwicklung Niedersach-
sen) entstanden. Fallbeschäftigungen 
entstehen oft aus einer Situation, in der 
Widersprüche oder Ungereimtheiten 
aufzuklären sind. Bevor aber auf den 
praktischen Fall eingegangen wird, zu-
erst ein paar Bemerkungen über die 
Entstehung des Katasters im ehemaligen 
Königreich Hannover, das nach dem 
Krieg von 1866 dem Königreich Preu-
ßen zugeordnet worden ist. Hiermit soll 
aufgezeigt werden, warum schon früh-
zeitig die „Streitige Grenze“ Thema bei 
Vermessungsarbeiten war und wie sich 
später die Erkenntnis eines nicht zwei-
felsfreien Katasternachweises ergeben 
hat.

Historischer Überblick

Die Einrichtung des Liegenschaftskata-
sters und damit die verbundene Anla-
ge eines zusammenhängenden Karten-
werks für das Staatsgebiet Preußens in 
den alten und den neuen Provinzen ist 
mit den beiden Gesetzen vom 21. Mai 
1861 betreffend die anderweitige Rege-
lung der Grundsteuer und die Einfüh-
rung einer allgemeinen Gebäudesteuer 
erfolgt. Wegen der Kürze der zur Ver-
fügung stehenden Zeit und im Hinblick 
auf die zu erwartenden hohen Kosten 
für ein derartiges Werk sollte insbeson-

Der Begriff „Streitige Grenze“ ist so alt, 
wie die Einrichtung des Liegenschaftska-
tasters selbst. Auch bei den Beratungen 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) war 
die streitige Grenze ein Antragspunkt. 
Letztendlich hat sich aber in § 920 der 
Begriff der „Grenzverwirrung“ durch-
gesetzt. Umgangssprachlich ist der Be-
griff der „Streitigen Grenze“ auch heu-
te noch aktuell, insbesondere wenn sich 
die Situation eines Grenzstreits zwischen 
Nachbarn auf die ausführende Vermes-
sungsstelle fokussiert. So findet man 
im Internet unter http://www.rechts-
verweigerung.de/Streitige_Grenze.ht-
ml folgenden Vermerk: „Vorliegendes 
Schreiben beweist, dass seitens der Ver-
messungs- und Katasterbehörde von 
Anfang an überhaupt kein Interesse an 
einer sowohl sachlich als auch rechtlich 
richtigen Behandlung des Antrags auf 
Grenzherstellung bestand. Anstatt, wie 
zwingend vorgeschrieben, eine örtliche 
Nachmessung durchzuführen, … , sind 
die hier verantwortlichen Personen auf 
den rechtlich völlig haltlosen Begriff der 
„Streitigen Grenze“ verfallen, d. h. es 
wurde hier arglistig vorgetäuscht, als sei 
die Grenze nicht ermittelbar. Dass hin-
ter dieser Vorgehensweise die Absicht 
stand, mit Hilfe der unzuständigen Zi-
vilgerichte einem dem Nachbarn und 
der Behörde selbst genehmen „Grenz-
verlauf“ durchzusetzen, beweist der 
weitere Vorgang des Skandals.“ Hinter 
alledem steht immer das Wort „Streit“ 
im Raum. Streiten sich Nachbarn über 
den Grenzverlauf? Streitet sich die Ver-
messungsstelle mit den Eigentümern? 
Sind die Unterlagen einfach nicht ge-
eignet, eine eindeutige Aussage über 

Nachweis einer „Streitigen Grenze“ im Liegenschaftskataster und im 
Grundbuch

hier: Fehlender Nachweis der Streitigen Grenze in der Liegenschaftskarte und im Grundbuch

Von Helmut Meyer 

den Grenzverlauf zu ermöglichen? Oder 
sind die Grenznachbarn nicht in der La-
ge oder Willens, sich in diesen Fällen 
einvernehmlich auf einen Grenzverlauf 
zu einigen? Dazu wäre erst einmal zu 
definieren, was Streit ist. Schon Johann 
Wolfgang von Goethe notierte zum 
Thema Streit: „Gegner glauben uns zu 
widerlegen, wenn sie ihre Meinung 
wiederholen und auf die unsrige nicht 
achten.“ Oder um es ein wenig boshaft 
zu betrachten, ist Streit ein Disput zwi-
schen zwei Menschen, bei dem beide 
als erste das letzte Wort haben wollen. 
Doch worin unterscheidet sich der Streit 
von einem Konflikt? Streit ist eine ver-
bale Form der Konfliktaustragung im 
zwischenmenschlichen Bereich, in wel-
cher voneinander abweichende Stand-
punkte oder Problemsichten in Bezug 
auf Sachverhalt, Handlung oder Verhal-
ten mindestens von einem Beteiligten 
kontrovers diskutiert werden. Ob die 
adjektivische Ableitung vom Substantiv 
Streit nun streitig oder, wie es Kritiker 
meinen, strittig heißt, sei dahingestellt. 
Zumindest steht fest, die Vermessungs-
stelle hat weder mit den beteiligten 
Grundstückseigentümern noch mit den 
Unterlagen Streit; vielmehr ist der Ka-
tasternachweis nicht zweifelsfrei in die 
Örtlichkeit übertragbar und die betei-
ligten Grundstückseigentümer werden 
sich über den Verlauf der Grenze nicht 
einig. Aus diesem Grunde hat sich recht-
lich in Niedersachsen im Laufe der Jahre 
aus dem Begriff „Streitige Grenze“ der 
Begriff „Zweifelhafter Grenznachweis“ 
und nunmehr der Begriff „Zweifelhafter 
Flurstücksnachweis“ entwickelt. 

Die Beschäftigung des Autors mit dem 
Thema „Streitige Grenze“ ist im Zu-
sammenhang mit einem praktischen 
Fall und aus der Erledigung von ALKIS-
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standteil der katastertechnischen Ar-
beit. So schrieb bereits das Gesetz vom 
30. Juni 1842 über das Verfahren in Ge-
meinheitsteilungen und Verkopplungen 
vor, dass, sofern bei etwaigen Grenz-
streitigkeiten die streitige Grenze mit 
der Landesgrenze zusammenfällt, beim 
Minister des Innern eine Anzeige zu ma-
chen ist, damit wegen gemeinsamer Re-
gelung der Landes- und Eigentumsgren-
ze eine „Einleitung getroffen werden 
könne“. Die Instruktion des Königlichen 
Landesökonomie-Kollegiums Celle vom 
7. Oktober 1831 regelte für die bei Ge-
meinheitsteilungen tätigen Landmesser: 
„Streitige Grenzen sind nach beidersei-
tigen Angaben der Parteien aufzumes-
sen, zu kartieren und durch Beischrift zu 
kennzeichnen, z. B. Angabe der Grenze 
des A, Angabe der Grenze des B“. Die 
Anweisung vom 7. Mai 1868 für das Ver-
fahren bei den Vermessungsarbeiten 
besagte: „Walten Streitigkeiten über 
die Grenze der Gemeinde ob, die nicht 
sogleich beseitigt werden können, so 
ist die Grenze mit Berücksichtigung der 
Örtlichkeit in möglichst zweckentspre-
chender Art aufzunehmen, das Sachver-
hältnis aber in der Grenzverhandlung zu 
erörtern. Auch ist die streitige Grenze 
demnächst in der Gemarkungsakte er-
kennbar zu bezeichnen.“ Es entsteht 
der Eindruck, dass sich bei Anlegung des 
Grundsteuerkatasters Zweifelsfragen 
über den Grenzverlauf überwiegend auf 
die Gemeindegrenzen erstreckten, die 
noch einer Regelung durch Vorschriften 
bedurften. 

Nach Abschluss der Einrichtungsarbeiten 
wurden umgehend Anweisungen erlas-
sen, die sich insbesondere mit den Un-
zulänglichkeiten bei der erstmaligen 
Aufmessung der Eigentumsgrenzen so-
wie den Verfahrensabläufen zur mög-
lichen Bereinigung der Widersprüche 
auseinandersetzten. In der Anweisung 
VIII von 1881, die das Verfahren bei 
Erneuerung der Karten und Bücher 

dere auf bereits vorliegende Karten-
werke zurückgegriffen werden. Für die 
Provinz Hannover, die erst 1866 in das 
Königreich Preußen eingegliedert wor-
den war, stand hierfür lediglich ein Zeit-
raum von acht Jahren zur Verfügung, 
da durch Gesetz von 1870 die Erhebung 
einer einheitlichen Grundsteuer bereits 
ab dem 1. Januar 1875 bestimmt worden 
war. Der Krieg von 1870/71 führte aller-
dings zu einer Verschiebung des Termins 
auf den 1. Januar 1876. Bei der Herstel-
lung der Karten nahm man deshalb geo-
metrische Ungenauigkeiten in Kauf und 
benutzte, soweit vorhanden, geeignete 
Kartenunterlagen wie Separations-, Ver-
kopplungs-, Forst- oder Deichkarten. Die 
verbleibende Restfläche leitete man aus 
dem Ergebnis von örtlichen Arbeiten 
ab. Für die Provinz Hannover bedeute-
te dies, dass für 59 % der Provinz vor-
handene Karten benutzt und für 41 % 
Neumessungen durchgeführt wurden. 
Da etwa zwei Drittel der Messungskräf-
te kurz eingewiesene Kaufleute, Öko-
nomen, Bauhandwerker, Offiziere und 
Schulentlassene waren, genügten die 
angefertigten Karten nicht immer den 
erforderlichen vermessungstechnischen 
Ansprüchen. Die im Rahmen von ört-
lichen Arbeiten aufgenommenen Kar-
ten haben mitunter den Mangel, dass 
fehlerhafte oder widersprüchliche Auf-
nahmen nicht ausgeschlossen werden 
konnten. Da die Aufbewahrung der 
Vermessungszahlen für steuerliche Zwe-
cke nicht erforderlich war, kommt das 
Grundsteuerkataster in diesen Bereichen 
häufig nur einem grafischen Kataster 
gleich. Daher führte man mit den An-
weisungen VIII und IX von 1881 und der 
Anweisung II von 1896 die Einhaltung 
von Fehlergrenzen, Sicherungsmaßen, 
unterirdischen Abmarkungen und Mes-
sungsverhandlungen als Ergebnis der 
Messung verpflichtend ein. 

Erstellung des Kartenwerks

Bei der Herstellung der Gemarkungskar-
ten wurden zunächst die Grenzen der 
Gemarkungen und der Gemeinden un-

ter Benutzung vorhandener Karten und 
Grenzverhandlungen auf einem Grenz-
begange festgestellt, zu dem die jewei-
ligen Gemeindevorsteher einzuladen 
waren. Für die Aufnahme der einzelnen 
Grundstücke, die so genannte Stück-
vermessung, waren durch den Gemein-
devorstand ein Verzeichnis sämtlicher 
Grundbesitzer, vom Amtsgericht Aus-
züge aus den Hypothekenbüchern mit 
den Namen der Eigentümer sowie ein 
Nachweis über die künftig steuerfreien 
Liegenschaften beizubringen. Die- 
se Unterlagen bildeten die Grundlage 
bei der Ausführung der Vermessung und 
für die Ermittlung der Eigentümer der 
einzelnen Grundstücke. Aufgenommen 
wurden bei der Stückvermessung neben 
den Grenzen der Gemarkungen und der 
Gemeinden auch alle Eigentumsgren-
zen sowie Wege, das Schienennetz der 
Eisenbahn, Deiche, Gewässerverläufe, 
die Grenzen der Kulturarten, Gebäude, 
Mauern, Hecken, Erdwälle, Gräben von 
erheblicher Bedeutung sowie Brücken, 
Schleusen, Wegweiser und andere be-
sonders bedeutsame Landschaftsmerk-
male. Die Eigentümer waren durch öf-
fentliche Bekanntmachung eingeladen 
und aufgefordert, ihre Grenzen selbst 
oder durch geeignete Vertreter anzuzei-
gen. Das Ergebnis der Vermessung und 
der Einschätzung der Liegenschaften in 
Form von Flurbuch und Kartenkopien 
wurde für den Zeitraum von sechs Wo-
chen an einem bestimmten Ort des be-
treffenden Kreises unter Anwesenheit 
eines technischen Beamten offengelegt.

Grenzverläufe, über die kein Einver-
ständnis der Parteien erreicht werden 
konnte, waren schon damals ein Be-
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müsse die Grenze in einem Abstand von 
ca. 50 cm von der Hauswand des Hauses 
A verlaufen.

Das Liegenschaftskataster weist in der 
Kartendarstellung den vom Wider-
spruchführer beschriebenen Grenzver-
lauf aus. Ausgehend von der südlich 
gelegenen Straße verläuft die Grenze 
zwischen den Grundstücken A und B in 
einer Länge von etwa 14 m direkt ent-
lang der östlichen Hausseite des Hauses 
A, von hier aus in einer Länge von etwa 
5 m auf die östliche Gebäudeseite des 
Nebengebäudes, direkt entlang der öst-
lichen Gebäudeseite in einer Länge von 
rund 10 m und von hier in gerader Linie 
auf einen etwa 30 m entfernt stehenden 
Grenzstein. Das Gebäude in einer Länge 
von rund 14 m hat in diesem Bereich kei-
nen direkten Grenzbezug. 

Vorgehensweise

Für den Bereich des oben beschriebenen 
Grenzverlaufs sind im Liegenschaftska-
taster folgende Unterlagen, die die 
Grundlage für die Darstellung in der 
Liegenschaftskarte bilden, vorhanden:

1. Die Liegenschaftskarte (Flurkarte) als 
so genannte Urkarte (Grundsteuer-
karte) aus dem Jahre 1871. Auf der 
Karte ist folgendes vermerkt: Mit Be-
nutzung einer von R. Lucas, Sergeant 
im Ingenieur-Corps gefertigten Kar-
te, im Felde bearbeitet unter Lei-
tung des Personal-Vorstehers Marck 
(Tagesdatum nicht mehr vorhanden) 
Februar 1870 durch den Feldmesser 
Döhrmann. Kartiert im Dezember 
1871 durch den Geodätiker Mente.

2. Liegenschaftskarte als Rahmenflur-
karte im digitalen Archiv. Diese Kar-
te war vor Einführung der Automa-

die Vermessung Ausführende seinen 
Einfluss dahin geltend zu machen habe, 
dass eine Einigung der Parteien erzielt 
wird, so dass Grenzstreitigkeiten besei-
tigt oder vermieden werden.

Praktisches Fallbeispiel

Anhand eines praktischen Falles soll der 
Lebenslauf einer „Streitigen Grenze“ 
und die sich daraus ergebenden Folge-
wirkungen und Arbeitserschwernisse 
aufgezeigt werden.

Sachverhalt

Mit Schreiben vom 17. Juli 2008 teilt der 
Landkreis der GLL Sulingen mit, dass ein 
Widerspruch gegen die Auflage einer 
Baugenehmigung vom 9. Oktober 2007 
vorliegt. In der Begründung des Wider-
spruchs wird u. a. ausgeführt, „soweit 
unter Ziffer 2 der Baugenehmigung auf 
eine Zeichnung der Vermessungs- und 
Katasterbehörde Bezug genommen 
ist, in der die Grenzlinie zwischen dem 
Grundstück A und B direkt an der Grenz-
mauer des Hauses A und des dahinter 
liegenden Nebengebäudes verläuft.“ 
Weiter wird ausgeführt: „Die Vermes-
sungs- und Katasterbehörde hat die Kar-
ten ohne Beteiligung der Grundstücksei-
gentümer verändert.“

Der in Zweifel gezogene Grenzverlauf 
zwischen den Häusern des Eigentümers 
des Grundstücks A und des Eigentümers 
des Grundstücks B ist zu überprüfen. 
Vom Widerspruchsführer wird der in der 
Karte ausgewiesene Grenzverlauf, der 
aufgrund der Kartendarstellung im Be-
reich der Bebauung direkt an der Haus-
wand des Hauses A verläuft, angezwei-
felt, da bei einem derartigen Grenzver-
lauf das Traufwasser des Hauses A auf 
das Nachbargrundstück fällt und eine 
Entwässerung auf dem eigenen Grund-
stück nicht stattfinden kann. Vielmehr 

des Grundsteuerkatasters regelte, war 
festgelegt, dass bei nicht zu klärenden 
Streitigkeiten über die Eigentumsgren-
zen bei den betreffenden Grundstücken 
im Flurbuch und in der Mutterrolle ein 
Eintrag zu erfolgen habe. Die streitig 
gebliebenen Eigentumsgrenzen waren 
in den Stückvermessungsrissen und den 
Gemarkungskarten erkennbar zu be-
zeichnen.

Nach § 12 der Anweisung II vom 21. Fe-
bruar 1896 hatte bei jeder Fortschrei-
bungsvermessung die Feststellung 
zu erfolgen, ob das zu vermessende 
Grundstück in Wirklichkeit in seinen 
rechtlichen Grenzen vorhanden ist oder 
nicht. Sofern zwischen der in der Ka-
tasterkarte dargestellten Grenze und 
den in der Wirklichkeit vorgefundenen 
Eigentumsgrenzen Abweichungen auf-
traten, die über geometrische Ungenau-
igkeiten hinausgingen, waren die ört-
lichen Besitzverhältnisse zugrunde zu 
legen. Hierbei wurde unterstellt, dass 
die Abweichung durch einen in der Ka-
tasterkarte enthaltenen Irrtum bestand 
und die beteiligten Eigentümer mit der 
Berichtigung des Katasters einverstan-
den waren. Sofern das Einverständnis 
der Eigentümer nicht zu erzielen war, 
konnte die Eintragung der von der Ka-
tasterkarte abweichenden Grenzen nur 
erfolgen, wenn vom Amtsgericht die 
Zustimmung zur beabsichtigten Berich-
tigung erteilt wurde. In der späteren 
Anweisung II in der Fassung vom 17. Ju-
ni 1920 bzw. in der fortgeschriebenen 
Fassung vom 1. Januar 1952 wurde in 
solchen Fällen vom „Versagen des Kata-
sterplans“ gesprochen, da das Kataster 
zur Feststellung der Grenzen unbrauch-
bar sei. Grundlage für die Aussage war 
die Feststellung, dass sich in der Örtlich-
keit keine mit dem Plan einigermaßen 
übereinstimmenden Punkte finden lie-
ßen und das Kataster deshalb nicht in 
die Örtlichkeit übertragen werden kann. 
Ergänzend dazu ist ausgeführt, dass der 
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Der Grenzverlauf zwischen den bei-
den Grundstücken ist seinerzeit in der 
Abmarkungsniederschrift wie folgt 
beschrieben und festgelegt worden: 
„Die Grenze verläuft entsprechend den 
Dachüberständen (Dachtraufen)“. Diese 
Festlegung der Grenze ist in dem Termin 
vom 3. Februar 1981 von Frau Z. durch 
Unterschrift in der Abmarkungsnieder-
schrift genehmigt worden; die Eheleute 
R. waren in diesem Termin nicht gegen-
wärtig. Die Eheleute R. haben in einer 
Nachtragsverhandlung am 30. Juni 1981 
erklärt: „Wir beantragen wegen Irrtums 
Wiedereinsetzung in den vorherigen 
Stand. Der in der vorstehenden Abmar-
kungsniederschrift behandelten Abmar-
kung, die uns an Hand der Skizze erläu-
tert worden ist, stimmen wir nicht zu“. 
Die Erklärung ist von den Eheleuten R. 
unterzeichnet worden.

Zwischen den beiden früheren Parteien 
scheint es schon längere Zeit Unstimmig-
keiten über den Grenzverlauf gegeben 
zu haben. Denn am 26. Februar 1981, 

tisiert geführten Liegenschaftskarte 
(ALK) die amtlichen Kartengrundla-
ge. In dieser Karte ist der oben be-
schriebene Grenzverlauf zwischen 
den Grundstücken A und B „gestri-
chelt“ dargestellt. Grundsätzlich 

erfolgt der Grenznachweis durch 
eine voll dargestellte Linie. Gestri-
chelte Linien weisen auf einen be-
sonderen Zustand hin. Allerdings ist 
in der heutigen ALK, die Ende der 
90er Jahre den bisherigen analogen 
Kartennachweis abgelöst hat, dieser 
Grenzverlauf mit einer Vollliniendar-
stellung ausgewiesen.

Für den Bereich des vom Widerspruchs-
führer angesprochenen Grenzverlaufs 
ist im Jahre 1981 eine Grenzfeststellung 
durchgeführt worden. Damalige Eigen-
tümer waren für das Grundstück A Frau Z.  
und für das Grundstück B die Eheleute R.  
Durch Erbfolge ist das Grundstück A auf 
den Widerspruchsführer übergegangen, 
für das Grundstück B ist seit dem 30. Au-
gust 2005 der jetzige Eigentümer ein-
getragen. 

Abb. 1: Liegenschaftskarte zum Zeitpunkt 2008

Abb. 2: Urkarte zum Zeitpunkt 1876

Abb. 3: Feldvergleich aus den Jahren 1870/71

Abb.4: Liegenschaftskarte zum Zeitpunkt 2011
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10. August 1981 vor, in denen die Gren-
ze zwischen den Grundstücken A und B 
als „Streitige Grenze“ im Liegenschafts-
kataster eingetragen ist.

In der aktuellen Liegenschaftskarte ist 
eine Darstellung als streitige Grenze 
nicht gegeben. Im Flurstücks-/Eigentü-
mernachweis des Liegenschaftsbuchs ist 
bei beiden Grundstücken der Vermerk 
„Zweifelhafter Grenznachweis“ einge-
tragen.

Der vom Rechtsanwalt des Widerspruchs-
führers geschilderte Sachverhalt bezüg-
lich einer unrichtigen Kartendarstellung 
ist richtig. Die heutige Darstellung ent-
spricht nicht mehr dem ursprünglichen 
Inhalt von 1981. Eine Berichtigung der 
Liegenschaftskarte ist entsprechend 
§ 3 (2), Satz 1 des Niedersächsischen Ge-
setzes über das amtliche Vermessungs-
wesen (NVermG) „Unrichtige Angaben 
des amtlichen Vermessungswesens sind 
zu berichtigen“ durchzuführen.

Nach erfolgter Anhörung gemäß dem 
Verwaltungsverfahrensgesetz sind den 
beteiligten Grundstückseigentümern 
und dem Grundbuchamt berichtigte 
Kartenauszüge zugestellt worden. Ge-
gen die Fortführung sind innerhalb der 
gesetzlichen Rechtsmittelfrist keine Kla-
geanträge eingegangen.

Der ganze Vorgang konnte somit un-
spektakulär zum Abschluss gebracht 
werden. Es wird aber deutlich, dass der-
artige Unzulänglichkeiten und Wider-
sprüche nie ganz auszuschließen sind. 
Hier bieten u. a. die Migrationsvorar-
beiten für die Einführung von ALKIS die 
Chance durch den digitalen Abgleich 

Im Rahmen der Prüfung der Vermessung 
hat die Vermessungs- und Katasterbe-
hörde am 23. Juli 1981 festgestellt: „Der 
Katasternachweis ist für die Herstellung 
der rechtmäßigen Grenze unbrauchbar. 
Da sich die Eigentümer der Flurstücke A 
und B über den rechtmäßigen Verlauf 
der Grenze nicht einig werden konnten, 
ist hier der Grenzverlauf als streitig an-
zusehen“. Diese Feststellung haben die 
Parteien durch Unterschrift zur Kenntnis 
genommen. Sie resultiert daraus, dass 
der Straßenzug der südlich verlaufenden 
Straße durch eine überwiegend alte und 
teilweise sehr dichte Bebauung gekenn-
zeichnet ist. Die zwischen den eng ne-
beneinander stehenden Häusern verlau-
fenden Grenzen sind in den meisten Fäl-
len unvermarkt und den Eigentümern 
häufig nicht genau bekannt. Grundlage 
für die Feststellung der Grenzen bildet 
ausschließlich die Urkarte. Diese Urkar-
te hat den Maßstab 1 : 3 200 und ist in 
den Jahren 1870/1871 aus der bereits 
beschriebenen Militärkarte entstanden, 
die R. Lucas nach vermutlich überwie-
gend militärischen Gesichtspunkten ge-
zeichnet hat. Vermessungszahlen liegen 
nicht vor. Weder aus der Urkarte noch 
aus den vorliegenden Feldvergleichen 
aus den Jahren 1870/1871 ist der genaue 
Grenzverlauf zwischen den Häusern ab-
leitbar. Die später neu erstellten Liegen-
schaftskarten zeigen die Grenzsituation 
auf der Grundlage der Urkarte nur mit 
nach heutigen Gesichtspunkten zu ge-
ringer Genauigkeit. Die Festlegung des 
Grenzverlaufs kann deshalb nur unter 
Mitwirkung der Beteiligten erfolgen. 
Da dieses Einverständnis nicht herbeige-
führt werden konnte, wurde die Über-
nahme der Vermessung in das Liegen-
schaftskataster rückgängig gemacht, 
die Grenze in der Flurkartendarstellung 
als streitig eingetragen und die betrof-
fenen Flurstücke im Liegenschaftsbuch 
entsprechend gekennzeichnet.

Dem Grundbuchamt liegen in der 
Grundakte Mitteilungen über die Fort-
führung des Liegenschaftskatasters vom 

also zwischen dem Zeitpunkt des Aner-
kennens des Grenzverlaufs durch Frau 
Z. und der verweigerten Zustimmung 
der Eheleute R. hat das Amtsgericht in 
einem Urteil festgestellt:

1. Bei dem streitigen Gang handelt es 
sich um einen Zwischenraum zwi-
schen den beiden Grundstücken der 
Parteien, der diese beiden Grund-
stücke voneinander scheidet. Daraus 
folgt nach § 921 BGB, dass beide 
Parteien berechtigt sind, diesen Zwi-
schenraum (Gang) zu benutzen.

2. Das Vorhandensein einer überste-
henden Dachtraufe führt nicht zu 
einer Eigentumsvermutung für den 
jeweils darunterliegenden Boden.

3. Selbst bei geklärter Eigentumslage 
steht beiden Parteien ein Nutzungs-
recht in Bezug auf den gesamten 
Zwischenraum zwischen den beiden 
Häusern zu.

4. Daraus folgt, dass die inzwischen 
durchgeführte Abmarkung an die-
ser Rechtslage nichts ändern kann, 
da beide Parteien unabhängig von 
der genauen Eigentumslage an dem 
Grund und Boden des Ganges zur 
Nutzung berechtigt sind. Außerdem 
ist Gegenstand einer Abmarkung 
nach § 919 BGB ohnehin nicht die 
Ermittlung einer streitigen Grenze, 
sondern allein die Sicherung einer 
unstreitigen Grenze. Das inzwischen 
eingeleitete Abmarkungsverfahren 
ist daher für die Entscheidung im 
vorliegenden Rechtsstreit völlig oh-
ne Bedeutung.

5. Das Allgemeine Preußische Land-
recht findet keine Anwendung, und 
zwar auch nicht zwischen 1866 und 
1900. Dieses Recht ist nach der Anne-
xion des Königreichs Hannover durch 
Preußen bei Ende des Deutschen 
Bürgerkrieges 1866 für das Gebiet 
des ehemaligen Königreichs Hanno-
ver nicht mehr eingeführt worden.
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Danach zählten zu den Veränderungen 
auch solche in der Darstellung und Be-
schreibung von Flurstücksgrenzen als 
streitige Grenzen. Die Angaben in den 
Grundbüchern zur Bezeichnung der 
Grundstücke und ihrer Größe sind stän-
dig mit dem Liegenschaftskataster in 
Übereinstimmung zu halten. Die Ver-
messungs- und Katasterbehörden haben 
daher alle Veränderungen und Berich-
tigungen den Amtsgerichten, Grund-
buchämtern zur Kenntnis zu geben.

Nach dem Erlass über die Erhaltung 
der Übereinstimmung zwischen dem 
Grundbuch und dem Liegenschaftska-
taster vom 7. Dezember 1970 erhielt 
das Grundbuchamt von der Vermes-
sungs- und Katasterbehörde laufend 
mit einer Fortführungsmitteilung Ab-
lichtungen der fortgeführten Seiten der 
Bestandsblätter des Liegenschaftsbuchs, 
wenn durch die Fortführung des Lie-
genschaftskatasters Angaben betroffen 
waren, die nach § 6 Abs. 3 a und 5 der 
Grundbuchverfügung in das Grundbuch 
zu übernehmen sind. Dazu zählen auch 
Veränderungen infolge Kennzeichnung 
einer Flurstücksgrenze als streitige Gren-
ze. Die Übernahmen der von der Ver-
messungs- und Katasterbehörde über-
sandten Ablichtungen in das Grundbuch 
waren sofort durchzuführen, sofern 
nicht besondere Regelungen gegeben 
waren. Bei Berichtigungen rechtlicher 
Art entscheidet der Rechtspfleger, ob sie 
in das Bestandsverzeichnis des Grund-
buchs aufzunehmen sind. Der Mittei-
lungspflicht an das Grundbuchamt ist 
die Vermessungs- und Katasterbehörde 
mit der Fortführungsmitteilung vom  
10. August 1981 entsprechend nach-
gekommen. Ein Nachweis im Bestands-
verzeichnis des Grundbuchs ist nicht 
erfolgt.

In der Literatur und in den zugehörigen 
Kommentierungen finden sich um-
fangreiche Abhandlungen zum Thema 
„Streitige Grenze“. Hierzu wird auf das 
Literaturverzeichnis verwiesen, in dem 
einige Veröffentlichungen exemplarisch 
aufgezählt sind. Letztendlich besteht 

von Buch und Karte derartige wider-
sprüchliche Angaben aufzudecken und 
zu bereinigen. Hierzu mehr unter dem 
Abschnitt ALKIS-Migrationsvorarbeiten.

Nachtrag

Im Jahre 2004 ist im Rahmen der Erhe-
bung von Ausgleichsbeträgen in einem 
Sanierungsverfahren in dem angespro-
chenen Bereich festgestellt worden, 
dass in vielen Fällen die abweichenden 
Angaben der Flurstücksflächen im Lie-
genschaftsbuch von dem Berechnungs-
ergebnis nach Vermessungszahlen bzw. 
aus der Kartendarstellung abweichen. 
In die Flächenberichtigungen sind auch 
die Grundstücke A und B einbezogen 
gewesen. Die Eigentümerin des Grund-
stücks A hat sich zunächst schriftlich 
gegen die Flächenkorrektur gewandt. 
In einem Besprechungstermin in der 
Vermessungs- und Katasterbehörde 
sind ihr die Grundsätze der neuen Flä-
chenermittlung dargelegt worden, die 
sie daraufhin akzeptierte. Sie verwies 
noch einmal darauf, dass eine Einigung 
mit dem Nachbarn über den streitigen 
Grenzverlauf auch heute noch nicht zu 
erzielen sei.

Nachlese

Gesetzliche Grundlagen und Ver-
waltungsvorschriften zum Zeitpunkt 
30.6.1981

Zum Zeitpunkt der Vermessung galt das 
Gesetz über die Landesvermessung und  
das Liegenschaftskataster (VermKatG) 
vom 8. November 1961. Im § 16 Abs. 4 
war festgelegt, dass eine Grenze, so-
fern sie streitig ist, nach dem Nachweis 
im Liegenschaftskataster abgemarkt 
werden kann, wenn hiergegen nach 
sachverständigem Ermessen keine Be-
denken bestehen. Diese Vorschrift sollte 
ermöglichen, so die Amtliche Begrün-
dung, eine streitige Grenze nach dem 
Katasternachweis abzumarken, um die 
Beteiligten über den Grenzverlauf zu 
informieren. In der Kommentierung ist 

hier weitergehend darauf verwiesen 
worden, dass eine Abmarkung zulässig 
ist, wenn nach den Auswertungen des 
Katasternachweises kein Zweifel an der 
Lage der rechtmäßigen Grenze besteht 
und diese auch zweifelsfrei in die Ört-
lichkeit übertragen werden kann. Ergän-
zend dazu war in § 22 näher geregelt, 
dass Verhandlungen bei der Abmarkung 
insbesondere in den Fällen notwendig 
sind, bei denen örtlicher Besitzstand und 
Katasternachweis nicht übereinstimmen 
oder Grenzen streitig sind.

Ergänzende Ausführungen zur Umset-
zung der im Gesetz getroffenen Rege-
lungen werden durch Erlasse gegeben. 
In dem Erlass zur Fortführung des Lie-
genschaftskatasters Teil II war unter 
dem Abschnitt 6.14 inhaltlich der § 16 
Abs. 4 des Gesetzes wiedergegeben. 
Unter dem Abschnitt 5.74 Versagen des 
Katasternachweises war festgelegt, dass 
der Katasternachweis für die Ermittlung 
der Grenzen unbrauchbar ist, wenn sich 
keine mit ihm hinreichend überein-
stimmenden Punkte finden lassen. Der 
örtliche Besitzstand ist der Vermessung 
zugrunde zu legen, wenn nach dem 
Sachverhalt und den Erklärungen der 
Beteiligten anzunehmen ist, dass der Be-
sitzstand nicht willkürlich geändert ist. 
Da, wie in der Verhandlung vom 30. Ju-
ni 1981 festgelegt, eine Festlegung der 
Grenzen nach dem Katasternachweis 
nicht erfolgen und eine Einigung der 
Beteiligten nicht erreicht werden konn-
te, war die Grenze als streitig anzusehen 
und entsprechend im Liegenschaftskata-
ster zu kennzeichnen.

Der Erlass über die Fortführung des 
Liegenschaftskatasters Teil I benannte 
mögliche Veränderungen und deren 
Bearbeitungs- und Nachweisarbeiten. 
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in das Liegenschaftskataster gefunden, 
der in seiner Bedeutung aber dem der 
bisherigen „Streitigen Grenze“ ent-
spricht. Das Liegenschaftskataster ent-
hält keine eigentumsrechtlichen Rege-
lungen, sondern weist entsprechend 
dem Niedersächsischen Gesetz über das 
amtliche Vermessungswesen (NVermG) 
vom 12. Dezember 2002 Liegenschaften 
nach. Nach dem NVermG sind unrich-
tige Angaben des amtlichen Vermes-
sungswesens zu berichtigen. Angaben, 
die nicht zweifelsfrei berichtigt werden 
können, sind zu kennzeichnen (zweifel-
hafter Flurstücksnachweis). In der Erwei-
terten Begründung zum NVermG wird 
ausgeführt, dass mit dieser Regelung die 
Berechtigung gegeben ist, in das Eigen-
tum der Betroffenen, für das ansonsten 
die Richtigkeitsvermutungswirkung des 
§ 891 BGB gilt, eingegriffen werden 
kann. Im Rahmen der Grenzermittlung 
und -feststellung sind Flurstücksgren-
zen, für die die örtliche Lage weder 
festgestellt noch durch einen Grenzfest-
stellungsvertrag festgelegt werden kön-
nen, als „zweifelhafter Flurstücksnach-
weis“ zu kennzeichnen. Diese Kenn-
zeichnung entspricht in ihrer Funktion 
der Eintragung eines Amtswiderspruchs 
im Grundbuch. Sie dient dem Vertrau-
ensschutz in das Liegenschaftskataster 
als amtliches Verzeichnis im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 Grundbuchordnung (GBO), 
wenn ein unsicherer Grenzverlauf of-
fenkundig ist. Die Wirkung des § 892 
BGB (öffentlicher Glaube), die sich nach 
höchstrichterlicher Rechtsprechung auch 
auf die Bestandsangaben des Liegen-
schaftskatasters erstreckt, wird dadurch 
aufgehoben. Außerdem soll die zustän-
dige Vermessungs- und Katasterbehörde 
dadurch vor Schadenersatzansprüchen 
geschützt werden.

Kennzeichnung einer streitigen Grenze 
finden sich in der Durchführungsverord-
nung zum NVermKatG. In den Fällen, in 
denen im Grenzfeststellungsverfahren 
über den Verlauf einer Flurstücksgren-
ze nach sachverständigem Ermessen 
nicht zweifelsfrei entschieden werden 
kann oder die Bestimmungselemente 
für den Grenzverlauf nicht ausreichend 
sind (sog. Versagen des Katasternach-
weises), unterbleibt die Grenzfest-
stellung. Die im Liegenschaftskataster 
nachgewiesene Grenze ist mit einem 
besonderen Vermerk zu versehen. Die-
ser besondere Vermerk zur Kennzeich-
nung eines zweifelhaften Grenzverlaufs 
im Liegenschaftskataster, der von Amts 
wegen (Amtsvermerk) anzubringen ist, 
entspricht in seiner Funktion der Ein-
tragung eines Amtswiderspruchs im 
Grundbuch. Die Richtigkeitsfiktion des 
§ 892 BGB (öffentlicher Glaube) wird 
dadurch aufgehoben. Die Offenkundig-
keit eines zweifelhaften Grenzverlaufes 
im amtlichen Verzeichnis der Grund-
stücke dient dem Vertrauensschutz des 
Liegenschaftskatasters und dem Schutz 
der Vermessungs- und Katasterbehörde 
vor Schadenersatzansprüchen. Der un-
sichere als „streitig“ gekennzeichnete 
Flurstücksgrenzverlauf kann nur pri-
vatrechtlich entweder über das Einver-
ständnis der Beteiligten oder über eine 
von ihnen veranlasste Entscheidung 
eines ordentlichen Gerichtes geklärt 
werden.

Erstmalig werden in diesem Zusammen-
hang Überlegungen hinsichtlich des 
Begriffs „Streit, streitig oder strittig“ 
konkretisiert. Der Begriff der „Strei-
tigen Grenze“ ist für den Vermessungs-
bereich nicht ganz zutreffend. Wenn ei-
ne Grenzfeststellung nicht zweifelsfrei 
möglich ist, muss oder kann von einem 
Streit noch keine Rede sein. Unter die-
sem Blickwinkel hat der Begriff „Zwei-
felhafter Flurstücksnachweis“ Eingang 

in einem Punkt Einigkeit: Der Vermerk 
über die Feststellung, dass eine Gren-
ze im Liegenschaftskataster als streitig 
gekennzeichnet ist, ist dem Grundbuch-
amt zur Kenntnis zu geben. Somit wird, 
auch wenn der Vermerk lediglich zu den 
Grundakten genommen wird und eine 
Eintragung im Grundbuch nicht erfolgt, 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
(an dem auch der im Kataster nachge-
wiesene Grenzverlauf teilnimmt) nicht 
wirksam oder anders ausgedrückt: Es 
wird verhindert, dass Bodenflächen gut-
gläubig erworben werden können, die 
möglicherweise dem Veräußerer nicht 
gehören. Mit der Eintragung in das Lie-
genschaftskataster werden Folgerungen 
aus dem öffentlichen Glauben nach den 
§§ 891 und 892 BGB ausgeschlossen und 
die Vermessungs- und Katasterbehörde 
gegen Schadenersatzansprüche abgesi-
chert.

Spätere gesetzliche Grundlagen und 
Verwaltungsvorschriften

Das Vermessungs- und Katastergesetz 
von 1961 ist durch das Niedersäch-
sische Vermessungs- und Katastergesetz  
(NVermKatG) von 1985 außer Kraft ge-
setzt worden. Auch in diesem Gesetz 
finden sich Regelungen zum Tatbe-
stand der „Streitigen Grenze“. Zu den 
beschreibenden Angaben des Liegen-
schaftskatasters gehören neben den 
tatsächlichen Eigenschaften und recht-
lichen Merkmalen der Liegenschaften  
u. a. auch Hinweise auf streitige Gren-
zen. Aus der Verbindung mit dem Grund-
buch ergibt sich für die Katasterverwal-
tung die Verpflichtung, Veränderungen 
im Liegenschaftskataster mitzuteilen. 
Neben den Veränderungen, die nach § 6 
Abs. 3 a und 5 Grundbuchverfügung aus 
dem Liegenschaftskataster in das Grund-
buch zu übernehmen sind, ist auch die 
Kennzeichnung einer Flurstücksgrenze 
als streitige Grenze mitzuteilen. Nähe-
re Ausführungen zur Ermittlung und 
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setzungen liegt also nicht vor. Trotzdem 
wird als Folge der 1948 erfolgten Ein-
tragung bis zum heutigen Tage dieser 
Grenzverlauf als streitige Grenze im Lie-
genschaftskataster geführt.

Zusammenfassung

Die Beschäftigung mit dem Thema 
„Streitige Grenze“ hat gezeigt, dass 
es hier einen Bereich gibt, über dessen 
mögliche Folgen sich Eigentümer, No-
tare, Baugenehmigungsbehörden, Kre-
ditinstitute usw. häufig nicht im Klaren 
sind. Dadurch dass eine Grundbuchein-
tragung nicht erfolgt und der Hinweis 
des Katasteramtes in den Grundakten 
abgeheftet wird, gibt lediglich der 
Katasternachweis den einzigen offen-
kundigen Hinweis auf eine ungeklärte 
Situation. Nach Abschluss des o. a. Ver-
fahrens in einer Nachbetrachtung mit 
dem zuständigen Rechtspfleger räumte 
dieser sogar ein, dass hier sicherlich ein 
gewisses Defizit in der grundbuchlichen 
Nachweisführung gegeben sei. Inwie-
weit Notarinnen und Notaren mögliche 
Rechtsfolgen einer „Streitigen Grenze“ 
in ihren Verträgen behandeln, wäre viel-
leicht einmal eine besondere Untersu-
chung wert.

über einen extrem langen Zeitraum mit 
einem offenen Ende. Auch Grenznach-
barn, vor allem wenn sie das Grundstück 
später erworben haben, können mit Fol-
gen konfrontiert werden, über deren 
Tragweite sie im Vorfeld nicht informiert 
worden sind. Insbesondere durch das 
Fehlen eines Vermerkes im Grundbuch 
wird auf eine Belastung des Grundstücks 
nicht offensichtlich erkennbar hinge-
wiesen. Eine Einsicht in die Grundakten 
wird wohl in den seltensten Fällen vor-
genommen werden.

Da der Anlass für diesen Bericht ein 
praktischer Fall ist, soll auch mit einem 
praktischen Einzelfall, dem eine gewisse 
humorvolle Note nicht abzusprechen 
ist, dieses Thema abgerundet werden. 
So ist in einer Anlage zur Niederschrift 
zu der Grenzverhandlung aus dem Jahre 
1947 folgendes vermerkt: „Infolge nicht 
mehr ausreichender Sehkraft ist ein in 
den X´schen Stall fallender Grenzknick 
von mir nicht bemerkt und den Beteili-
gten nicht angezeigt worden. Ich habe 
an diesem Tage zunächst Frau Y aufge-
sucht und ihr geraten, im Interesse des 
Friedens auf den in den X´schen Stall 
fallenden für sie zwecklosen Grenzknick 
zu verzichten, wozu sie auch bereit war. 
Anschließend suchte ich X auf, um das 
Gleiche zu besprechen. Dort wurde ich 
mit dem Vorwurf empfangen, die Ge-
genpartei begünstigt zu haben und Ur-
kundenfälschung begangen zu haben. 
Die Rechtsgültigkeit der Grenzverhand-
lung vom 11. Dezember 1947 ist durch 
Folgendes in Frage gestellt: In einem 
Erschöpfungszustande, der mich nach 
anstrengenden Außendienststunden 
mitunter befällt (ich bin 62 Jahre alt und 
besitze ein Körpergewicht von 90 Pfund) 
habe ich einen Formverstoß begangen.“ 
Von einem Versagen des Katasternach-
weises, einer nicht eindeutigen Aufmes-
sung (es liegt eine Grundsteueraufnah-
me aus dem Jahre 1875 vor) sowie einer 
nicht eindeutigen Übertragung der vor-
liegenden Maße in die Örtlichkeit kann 
keine Rede sein. Vielmehr ist der Grenz-
verhandlung zu entnehmen, dass der 
Nachweis im Liegenschaftskataster mit 
den örtlichen Grenzeinrichtungen sehr 
gut in Einklang steht. Eine der Voraus-

Fallzahlen

Die durch die vereinfachten Verfahren 
zur Herstellung der Karten genom-
menen Wege haben dazu geführt, dass 
bis zum heutigen Tage in geringem 
Umfang Ungereimtheiten im Kataster 
vorhanden sind. Diese werden nach und 
nach anlässlich von Liegenschaftsver-
messungen oder im Rahmen der Quali-
tätsverbesserung der Liegenschaftskar-
te entdeckt. Im Zusammenhang mit der 
Einführung von ALKIS müssen auch die 
Einträge „Zweifelhafter Flurstücksnach-
weis“ zwischen ALB und ALK aufeinan-
der abgestimmt werden, da in ALKIS die 
Information „Strittige Grenze“ aus dem 
ALK-Datenbestand aufgebaut wird. In 
einem ersten Testlauf zeigten sich je-
doch zwischen ALB und ALK einige Ab-
weichungen. Insbesondere bei der Ein-
richtung der ALK sind durch versehent-
lich falsche Objektkennungen streitige 
Grenzen eingetragen worden. Da es sich 
häufig um äußerst kleine Grenzlängen 
handelte, war eine Identifizierung im 
Rahmen der optischen Kontrolle so gut 
wie ausgeschlossen. Nach einer Auswer-
tung vom November 2010 ist im Liegen-
schaftskataster bei 240 Flurstücken ein 
Hinweis auf einen zweifelhaften Flur-
stücksnachweis eingetragen.

Eine Umfrage bei einigen GLL über 
Anlass, Jahr der Eintragung sowie Lö-
schungsentscheidung der „Streitigen 
Grenze“ zeigt auf, dass die Lebensdauer 
einer derartigen Eintragung durchaus 
eine erhebliche Größenordnung anneh-
men kann und, sofern eine Löschung 
stattgefunden hat, diese meistens durch 
gerichtliche Entscheidung erfolgt. Hie-
rin zeigt sich aber auch, dass für viele 
Betroffene ein Zustand nachgewiesen 
wird, über deren rechtliche Folgen sie 
sich nicht im Klaren sind bzw. sein kön-
nen. Oder sie leben und pflegen diesen 
Zustand, wie der praktische Fall aufzeigt, 
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Von Günter Nickel

Einführung – Wie alles begann; Wo wir 
heute stehen

In der Niedersächsischen Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung 

(VKV) wurde die Kosten- und Leistungs-
rechnung (KOLEIKAT) bereits 1997 lan-
desweit eingeführt. Seit Ende der 1990er 
Jahre sind die damaligen Vermessungs- 
und Katasterbehörden budgetiert. Zu 
Beginn des Jahres 2006 wurde, feder-
führend durch das damalige Dezernat 6  
der Behörde für Geoinformation, Land-
entwicklung und Liegenschaften (GLL) 
Lüneburg, ein standardisiertes Berichts-
wesen für die VKV entwickelt. Damit 
war eine wichtige Grundlage für ein 
verstärktes, nachhaltiges zentrales Fach-
controlling in der VKV geschaffen. Fach-
lich unterstützt durch die Arbeitsgruppe 
„Kosten- und Leistungsrechnung in der 
VKV – KOLEIKAT“ (AG KOLEIKAT) ent-
stand ein umfassendes Berichtswesen 
mit einer Vielzahl von unterschiedlichen 
Tabellen, Übersichten und interaktiv zu 
steuernden Diagrammen.

Dieses Instrument wurde am 30. Mai 
2006 im Rahmen einer landesweiten 
Dienstbesprechung der VKV-Fachcon-
troller unter der Bezeichnung „Standar-
disiertes Berichtswesen der Niedersäch-
sischen Vermessungs- und Katasterver-
waltung“ (STAB-VKV) eingeführt und 
damit zur Nutzung durch die Control-
lingstellen der GLL frei gegeben. Zum 
1.1.2011 sind die Aufgaben der GLL auf 
das neu geschaffene Landesamt für Geo-
informationen und Landentwicklung 
(LGLN) übergegangen. Innerhalb des 
Landesamtes nehmen die Regionaldirek-
tionen (RD) an den bisherigen Standor-
ten der GLL jetzt diese Aufgaben wahr. 
Zur Aufgabenerledigung ist im Fachbe-
reich 23 (FB 23) des Geschäftsbereichs 
2 das VKV-Fachcontrolling als zentrale 

Controlling in der VKV

Steuerungseinheit eingerichtet worden. 
Hier wird in Abstimmung mit den Regio-
naldirektionen das VKV-Fachcontrolling 
ausgeführt.

Die Datengrundlagen bilden im We-
sentlichen drei Elemente, die an unter-
schiedlicher Stelle entstehen und die in 
unterschiedlichen zeitlichen Intervallen 
erzeugt werden. Es sind dies:

1.  Auswertedatei der Kosten- und Lei-
stungsrechnung (KLR)

Diese Datei wird monatlich nach Aus-
wertung der jeweiligen KLR-Daten bei 
den RD erzeugt und kann bei Bedarf 
dann auch monatlich in STAB-VKV vor 
Ort eingepflegt werden.

2. Landeswertetabelle

Vierteljährlich übersenden die Regio-
naldirektionen sogenannte Vergleichs-
dateien (vgl-Dateien) an den FB 23 des 
LGLN. Mit Hilfe dieser vgl-Dateien wird 
durch den FB 23 der KLR-Behördenver-
gleich als Landesauswertung durchge-
führt. Aus dem Ergebnis der Landes-
auswertung wird eine Bilanztabelle 
„Landeswerte“ abgeleitet und zur Über-
nahme in STAB-VKV aufbereitet. Nach 
Bereitstellung der Datei können die 
Controllingstellen der Regionaldirekti-
onen diese Datei ebenfalls zur Aktuali-
sierung von STAB-VKV vor Ort nutzen. 
Damit stehen den Regionaldirektionen 
neben den eigenen Daten auch die je-
weiligen Landesergebnisse mit den Aus-
prägungen (Minimum, Maximum, Stan-
dardabweichung) zum Vergleich zur 
Verfügung. 

3. Zielvereinbarungstabellen

Wesentlicher Bestandteil zur Ausfüh-
rung des budgetierten Haushalts ist die 
jährliche Zielvereinbarung zwischen 
dem Niedersächsischen Ministerium für 
Inneres und Sport (MI) und der Leitung 
des LGLN. Innerhalb des Landesamtes 
werden die Zielvereinbarungswerte 
(Kapazitäten, Kosten, Erlöse) auf die RD 
herunter gebrochen. Mit diesen Zielver-
einbarungen werden das Gesamtvolu-
men der benötigten Kapazitäten und 
die Höhe der erwarteten Einnahmen in 
den einzelnen Marktleistungsprodukten 
(Plankostenrechnung) mit den RD ver-
einbart. Die Zielerreichung wird durch 
das Controlling vor Ort begleitet. Im 
Jahresverlauf liefert diese Plankostenta-
belle die „SOLL“-Werte in allen verglei-
chenden Darstellungen und gibt somit 
wichtige Entscheidungshilfen zum steu-
ernden Eingriff in bestehende Arbeits-
abläufe bei den RD. Die Plankostenta-
belle für die RD wird nach Abschluss der 
Zielvereinbarungsgespräche zwischen 
MI und der Leitung des Landesamtes er-
stellt. Dabei arbeiten die Regionaldirek-
tionen und der FB 23 des Landesamtes 
eng zusammen. Erfahrungsgemäß steht 
die Zielvereinbarungstabelle im April 
des aktuellen Jahres zur Verfügung und 
wird in STAB-VKV eingefügt.

Nach gut dreijähriger Laufzeit ist An-
fang 2010 eine umfassende Überarbei-
tung der Anwendung „STAB-VKV“ er-
folgt. Mit Abschluss der KLR-Dienstver-
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– Navigator mit Fachcontroller der 
VKV,

– Ruderarbeiten verstärken / Windun-
terstützung ansteuern mit Mitarbei-
tergespräche / kurzfristige Umbeset-
zungen

gleich, kann man dieses Bild sehr gut 
auf den Arbeitsalltag einer Regionaldi-
rektion übertragen. Der gesamte darge-
stellte Prozess (Informationen sammeln, 
Transparenz schaffen, Entscheidungen 
treffen…) kann zusammenfassend mit 
„Controlling“ beschrieben werden. Um 
die Steuerungsmaßnahmen auf eine 
möglichst stabile, belastbare Grundlage 
zu stellen, ist ein zuverlässiges und leicht 
verständliches Berichtswesen unver-
zichtbar. Es gibt diverse Berichtsformen; 
hier der Versuch einer Kategorisierung:

– Standardbericht: Festgelegte Zeit-
punkte; klar definierter Umfang; 
Vorteil: Permanenter „sicherer“ In-
formationsfluss; Nachteil: Man infor-
miert immer, auch wenn sich alles im 
erwarteten Toleranzbereich bewegt,

– Abweichungsberichte: Werden nur 
bei „Steuerungsbedarf“ erstellt; z. B. 
wenn Toleranzgrenzen einer Kenn-
zahl überschritten sind; Ausfluss ei-
ner „Ampelschaltung“ im Control-
ling-System,

– Ad-hoc-Berichte: Werden zu be-
stimmten Sachverhalten bei Bedarf 
angefertigt; auftragsorientierter 
Sonderbericht zu bestimmten Frage-
stellungen, z. B. für die Umsetzung 
der Aufgabenverlagerung.

einbarungen zwischen dem MI und dem 
Hauptpersonalrat (HPR) des MI  und 
dem HPR des Niedersächsischen Mini-
steriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwick-
lung (ML) ist die Möglichkeit geschaffen 
worden, im Einzelfall, Produkte für eine 
vergleichende Darstellung der Ergeb-
nisse im Berichtswesen zu sperren. Zu-
sätzlich wurden, auf Vorschlag der AG- 
KOLEIKAT, eine Reihe von Produktzu-
sammenlegungen und Neufestlegungen 
der „signifikanten Maßeinheit“ einzel-
ner Produkte eingepflegt. Diese Über-
arbeitung der Produktpalette führte in 
der Anwendung STAB-VKV zu einer Viel-
zahl von Anpassungsarbeiten. Mit Grün-
dung des Landesamtes zum 1.1.2011 
wurden erneut Änderungen und Erwei-
terungen in der Produktpalette notwen-
dig, um die neue Organisationsstruktur 
in KOLEIKAT abbilden zu können. Nach 
Abschluss der Aktualisierungsarbeiten 
steht die „neue“ Version von STAB-VKV 
ab dem 2. Quartal 2011 allen Control-
lingstellen zur Verfügung.

Controlling/Berichtswesen – 
Versuch der Begriffsklärung

Bilder sagen mehr als tausend Worte. 
Bei dem Versuch den Begriff „Control-
ling“ zu erklären, hilft oft eine bildliche 
Darstellung (s. Abbildung 1).

Die Geschichte dazu: Zu Beginn eines 
Jahres gibt sich die Schiffscrew ein Ziel: 
Die Insel im Nordosten soll dieses Jahr 
erreicht werden! Auf der Fahrt in Rich-
tung der Insel bekommt der Kapitän 
nun Informationen vom Navigator, dass 
die Gefahr einer Kollision mit Eisbergen 
besteht. Der Kapitän beschließt den 
Kurs so rechtzeitig zu ändern, dass das 
angestrebte Ziel doch noch zu erreichen 
ist, gegebenenfalls müssen die Ruderar-
beiten verstärkt und die bestmögliche 
Windunterstützung angesteuert wer-
den.

Setzt man nun

– Besatzung mit Arbeitsgruppen der 
RD (z. B. FODIS),

– Kapitän mit Dezernats-/Teamleitung,
– Ziel (Insel) mit Planwert aus Zielver-

einbarung (z. B. Anzahl der Doku-
mente),
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Abb. 1: Führung durch Steuerung; Controlling-Der Weg
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Bei der Wahl des Berichtstyps ist die Be-
antwortung der vier W-Fragen von ent-
scheidender Bedeutung:

– Wozu soll berichtet werden? (Be-
richtszweck)

– Was soll berichtet werden? (Inhalte, 
Genauigkeit)

– Wann soll berichtet werden? (Zeit-
punkt, Intervall)

– Wie soll berichtet werden? (Tabelle, 
Diagramm, Übersicht)

Die Auswahl der Berichtsform ist also 
immer zweckgebunden. Die Anwen-
dung STAB-VKV beinhaltet in vielfäl-
tigen Varianten die Möglichkeit, je nach 
Bedarf, Standard-/Abweichungs- oder 
auch Ad-hoc-Berichte zu erstellen.

Rollenspiel „Controlling“ – Vorhang 
auf, das Spiel beginnt!

Über Geschäftsverteilungspläne werden 
den einzelnen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern bestimmte Aufgaben. So-

mit ist die Frage: „Welche Rolle spiele ich 
denn in dem Stück?“ meist sehr schnell 
beantwortet. In der tatsächlichen Ar-
beitserledigung sollte allerdings genau-
so klar sein, dass ein positiver Verlauf 
mit einem „Happy End“ nur zu errei-
chen ist, wenn beide das Controlling als 
gemeinsame Aufgabe verstehen.

Um das „Spiel“ zu eröffnen, den Kreis-
lauf in Gang zu setzen, bedarf es zu-
nächst einer Zielvorstellung der Ent-
scheiderebene. So entsteht eine Orien-
tierungsmarke, auf die anschließend 
unterjährig durch den Controller in 
seinen Auswertungen/Berichten Bezug 
genommen werden kann. Erst durch die 
Schaffung der Transparenz ergeben sich 
objektive Entscheidungsgründe, um z. B. 
Zielvorstellungen anzupassen oder den 
Kapazitätseinsatz neu zu beurteilen.

In der VKV wird die Spieleröffnung mit 
Abschluss der Zielvereinbarungen zwi-
schen MI und der Leitung des LGLN  voll-
zogen. Es werden hierbei klar umrissene 

Verpflichtungserklärungen zum Kapa-
zitätseinsatz einerseits und zur Erlöser-
wartung andererseits abgegeben.

Der Controlling-Kreislauf

Das Werkzeug „STAB-VKV“ ermöglicht 
eine sehr schnelle und aussagekräftige 
Darstellung der Abweichungen zur ein-
mal getroffenen Zielsetzung. Diese Aus-
wertung bildet dann die Grundlage für 
die „Ursachenanalyse“, die in der Regel 
innerhalb der Arbeitseinheiten durch-
geführt wird. Bei erkennbaren nachhal-
tigen Abweichungen wird die zentrale 
Steuerungsgruppe im FB 23 auf die ent-
sprechenden Regionaldirektionen zuge-
hen. In gezielt durchzuführenden Work-
shops wird der FB 23 in Zusammenarbeit 
mit den jeweiligen Regionaldirektionen 
versuchen die Ursachen zu klären und 
ggf. Korrekturen vorgeschlagen. Spä-
testens zum Abschluss der Zielsetzung 
für das Folgejahr sind dann notwendige 
Maßnahmen abzustimmen. Die Zielver-
einbarung für das nächste Jahr kann so 
in optimierter Form vorgelegt werden. 
Es handelt sich um einen iterativen Pro-
zess, der zu einer bestmöglichen Umset-
zung in Quantität und Qualität beiträgt.

In der Praxis der Arbeitserledigungen 
kann diese Optimierung natürlich im-
mer nur der Versuch sein, die Arbeits-
abläufe und den Personaleinsatz soweit 
wie möglich zu optimieren. Dabei sind 
die tatsächlich vorhandenen personellen 
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Abb. 2: …Controlling als Rollenspiel … [Quelle (Grafik): Controlling-Grundlagen-Seminar, SiN-Bad 
Münder, Ulf Rautenstrauch, April 2005]
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Möglichkeiten und die politischen Rah-
menbedingungen von großer Bedeu-
tung. Allerdings hat sich in der Praxis 
gezeigt, dass auch wenn eine Zielvor-
gabe nur schwer zu erreichen ist, allein 
die kritische, inhaltliche Auseinanderset-
zung mit dem Thema in den einzelnen 
Arbeitseinheiten und Teams bereits zu 
einer Verbesserung der Ergebnisse ge-
führt hat. Aus diesem Grunde ist die 
regelmäßige Behandlung des Themas 
im Rahmen der turnusmäßigen Fach-
dienstbesprechungen mit den RD sowie 
darüber hinaus die Durchführung von 
„Regionalkonferenzen“ von ganz be-
sonderer Bedeutung. Die zentrale Steu-
erungsgruppe im FB 23 beabsichtigt 
anlassbezogen „Regionalkonferenzen“ 
mit einzelnen Regionaldirektionen vor 
Ort durchführen, um so möglichst effek-
tiv und zielgerichtet die zentralen Steu-
erungsmöglichkeiten zu nutzen. 

Betriebswirtschaftliche Elemente in der 
öffentlichen Verwaltung – Muss das 

sein?

Die Erläuterungen zum Rollenspiel ha-
ben deutlich gemacht, dass es beim 
Einsatz von betriebswirtschaftlichen 
Elementen (z. B. Zielvereinbarung, 
Controlling, Berichtswesen…) nicht im-
mer nur auf die reine Ergebnissicht an-
kommt. Der Weg ist das Ziel! Ein Zitat 

von Philip Rosenthal, einem deutschen 
Unternehmer und Politiker, der vor we-
nigen Jahren verstarb, verdeutlicht die 
Problematik:

Wer zu spät an die Kosten denkt,
ruiniert sein Unternehmen.

Wer immer zu früh an die Kosten 
denkt,

tötet die Kreativität.

Sicher ist die Erlössicht eine ganz Ent-
scheidende, aber eben nicht die Einzige. 
Letztlich wird der Mehrwert, egal ob für 
ein Unternehmen oder eine Verwaltung, 
größer sein, wenn alle Beteiligten an 
dem Entscheidungs- und Entwicklungs-
prozess teilhaben können. Insbesonde-
re durch den Einsatz von betriebswirt-
schaftlichen Elementen können alle vor-
handenen Ressourcen optimal genutzt 
werden. Im Idealfall werden dabei auch 
alle Beteiligten, Mitarbeiter und Vorge-
setzte, motiviert und zielorientiert ihre 
Aufgabe an ihrem Arbeitsplatz erfüllen. 
Im Gegensatz zu einem Unternehmen 
nimmt die VKV neben Marktleistungen 
auch rein hoheitliche Aufgaben wahr, 
die nicht dem „Markteinfluss” unter-
liegen. Weitere Rahmenbedingungen 
setzen Verwaltungsmodernisierung und 
Haushaltskonsolidierung. In Zeiten des 
Personalabbaus muss das vorhandene 

Personal umso effizienter – auch in an-
deren Aufgabenbereichen – eingesetzt 
werden. Es entsteht ein großer Qualifi-
zierungs- und Umschulungsbedarf, der 
in angemessener Zeit und Form realisiert 
werden muss. Bei all diesen steuernden 
Eingriffen ist der Einsatz betriebswirt-
schaftlicher Instrumente zwingend er-
forderlich, um diesen Prozess so weit 
wie möglich inhaltlich gestaltend wahr-
nehmen zu können. Das Berichtswesen 
unterstützt den gesamten Prozess trans-
parent zu halten. Transparenz führt zu 
Akzeptanz!
 
Fazit und Ausblick – Weiterentwicklung 

des Controllings in der VKV?

„STAB-VKV“ stellt eine standardisierte 
Berichtsform dar, die inhaltlich und in 
ihrer Form (Ausprägung) auf die An-
forderungen der Dienststellen optimal 
abgestimmt ist. Es handelt sich hier um 
die bestmögliche und nicht die beste Lö-
sung. Bei einer Weiterentwicklung des 
Berichtswesens ist also die Frage zu stel-
len: Welche Informationen benötigen 
wir in welcher Form künftig zusätzlich 
um den sich verändernden Rahmenbe-
dingungen (demographischer Wandel, 
Verwaltungsmodernisierung) gerecht zu 
werden? Benötigen wir weitere Infor-
mationen um diese Entwicklung mögli-
cherweise besser gestalten zu können?

Neben dieser fachlich, inhaltlichen 
Fragestellung ergeben sich auch ganz 
praktische, technische Zwänge um an 
eine Weiterentwicklung zu denken. 
Bisher steht das Berichtswesen auf der 
Grundlage einer Datengewinnung, die 
aus einem überalterten, den organisato-
rischen Verhältnissen nicht mehr gerecht 
werdenden Datenbanksystem KOLEIKAT 
stammt. Die Frage ist also nicht ob eine 
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Abb. 3: Der Controlling-Kreislauf [Quelle(Grafik) : © arf GmbH]
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Weiterentwicklung des Berichtswesens 
nötig ist, sondern wie und in welchem 
Umfang“!

Die Weiterentwicklung der Ziele der 
VKV ist abhängig von Visionen, in er-
ster Linie natürlich von Seiten der Ent-
scheider, der Führungskräfte. Zum 
„Controlling-Rollenspiel“ gehören der 
Entscheider und der Controller! In der 
öffentlichen Verwaltung ist das Control-
ling überwiegend auf den operativen 
Part beschränkt. Mit dem operativen 
Controlling wird beobachtet, ob die 
vorgegebenen Aufgaben richtig erfüllt 
werden. Zum strategischen Controlling 
zählt die Frage, ob die richtigen Din-
ge getan werden. Dieses strategische 
Controlling setzt dann die erwähnten 
„Visionen“ der Führungsebene voraus. 
Zum Selbstverständnis eines Controllers 
vor Ort sollte hier auch gehören, dass 
Sie oder Er Anregungen und Hinweise 
gibt, die auch ein strategisches Control-
ling ermöglichen. Die „International 
Group of Controlling“ (IGC) hat sich ein 
Controller-Leitbild gegeben, dass diese 

Mitverantwortung noch einmal deutlich 
herausstreicht:

Controller gestalten und begleiten den 
Managementprozess der Zielfindung, 
Planung und Steuerung und tragen 

damit eine Mitverantwortung für die 
Zielerreichung.

Die VKV hat im Verbund mit der Nie-
dersächsischen Verwaltung für Landent-
wicklung (NVL) eine gemeinsame Behör-
denstruktur aufgebaut. Das Fachcontrol-
ling der VKV ist seit Bildung des LGLN 
am 1. 1. 2011 als zentrale Steuerungsein-
heit im FB 23 neu angesiedelt worden. 
Hier soll nun verstärkt von einer Stelle 
aus auf die Arbeitsabläufe bei der Er-
ledigung der Fachaufgaben in den Re-
gionaldirektionen steuernd zugegriffen 
werden. Dabei ist es nach Ansicht des 
Autors  unverzichtbar, das Controlling in 
der neuen Organisationsform auf eine 
einheitliche Grundlage zu stellen. Der 
erste Schritt sollte sein, die bestehende 
Kosten- und Leistungsrechnung tech-
nisch in das Haushaltswirtschaftssystem 
(HWS) des Landes Niedersachsen zu in-
tegrieren und die bestehenden Schnitt-
stellen in LoHN (Leistungsorientierte 
Haushaltswirtschaft Niedersachsen) zu 
nutzen. Um die Bereitstellung der Er-
gebnisse, z. B. das Berichtswesen, auch 
weiterhin standardisiert durchführen zu 
können, müssen die Anforderungen für 
LoHN klar beschrieben werden. Die Be-
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schreibung dieser Anforderungen kann 
durch den Fachbereich 23 des neuen 
Landesamtes erfolgen. Ebenso wäre hier 
ein Zeitplan zur Umstellung der Kosten-
Leistungsrechnung aufzustellen und 
fachlich zu begleiten.

Durch die Integration von KLR in das 
HWS ergeben sich weitergehende 
Möglichkeiten der Verbesserung des 
Berichtswesens. So können hier Haus-
haltsdaten aus der Auftragsabwicklung 
zusätzlich auf einfache Weise genutzt 
werden. Eine aufwändige Zusammen-
führung aus unterschiedlichen Systemen 
ist dann nicht mehr notwendig. Es wäre 
grundsätzlich zu prüfen, ob für die VKV 
und die NVL Kriterien für die Ableitung 
von Qualtitätskennzahlen aufgestellt 
werden können.

Die bildhafte Darstellung und Erklärung 
des Begriffs „Controlling“ zu Beginn 
dieses Aufsatzes soll auch symbolisie-
ren: Wir sitzen alle in einem Boot und 
können unsere Ziele letztlich auch nur 
gemeinsam erreichen. Alle „Besatzungs-
mitglieder“ auf diesem Boot sollten das 
Controlling als Chance verstehen, um 
für alle Beteiligten den optimalen Ein-
satz und bestmöglichen Ertrag zu 
erzielen.

Nutzen wir die Möglichkeiten! 
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Projektanbahnung

Warum ein Gesundheitstag ?

Aus der vom Behördenleiter der GLL  
Oldenburg berufenen Steuerungsgrup-
pe entwickelte sich Anfang Februar 
2009 die Idee, einen Gesundheitstag 
durchzuführen. Zur Konkretisierung 
dieses Vorhabens wurde am 11.5.2009 
von der Steuerungsgruppe eine drei-
köpfige Projektgruppe eingesetzt. Der 
Auftrag der Arbeitsgruppe umfasste zu-
nächst die Präzisierung der Projektidee, 
die Verknüpfung des Vorhabens mit der 
Behördenstrategie, sowie die Vorberei-
tung der Projektbewertung durch die 
Steuerungsgruppe.

In dieser Phase der Projektanbahnung 
formulierte die Arbeitsgruppe die Ziele 
eines Gesundheitstages und entwickelte 
daraus einen Vorschlag für die Form der 
Veranstaltung unter Berücksichtigung 
der behördlichen Rahmenbedingungen.

Als Ergebnis dieses Auftrags legte die 
Arbeitsgruppe im November 2009 der 

Von Lothar Schlösser

Vorbemerkung

Gesundheit ist ein hohes Gut. Dies 
gilt für jeden einzelnen Menschen, 

aber auch für die gesamte Gesellschaft. 
Mit der Einführung des Gesundheitsma-
nagements Anfang 2007 bekannte sich 
die GLL Oldenburg, seit dem 1.1.2011 
Regionaldirektion Oldenburg des Lan-
desamtes für Geoinformation und Land-
entwicklung Niedersachsen (LGLN) zu 
dem im betrieblichen Gesundheitsma-
nagement allgemein gültigen Ziel von 
„Gesunden Beschäftigten in ‚gesunden‘ 
Betrieben und Verwaltungen“. Da dieses 
Motto kein Selbstläufer ist, führte die 
GLL Oldenburg u. a. am 16.6.2010 einen 
Gesundheitstag durch. Das von rund 350 
Teilnehmern besuchte ganztägige Ereig-
nis stand unter dem Leitgedanken „Ge-
sund leben, Balance halten“. Die sehr 
positive Bewertung der Veranstaltung 
legt nahe, einen Blick auf die Gründe, 
die Ziele sowie die Planung und Durch-
führung des Tages zu werfen und mit 
gewissem zeitlichen Abstand eine Bilanz 
zu ziehen.

Steuerungsgruppe Folgendes zur Pro-
jektbewertung vor (Zitat): 

„Betriebliche Bedingungen

Die GLL Oldenburg ist eine Landesbe-
hörde mit ca. 300 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern an sieben verschiedenen 
Standorten. Die Beschäftigten nehmen 
Aufgaben aus den Bereichen Landent-
wicklung, Geoinformation und Liegen-
schaften wahr. Die unterschiedlichen 
beruflichen Anforderungen bewegen 
sich zwischen körperlich anstrengenden 
Außendiensttätigkeiten bis hin zu aus-
schließlicher Büroarbeit. Die Beschäf-
tigten sind unterschiedlich qualifiziert 
und ein erheblicher Anteil von ihnen ist 
teilzeitbeschäftigt.

Ziele der Veranstaltung

Ein Gesundheitstag soll für die Beschäf-
tigten folgende Ziele verfolgen:

– Erlernen von gesundem Verhalten 
am Arbeitsplatz,

– Anregungen zur Verbesserung der 
Gesundheit,

– besserer Umgang mit Belastungen,
– Steigerung des Wohlbefindens,
– Verbesserung der Beziehungen zu 

Kolleginnen/Kollegen und Vorge-
setzten,

– mehr Arbeitsfreude und Zufrieden-
heit,

– Verbesserung der Kommunikation 
und Kooperation.

Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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Abb. 1: Plakat Gesundheitstag 
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Zentrale Lage, gute räumliche Voraus-
setzungen und eine parkähnliche Umge-
bung erlauben in den Sommermonaten 
eine derartige Veranstaltung mit ca. 350 
Teilnehmern durchzuführen. Die diffe-
renzierte Form der Angebote führt zu 
einem ausgewogenen Verhältnis von In-
formation, Aktivität und Entspannung 
und gibt Freiraum für eigene Schwer-
punkte. Ein gesundes Frühstück und 
ein Mittagsimbiss runden den Tag ab. 
Einfache, klare Regelungen zur An- und 
Abreise fördern die Akzeptanz bei den 
Beschäftigten.

Behördenleitung, alle Gremien und vor 
allem die Beschäftigten der GLL sind 
durch eine fortlaufende Information in 
die Planung und Durchführung aktiv 

Dabei steht im Vordergrund, dass sich 
alle Kolleginnen und Kollegen aktiv am 
Prozess Gesundheitsmanagement betei-
ligen. Jeder wird mit seinen Anliegen 
ernst genommen. In einem dynamischen 
Prozess können Themen in die Planung 
eingebracht werden. Jeder kann ganz 
persönliche Ideen und Anregungen am 
Gesundheitstag für den beruflichen und 
privaten Alltag mitnehmen. Die Festi-
gung der Beziehungen zu den Kolle-
ginnen und Kollegen anderer Standorte 
stärkt das Gemeinschaftsgefühl (Corpo-
rate Identity). Freiräume für Gedanken 
zum Thema Gesundheit und Ziele der 
GLL, Gesundheit und Führung, Gesund-
heit und Verwaltungskultur, sowie al-
ternde Belegschaft werden eröffnet. 

Die Erwartungen der GLL an diesen Tag 
sind:

– Die Förderung des Zusammenwach-
sens der einzelnen Behördenteile.

– Die Steigerung der Kompetenzen 
der Beschäftigten hinsichtlich der 
Gesundheitsprävention.

– Die Verbesserung des Arbeitsklimas.
– Gemeinsam aktiv zu werden.

Grobplanung und Ressourcenabschät-
zung

Aus den genannten Zielen und Erwar-
tungen leiten sich die Bausteine des Ge-
sundheitstages ab.

Die Umsetzung ist am besten durch eine 
ganztägige dienstliche Veranstaltung 
beim Katasteramt Varel zu erreichen. 

Abb. 2: Zuständigkeitsbereich der GLL Oldenburg

Abb. 3: Bausteine des Gesundheitstags 

Abb. 4: Form der Angebote

Schlösser, Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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einzubinden. Kooperationspartner, wie 
Krankenkassen, Praxen, Vereine etc. 
bereichern und unterstützen das Pro-
gramm mit vielfältigen Angeboten.”

Die Steuerungsgruppe Gesundheitsma-
nagement setzte daraufhin die Arbeits-
gruppe als Projektleitung ein. Die Pro-

jektleitung war für die weitere Planung 
und Durchführung des Gesundheitstages 
zuständig und konnte zur Unterstüt-
zung Arbeitsgruppen (AG) einsetzen. 
Sie berichtete der Steuerungsgruppe 
und bereitete die Kernentscheidungen 
der Steuerungsgruppe für das Projekt 
vor. Nach positiver Projektbewertung 
und Festlegung von genauem Termin 
und Ort der Veranstaltung wurde von 
der Projektleitung die Feinplanung in 

Form von

– Projektstrukturplan,
– Projektablaufplan/-terminplan,
– Projektkostenplan,
– Projektkapazitätsplan (Personalbe-

darf, Arbeitsgruppen)

vorgelegt.

Am 25.11.2009 wurde von der Steue-
rungsgruppe Gesundheitsmanagement 
Folgendes beschlossen:

1. Der Gesundheitstag soll am 16.6.2010 
in der vorgeschlagenen Form durch-
geführt werden.

2. Die Projektleitung wird in der vorge-
schlagenen Form eingesetzt.

3. Die Projektleitung erhält den Auf-
trag, eine Feinplanung bis zum 
3.3.2010 vorzulegen.

4. Die endgültige Entscheidung über 
die Durchführung findet nach der 
Vorlage der Feinplanung statt.

Projektvorbereitung

Der Projektstrukturplan enthält eine 
Übersicht über alle Aufgaben, Tätig-
keiten und Vorgänge. Aus ihm leiten 
sich die einzelnen Arbeitspakete mit ih-
ren Zuordnungen ab (s. Abbildung 5).

Parallel zur Erarbeitung des Projekt-
strukturplans wurde die schon wäh-
rend der Grobplanung begonnene 
Suche nach regionalen Anbietern und 
Kooperationspartnern für den Gesund-
heitstag vorangetrieben. Zeitgleich zur 
Gewinnung der Kooperationspartner 
und Anbieter wurde die Arbeitsgruppe 
Öffentlichkeitsarbeit von der Projekt-
leitung eingesetzt. Ihr Auftrag lautete, 
ein Logo und ein Plakat zu entwerfen 
und einen Flyer zu konzipieren sowie 
der Veranstaltung ein einprägsames, 

Abb. 5: Projektstrukturplan

Schlösser, Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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aussagekräftiges Motto zu geben. Auf 
der Basis des Projektstrukturplans wur-
de von der Arbeitsgruppe eine intranet-
gestützte Befragung der Beschäftigten 
erarbeitet und durchgeführt (s. Abbil-
dung 6). Ziel dieser Befragung war eine 
rechtzeitige Einbindung aller Beteili-
gten zur Bedarfsermittlung des Veran-
staltungsangebotes. Die nachstehend 
aufgeführten Ergebnisse waren überaus 
positiv und hilfreich für die anstehende 
Detailplanung.

Die kontinuierliche Information der Be-
schäftigten über z. B. das behördenin-
terne Intranet wurde bis zum Abschluss 
des Projektes von dieser AG durchge-
führt.

Im Anschluss an die Befragung fand in 
einem dynamischen Prozess die Präzi-
sierung des Strukturplans in Form von 
Arbeitspaketen, Projektablauf-, Projekt-
termin- und Projektkostenplan statt.

Der anhand des Planungsverlaufs und 
der Arbeitspakete ermittelte Kostenplan 
umfasste alle Sachmittel für das Projekt. 
Die Gesamtkosten wurden mit rd. 2.500 E 
veranschlagt. Durch die Einbindung al-
ler Beschäftigten konnte ein erheblicher 
Teil der Sachmittel (z. B. Zelte einschließ-
lich Bestuhlung etc.) kostenfrei zur Ver-
fügung gestellt werden.

Die Kapazitätsplanung sah neben der 
Projektleitung und der AG Öffentlich-
keitsarbeit für die Durchführung eine 
AG Aufbau/Abbau und eine AG Früh-
stück/Trinken vor. Dabei wurden neben 
den Beschäftigten der GLL auch in erfor-
derlichem Maße die Kooperationspart-
ner eingebunden, sodass es vor allem 

Abb. 6: Ergebnisse der Beschäftigtenbefragung

Abb. 7: Auszug aus den Arbeitspaketen

Schlösser, Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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in der Endphase der Planung und der 
Durchführung zu einer engen Verzah-
nung der Kräfte kam. 

Am 3.3.2010 wurde die komplette Pla-
nung einschließlich der Entwürfe für das 
Plakat und den Flyer der Steuerungs-
gruppe vorgelegt. Planung und Ent-
würfe wurden am selben Tag bestätigt. 
Als Datum für einen letzten Zwischen-
bericht an die Steuerungsgruppe und 
„Point of no return“ für die Umsetzung 
und abschließenden Koordination wur-
de der 14.4.2010 festgelegt. 

Projektdurchführung

Nach Ablauf des 14.4. wurde am 
15.5.2010 ein Koordinationstreffen mit 
allen Beteiligten am Veranstaltungsort 
mit folgenden Teilnehmern durchge-
führt:

– Externe Partner und Anbieter soweit 
erforderlich.

– Vertreter aus den eingesetzten Ar-
beitsgruppen
– Projektmanagement,
– Öffentlichkeitsarbeit,
– Aufbau / Abbau,
– Trinkbar / Frühstücksbüfett.

Wesentliche Ergebnisse dieses Treffens 
waren:

– Die Festlegung des Beginns und der 
zeitliche Ablauf der Auf- und Abbau-
phase.

– Die Übertragung der dazugehörigen 
Detailplanung und Ausführung auf 
die AG Auf-/Abbau.

– Die in- und externe Verkündung der 
zuvor mit der Behördenleitung ab-
gestimmten Schließung aller Stand-
orte am Gesundheitstag und die 
Durchführung aller dazu gehörigen 
Maßnahmen (Pressemitteilung, ein-

Abb. 9a und 9b: Eröffnung des Gesundheitstages
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heitlicher Aushang zur Schließung, 
Text AB etc.) durch die AG Öffent-
lichkeitsarbeit. Gemäß den Vorga-
ben der Steuerungsgruppe wird es 
keine darüber hinaus gehende Pres-
searbeit geben, da es sich um eine 
interne, auf das Wohl der Beschäf-
tigten und die Verbesserung aller Ar-
beitsfaktoren gerichtete Veranstal-
tung der GLL handelt. 

– Einladungen zur Teilnahme über den 
Beschäftigtenkreis hinaus werden 
daher nur von der Behördenleitung 
ausgesprochen.

– Die Regelungen zur Zeiterfassung, 
Anreise (Bus, Fahrrad, DW, Pkw) 
und das Buchungsverhalten in der 
Kostenleistungsrechnung werden 
durch das Dezernat 1 getroffen und 
GLL-intern angemessen publiziert.

– Die AG Öffentlichkeitsarbeit über-
nimmt die Dokumentation (Fotodo-
kumentation, Sammlung von Vor-
tragsunterlagen etc.) des Gesund-
heitstages. 

Der Gesundheitstag

Der Gesundheitstag wurde am 16.6.2010 
um 9:30 Uhr bei sommerlich sonnigem 
Wetter im Hof und Garten des Kata-
steramtes Varel vom Behördenleiter 
Reinhard Krumbholz eröffnet. Dabei 
betonte er die bereits genannten Ziele 
unter dem Motto GESUND LEBEN, 
BALANCE HALTEN und wünschte allen 
Beschäftigten einen auf individuelle 
Weise gewinnbringenden Tag (s. Abbil-
dungen 9a und 9b).

Der an alle Teilnehmer bereits vorab 
verteilte Flyer ermöglichte eine pro-
blemlose räumliche und zeitliche Ori-
entierung und Auswahl der vielfältigen 
Angebote (s. Abbildungen 10 und 11). 
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Eine Kurzdarstellung der Vorträge, Workshops, Infostände und weiteren Angebote gibt eine Übersicht über die verschiedenen 
Partner und Anbieter des Gesundheitstags (s. Tabellen 1 bis 5).

Eröffnungsvortrag Eröffnungsvortrag durch einen Ernährungsberater. 
Was kann jeder persönlich für seine Gesundheit tun. 
Ziel: Anregungen zum Thema gesunde Ernährung und Arbeit mit 
Ausrichtung auf das Frühstücksbüfett.

Barmer GEK

Trinkwasser – 
natürlich gesund!

Wasser, grundlegende Ressource für das Leben.
Mit wenigen Arbeitsschritten wird unser wichtigstes Lebensmittel 
aus den Grundwasservorräten der Region gewonnen. Natürlich 
und gesundes Trinkwasser durch nachhaltigen Grundwasserschutz.
Ziel: Bewusster Umgang mit Wasser als Rohstoff.

Oldenburgisch-
Ostriesischer 
Wasserverband

Wenn die Stille verloren 
geht – 
Tinnitus

Vortrag durch den HNO Facharzt für Phoniatrie und Pädaudiologie 
am evangelischen Krankenhaus Oldenburg.
Ziel: Sensibilisierung für die Erkrankung und Vorsorge.

HörTech GmbH/
Ev. Krankenhaus 
Oldenburg

Gelassen und sicher im 
Stress am Arbeitsplatz

Beleuchtung der Verwaltungskultur: welche Rollenkonflikte kön-
nen auftreten? Was verhindert eine Lösung der Konflikte? Wie 
kann ich handlungsfähig bleiben oder wieder werden? Woran 
erkenne ich Stress bei Kollegen/Vorgesetzten, wie reagiere ich dar-
auf? Welche Ressourcen können erschlossen werden?
Ziel: Umgang mit Stress, Verbesserung der Kommunikation.

Barmer GEK,  
Unger & Ueberschär

Vollwertige Ernährung im 
Büro und bei 
Dienstbesprechungen

Besondere Aspekte der Ernährung und des Trinkens bei überwie-
gender Bürotätigkeit. Ernährungsverhalten bei Dienstbesprechun-
gen und Getränke bei Dienstbesprechungen.
Ziel: Anregungen zur Verbesserungen der Ernährungsgewohnhei-
ten, Auswirkungen auf Sozialräume, Pausen etc. Erhalt der Lei-
stungsfähigkeit und Konzentration bei Dienstbesprechungen. 

Landesvereinigung der 
Milchwirtschaft 
Niedersachsen e.V.

Tab. 1: Vortragsreihe
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Schnupperkurse 
Entspannungstechniken 
(Tai Chi Chuan, Qi Gong, 
Progressive 
Muskelentspannung)

Der Ursprung von Tai Chi Chuan ist Schattenboxen. Ruhe und Be-
wegung von Geist und Körper geübt, so dass die universelle  
Lebenskraft Qi den Körper harmonisiert. 
Qi Gong sind jahrtausende alte Bewegungsübungen in Ruhe zur 
Aktivierung der Lebensenergie. 
PMR: Bei diesem Verfahren werden nacheinander verschiedene 
Muskelgruppen für einige Sekunden angespannt und anschlie-
ßend deutlich länger entspannt. Die Entspannungsreaktion wird 
bewusst wahrgenommen und bewirkt einen Zustand tiefster Ruhe 
und Gelassenheit
Ziel: Kennenlernen von Entspannungstechniken.

Barmer GEK 

Rückengesundheit 
mit dem Theraband

Praktische Anleitungen für Übungen mit dem Theraband durch 
eine Physiotherapeutin
Ziel: Verbesserung und Kräftigung der Muskulatur speziell für den 
Nacken-Schulter-Rückenbereich. 

Barmer GEK

Life Kinetik Bei Life Kinetik werden dem Körper nicht alltägliche Koordinati-
onsaufgaben gestellt. Das amüsante, leichte Bewegungsprogramm 
schafft neue Verbindungen zwischen den Gehirnzellen und erhöht 
somit den Handlungsspielraum in allen Lebensbereichen. Dabei 
ist es völlig egal, ob man 8 oder 80 Jahre alt ist. Die Teilnehmer 
werden kreativer, konzentrierter, leistungsfähiger, stressresistenter, 
aufnahmefähiger und geschickter im Umgang mit Gefahrensitua-
tionen.
Ziel: Mit Spaß und leichter Bewegung Körper und Kopf trainieren.

Barmer GEK

Tab. 2: Workshops
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Tab. 3: Weitere Angebote

Mit dem Fahrrad unter-
wegs

Konditionstest auf dem Fahrrad in einer virtuellen Landschaft.
Ziel: Erfahre deine Fitness, Anregungen zu weiteren kontinu-
ierlichen Aktivitäten nach dem Gesundheitstag mit einem fast 
immer vorhandenen Sportgerät.

Gemeinde- Unfall-
Versicherungsverband
Hannover

Kräuter- und Gewürz-
schnupper-strecke

Pflanzen und Samen werden zum „Erschnuppern“ und  
„Erraten“ präsentiert. Aromen werden stressmindernd wahr-
genommen und in verschiedenen Therapien eingesetzt. 
Ziel: Gerüche und Aromen bewusst kennenlernen und genie-
ßen.

Barmer GEK

Running-Mobil
Foot screening

Lauftest und Fußvermessung auf einem Laufband 
Ziel: Freude am Laufen, Fußgesundheit fördern.

Runnerpoint

1.3.6. 9

Schlösser, Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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Nintendo Wii-Aktivitäten Wii, eine Spielkonsole, die eine nahezu naturgetreue Ausübung von 
Sportarten und Fitnessübungen ermöglicht, jedoch ohne Sportgerät. 
Über Bewegungssensoren werden die eigenen Körperbewegungen 
auf einen Bildschirm übertragen und dort von einer Animationsfigur 
(„Mii“) dargestellt. 
Ziel: Testen verschiedener Sport- und Fitnessarten.

Barmer GEK

Twall-Bewegungswand Twall, eine interaktive Reaktionswand, mit der sich auf spielerische Art 
und Weise Reaktion, Ausdauer und Koordination testen und trainieren 
lassen...... „Beweg dich mit dem Licht“!
Ziel: Spielerisch Reaktion, Ausdauer und Koordination testen.

Barmer GEK

Venenmessung Mittels Sensoren, die auf die Haut im Fußknöchelbereich aufgeklebt 
werden, wird die Rückfließgeschwindigkeit des venösen Blutes ge-
messen. Das Ergebnis gibt Auskunft über die Gesundheit der Venen-
klappen. Das Untersuchungsergebnis wird durch einen Venenexperten 
(Sanitätshaus) erläutert. 
Ziel: Früherkennung von Venenerkrankungen.

Juzo

Hör- und Sehtest Sehtest: Überprüfung der Sehkraft (keine Bildschirmarbeitsplatzunter-
suchung!)
Hörtest: Überprüfung des Hörvermögens.
Ziel: Früherkennung von Seh- und Hörminderungen.

Optiker Busch

1.3.3. 13

1.3.8. 19
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Ergonomische Arbeitsplät-
ze

„Arbeitsplätze von morgen“ mit den tlw. vorhandenen Mitteln 
gestalten. Einbezogen werden dabei insbesondere ein Sitz-/Steh-
arbeitsplatz und neue und vorhandene Bürostühle. Dabei soll 
ein klassischer Büroraum optimal gestaltet werden. Es wird ein 
Büroraum von ca. 18 m² mit Bildschirmarbeitsplatz vorgestellt. 
Eine Beratung zum Thema Sicherheit und Ergonomie sowie Infor-
mationsmaterial vervollständigen das Angebot. Gezeigt werden 
Arbeitsmittel aus dem Warenkatalog des LZN.
Ziel: Büroräume mit vorhandener Ausstattung optimal gestalten.

Uwe Kösterke, 
Fachkraft für
Arbeitssicherheit,
Fa. Reiss, Büromöbel
Fa. Girsberger, 
Büroarbeitsstühle
Fa. Sedus, 
Büroarbeitsstühle
Fa. Rohde und Grahl 

Mobile Massage Entspannungsmassage am Arbeitsplatz für jedermann.
Ziel: Entspannung und Erholung.

Barmer GEK

Fußreflexzonenmassage Die Fußreflexzonenmassage geht davon aus, dass die Lebensen-
ergie im Körper in bestimmten Bahnen fließt und über energeti-
schen Verbindungen bestimmte Körperteile und Organe in ihrer 
Funktion beeinflusst werden. Bei dieser Massage wird das verklei-
nerte Abbild des Menschen an den Füßen bearbeitet und über 
die energetischen Verbindungen damit Wirkungen im gesamten 
körperlich-seelischen Bereich erzielt.
Ziel: Verbesserung der Durchblutung u. Regeneration von Or-
ganen und Entspannung, Ausgeglichenheit und Wohlbinden in 
seelisch-geistigen Bereich.

Bettina Clauß,
Shiatsu und Massage,
Regina Siefken 
Herhert, Masseurin 
und med. 
Bademeisterin u.a.

brainLight Urlaub im Alltag, Qualitätspausen, Entspannung, Stressmanage-
ment, Wettbewerbsvorsprung durch gesunde Mitarbeiter.
Ziel: Sofortige Regeneration, Präventivmaßnahme gegen innere 
Kündigung durch Stress, Verbesserung der Konzentration, 
Motivation und Gesundheit, Einsatz von mentalem Training und 
Superlearning, entspannte Mitarbeiter und Führungskräfte sind 
gesünder, motivierter, kreativer, innovativer und erfolgreicher!

PARA MEDIC  

1.3.2. 18

1.3.7. 18

1.3.8. 19

1.4.1. 17

*) Angebot wurde aufgrund des sommerlichen Wetters kurzfristig in den Garten verlegt.

Tab. 5: Weitere Angebote

*)

*)
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DRK / Sanitätsversorgung / 
Gesundheitscheck

Sanitätsversorgung am Veranstaltungstag, Information zum 
Thema DRK, Rettungswesen, Erstversorgung im Betrieb / richtiges 
Verhalten bei Unfällen und Notfällen am Arbeitsplatz nach den 
Richtlinien der Berufsgenossenschaften.
Ziel: Sicherstellung der Sanitätsversorgung am Gesundheitstag, 
Auffrischung der Kenntnisse über erste Hilfe und Notfallmaß-
nahmen. Aktueller Gesundheitscheck (Blutdruck, Blutzucker, BMI 
etc.).

DRK,
Apotheke  

Barmer GEK Angebote einer Krankenkasse zum Thema Gesundheit auf den 
Feldern Ernährung, Bewegung und Entspannung
Ziel: Sensibilisierung der Versicherten für  eigenverantwortliche 
präventives Gesundheitsverhalten am Arbeitsplatz und im priva-
ten Bereich.

Barmer GEK

Leitung, 
GM GLL Oldenburg

Feedbackwänden zur spontanen Beurteilung des Gesundheitsta-
ges / Gesundheitsmanagement der GLL Oldenburg
Ziel: Leitung des Gesundheitstages am 16.06.2010, Transparenz 
und Meinungsbild für die weitere Arbeit, Information über das 
GM

Steuerungsgruppe
GLL Oldenburg

1.6.1. 1

Tab. 6: Infostände

Schlösser, Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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1.7.1. 1
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Frühstücksbüfett – Das GM 
lädt zum Fitnessfrühstück 
ein

Gesundes Frühstücksbüfett unter Einbeziehung regionaler 
Produkte und ernährungsphysiologischer Erkenntnisse. 

Landesvereinigung der 
Milchwirtschaft 
Niedersachsen e.V., 
Hof Butendiek, 
Biohof Bakenhus 

Saft-/Wasser-/Milch- und 
Teebar 

Ganztägiges abwechslungsreiches Angebot zum Thema Trinken 
an zentraler Stelle. Trinkwasser pur, Trinkwasser mit Geschmack 
(frische Zitrone, frische Kräuter, Apfeldicksaft), Rezepte für Cock-
tails auf Trinkwasserbasis. Trinkwasseranalysen. Angebot von 
Milchshakes, Fruchtsäften und Tee. Eine ideenreiche Zusammen-
arbeit der Partner ist erwünscht. 
Ziel: Durstlöschen und Informationen zum richtigen Trinken und 
seine Bedeutung für die Gesundheit und das Leistungsvermögen 

Oldenburgisch-
Ostfriesischer 
Wasserverband,
Landesvereinigung der 
Milchwirtschaft 
Niedersachsen e.V.,
Auricher Süssmost 
Harzer Grauhof 

Mittagsimbiss Verschiedene Suppen, auch vegetarisch als Mittagsangebot; 
Die Kosten trägt jeder Teilnehmer selbst.
Ziel: Versorgung der Teilnehmer mit gesundem Mittagessen

Fleischerei Neumann

Tab. 7: Essen und Trinken

Schlösser, Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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Gegen ca. 16:00 Uhr wurde der Ge-
sundheitstag geschlossen und die Teil-
nehmer traten die Heimreise per Bus, 
Fahrrad oder Pkw an.

Fazit des Gesundheitstages

Die körperliche und psychische Ge-
sundheit der Beschäftigten wird im 
Zuge ständig wachsender Verände-
rungen und zunehmender Anforde-
rungen immer wichtiger. Der Erfolg 
dieses Gesundheitstages ist aus kurz-
fristiger, aber mehr noch aus langfri-
stiger Sicht zu beurteilen.

Kurzfristige Bewertung

Am Ende des Tages konnte zweifels-
frei festgehalten werden, dass der 
Gesundheitstag den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern zu annähernd 100 %  
gefallen hat. Die anfängliche Skepsis 
nicht weniger Kolleginnen und Kol-

legen, aber auch einiger Gremienmit-
glieder war nicht begründet. Abbildung 
28 gibt dabei die Stimmung von Ent-
spannung, Gelassenheit und Zufrieden-
heit gut wieder. Die Feedbackwand ver-
deutlicht grafisch die absolut positiven 
Rückmeldungen von allen Teilnehmern, 
Partnern und Gästen. Der Tag wurde 
genossen und viele Anregungen mitge-
nommen.

Voraussetzung für diese sehr positive 
Bilanz war die klare Zieldefinition des 
Tages für Beschäftigte und Behörde. Die 
eindeutige Aufgabenverteilung und die 
Einigung zwischen Linie, Steuerungs-
gruppe und Projektleitung über Zu-
ständigkeit bzw. Entscheidungsbereiche 
haben zum Erfolg beigetragen. Bei der 
Anbahnung, Vorbereitung und Durch-
führung des Gesundheitstages fanden 
sachlogische aber auch soziale Kompo-
nenten stets Berücksichtigung. 

Mitentscheidend für die im Laufe des 
Projektes kontinuierliche wachsende 
Motivation von Beschäftigten, Helfern, 

Schlösser, Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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Partner und Arbeitsgruppenmitgliedern 
dürfte jedoch die offene und transpa-
rente Informationskultur in der GLL Ol-
denburg sein. 

Durch die Plattform Gesundheitstag mit 
ihren modularen Angeboten fühlten sich 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
ernst genommen und individuell ange-
sprochen, etwas für ihre Gesundheit zu 
tun.

Nachhaltigkeit des Tages

Gesundheit bedeutet mehr als nur die 
Abwesenheit von Krankheit. Es ist ein 
Thema, das den ganzen Menschen um-
fasst. Körperliche, seelische, geistige 
Faktoren und Arbeits- und Umweltbe-
dingungen sowie private Lebenswei-
se stehen dabei in einem komplexen 
Zusammenhang. Der Gesundheitstag 
konnte konkrete Anregungen für den 
individuellen langfristigen Weg zum 
gesunden Leben in Balance bieten. Am 
Gesundheitstag wurde der von der GLL 
eingeleitete komplexe Prozess des be-
trieblichen Gesundheitsmanagement 
sehr positiv erlebt. Die Verbesserung von 
Kommunikation, Betriebsklima und das 
Zusammenwachsen der Behördenstand-
orte ist durch das Projekt Gesundheits-
tag gut gefördert worden. In der Summe 
konnte damit auch eine Verbesserung 
der Akzeptanz des Gesundheitsmanage-
ments als Teil der Personal- und Organi-
sationsentwicklung erzielt werden.

Als Folge des Gesundheitstages wurden 
weitere Aktivitäten zur Verbesserung 
der Gesundheit von den Beschäftigten 
in den Dezernaten angeschoben bzw. 
fortgeführt. Es handelt sich dabei z. B. 
um Inhouse-Schulungen zur Verbes-
serung der Kommunikation oder dem 
besseren Umgang mit Veränderungen 
sowie Workshops zum Thema Stressver-
meidung am Arbeitsplatz.

Auch nach mehr als einem halben Jahr 
gibt es Anfragen von Gästen und Part-
nern des Gesundheitstages zu ähnlichen 
Projekten in ihren Betrieben und Verwal-
tungen. Der Oldenburgisch-Ostfriesische 
Wasserband als Partner wird demnächst 
selbst einen solchen Tag durchführen 
und möchte von den Erfahrungen der 
GLL Oldenburg bei der Anbahnung, 
Planung und Durchführung profitieren. 
Weiteres Interesse hat die Polizeiinspek-
tion Cuxhaven/Wesermarsch und die Te-
lekom am Standort Westerstede gezeigt.
Eine Wiederholung des Gesundheits-
tages ist wünschenswert und sollte mit 
größerem zeitlichem Abstand geprüft 
werden.

Zusammenfassung

Für den am 16.6.2010 durchgeführte 
Gesundheitstag der GLL Oldenburg ist 
eine sehr positive Bilanz zu ziehen. Eine 
Fülle von kurzfristigen und langfristigen 
Rückmeldungen aus den verschiedenen 
Dezernaten zeigt, dass der Tag von allen 
Beschäftigten genossen wurde und vie-
le Anregungen mitgenommen worden 
sind. Das Konzept war richtig, das Um-
feld stimmte und die Organisation war 
top! Auch die Kooperationspartner 
waren sehr zufrieden. 

Schlösser, Gesundheitstag der GLL Oldenburg
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kostete einschließlich der Erschließungs-
kosten in Niedersachsen zwischen 17 Eu-
ro/m² im Landkreis Lüchow-Dannenberg 
und 550 Euro/m² auf der Insel Norder-
ney. Im Landesdurchschnitt wurden im 
Berichtsjahr 93 Euro/m² Grundstücksflä-
che bezahlt.

Einfamilienhausgrundstücke 
– Preise insgesamt steigend

Bei den bebauten Wohngrundstücken 
ist die Anzahl der Verträge im Jahr 2010 
um 4 % gestiegen. Der Niedersächsische 
Immobilienindex (NIDEX) für Einfamili-
enhäuser zeigt, dass die Preise für Neu-
bauten weiter gestiegen sind. Bei den 
älteren Gebäuden setzte sich der seit 10 
Jahren zu beobachtende Preisrückgang 
nicht fort; erstmals ergab sich wieder 
eine Preissteigerung. Auch der NIDEX 
für Reihenhäuser/Doppelhaushälften 
zeigt vergleichbare Preisanstiege. 
Durchschnittlich wurden beispielweise 
für Grundstücke mit freistehenden Ein-
familienhäusern zwischen 85.000 Euro 
im Landkreis Lüchow-Dannenberg und 
262.000 Euro in der Stadt Göttingen ge-
zahlt. Im Landesdurchschnitt kostete ein 
Einfamilienhaus 141.000 Euro.

mit einem Gesamtwert von 11,0 Milliar-
den Euro den Eigentümer. Der Geldum-
satz in Niedersachsen nahm damit um 
ca. 1 Milliarde Euro zu. Dies entspricht 
einem Anstieg von rd. 9 %. Insgesamt 
nahm die Anzahl der registrierten Kauf-
verträge um 6 % zu. Der Flächenumsatz 
ging um 3 % zurück.

Wohnbauland 
– Vertragsabschlüsse weiter steigend

Die Anzahl der Verträge für Wohnbau-
land nahm im Jahr 2010 um 12 % und 
der Geldumsatz um 16 % zu. Der Flä-
chenumsatz fiel dagegen um 3 %. Für 
den normalen Wohnbauplatz haben sich 
die Preise in den meisten Gemeinden 
kaum verändert. Dies spiegelt sich auch 
in der Bodenpreisindexreihe für den in-
dividuellen Wohnungsbau in Niedersach-
sen wider. Die individuellen Preisverän-
derungen für Bauland des individuellen 
Wohnungsbaus bewegten sich zwischen 
minus 11,9 % im Landkreis Goslar (ohne 
Oberharz) und bis zu plus 7,8 % in der 
Stadt Celle. Wohnbauland mittlerer Lage 

Diekhöfer, Landesgrundstücksmarktbericht 2011

Von Peter Diekhöfer

Der Landesgrundstücksmarktbe-
richt 2011 für Niedersachsen liegt 

seit Juni diesen Jahres vor. Auf insgesamt 
155 Seiten gibt der Obere Gutachter-
ausschuss für Grundstückswerte einen 
umfassenden Überblick über Immobi-
lientransaktionen auf dem niedersäch-
sischen Grundstücksmarkt. Es werden 
die Umsatzzahlen des letzten Jahres, die 
Umsatzentwicklungen der letzten fünf 
Jahre, das Preisniveau und die Preisent-
wicklung auf den verschiedenen Teil-
märkten dargestellt. Der Grundstücks-
marktbericht basiert auf den Daten der 
Kaufpreissammlungen der 14 Gutach-
terausschüsse für Grundstückswerte in 
Niedersachsen, in denen insgesamt ca.  
2 Millionen anonymisierte Kauffälle 
über Immobilientransaktionen zur Ver-
fügung stehen.

Geldumsatz gestiegen

In Niedersachsen hat sich der Grund-
stücksmarkt 2010 im Vergleich zu 2009 
positiv entwickelt. Es wechselten durch 
ca. 94.000 Kaufverträge 439 km² Fläche 

Landesgrundstücksmarktbericht 2011

Positive Entwicklung auf dem Immobilienmarkt; Preise steigen

Abb. 1: Bodenpreisindexreihe individueller Wohnungsbau (erschließungsbeitragsfrei)
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Abb. 2: Durchschnittliche Kaufpreise für Einfamilienhäuser in Niedersachsen

Wohnungseigentum 
– Preise für Neubauten wieder 
gestiegen

Die Anzahl der Verträge für Eigentums-
wohnungen ist gegenüber dem Vorjahr 
um 10 % gestiegen. Der Niedersäch-
sische Immobilienindex (NIDEX) für Ei-
gentumswohnungen ergibt, dass die 
Preise für Neubauten und ältere Objekte 
im Jahr 2010 weiter gestiegen sind. Neue 
Eigentumswohnungen kosteten je m² 
Wohnfläche im Durchschnitt zwischen  
1.430 Euro im Landkreis Rotenburg 
(Wümme) und 2.520 Euro in der Landes-
hauptstadt Hannover.

Zwangsversteigerungen rückläufig

Die Anzahl der im Wege von Zwangs-
versteigerungsverfahren übertragenen 
bebauten Grundstücke ist insgesamt 
zurückgegangen. Der Rückgang bei den 
Ein- und Zweifamilienhäusern sowie 
beim Wohnungs-/Teileigentum ist deut-
licher als bei den Teilmärkten Mehrfa-
milienhäuser und Wohn- und Geschäfts-
häuser, Bürogebäude.

Agrarflächen  
– Preise gestiegen

Die Anzahl der Verträge für landwirt-
schaftlich genutzte Flächen ist um 1 % 
gestiegen. Der Flächenumsatz im Land 
ging um 7 % zurück, der Geldumsatz 
nahm dagegen um 1 % zu. Dies spiegelt 
auch die gegenüber dem Vorjahr gestie-
genen Preise für Acker- und Grünlandflä-
chen wider. Der durchschnittliche Qua-
dratmeterpreis für Ackerflächen betrug 
in Niedersachsen 1,82 Euro/m² und der 
durchschnittliche Quadratmeterpreis für 
Grünlandflächen 1,03 Euro/m².



NaVKV     2 und 3 / 2011 

64

Der Landesgrundstücksmarktbericht 
kann als Druck für 50 Euro von der Ge-
schäftsstelle des Oberen Gutachteraus-
schusses und von den Geschäftsstellen 
der Gutachterausschüsse bei den örtlich 
zuständigen Regionaldirektionen des 
Landesamtes für Geoinformation und 
Landentwicklung Niedersachsen (LGLN) 
bezogen werden. In digitaler Form (PDF-
Dokument) kann er über das Internet 
(www.gag.niedersachsen.de) für 
40 Euro heruntergeladen werden.

Diekhöfer, Landesgrundstücksmarktbericht 2011

Abb. 3: Entwicklung Kaufverträge Wohnungseigentum

Abb. 4: Entwicklung der Durchschnittspreise für Acker- und Grünlandflächen

Abb. 5: Landesgrundstücksmarktbericht 
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Rickel, Wertermittlung / Bodenordnung

Von Viola Rickel

Im Zuge des diesjährigen Fortbil-
dungsprogramms der Niedersäch-

sischen Vermessungs- und Katasterver-
waltung (VKV) fand die Fortbildungs-
veranstaltung im Aufgabenbereich 
„Wertermittlung und Bodenordnung“ 
Anfang Mai statt. In den Räumen des Fi-
nanzamtes in der ehemaligen Welfenre-
sidenz Wolfenbüttel kamen 34 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer aus der VKV 
sowie 12 Referentinnen und Referenten 
aus der Privatwirtschaft und Katasterver-
waltung zum Erfahrungs- und Gedan-
kenaustausch zusammen. Die Leitung 
der Veranstaltung lag in den Händen 
von Siegmar Liebig (MI). Für die Organi-
sation vor Ort zeichnete Dieter Kertscher 
(RD Braunschweig) verantwortlich.

Ziel und Inhalt der Veranstaltung war es, 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
u. a. Informationen über

– die Bewertung von Rechten; Vermö-
gensnachteilen,

– Sanierungsverfahren,
– aktuelle Entwicklungen in der Wer-

termittlung,
– Grundstücksmarkttransparenz (Blick 

auf die Bundesebene),
– Bewertung von Spezialimmobilien

zu geben. Zielgruppe waren Beschäf-
tigte der Laufbahngruppe 2 in der VKV.

Bei einem Begrüßungskaffee konnten 
sich alle Beteiligten zunächst auf die 
kommenden zwei Tage einstimmen. Die 
Veranstaltung begann anschließend mit 
einer Begrüßung und einem Überblick 
über die Programmfolge der beiden 
Fortbildungstage.

Wertermittlung / Bodenordnung

Fortbildungsveranstaltung Nr. B2/2011 der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung 
am 4. und 5. Mai 2011 in Wolfenbüttel

Ein Großteil des ersten Tages wurde von 
externen Referenten bestritten. Nor-
bert Kochannek (Bau- und Energiekon-
zepte GbR) eröffnete den Reigen der 
Vortragenden mit dem hochaktuellen 
Thema „Energieeffizienz von Wohnge-
bäuden – Trends im Wohnungsbau“. 
In den letzten Jahren wurde nicht nur 
das Wissen bezüglich der Anwendung 
natürlicher Baustoffe und erneuerbarer 
Energien technologisch verfeinert, auch 
die gesetzlichen Anforderungen wur-
den drastisch erhöht (zuletzt 3. Novel-
le der EnEV mit einer Verschärfung um  
30 %). Norbert Kochannek stellte zu-
nächst 14 Trends zum Wärmeschutz so-
wie der Heiz- und Lüftungstechnik vor. 
Aufgrund der rasant ansteigenden En-
ergiekosten in Deutschland nimmt der 
Stellenwert bezüglich der Steigerung 
der Energieeffizienz von Wohngebäu-
den immer weiter zu. Gütesiegel und 
Energieausweise werden immer häufiger 
nachgefragt. Der Wärmeschutz für Au-
ßenwände von Gebäuden wird kontinu-
ierlich verbessert. Dies gilt auch für die 
angepasste Heiz- und Lüftungstechnik, 
die z. B. durch Zu- und Abluft mit Wär-
merückgewinnung die Kosten für eine 
Wohnung mittelfristig halbieren kann. 
Der Trend geht also eindeutig zum Pas-
sivhaus-Standard für Neubauten.

Dass der demografische Wandel in 
Deutschland auch Einfluss auf den Be-
reich Wertermittlung hat, machte An-
dreas Ostermann (Nord/LB) mit dem 
Thema „Marktwertermittlung von Pfle-
geheimen“ deutlich. In seinem fundiert 
recherchierten Vortrag grenzte der Vor-
tragende zunächst die aktuell gebräuch-
lichen Begriffsbezeichnungen von Seni-
orenimmobilien gegeneinander ab, um 
anschließend die Seniorenpflegeimmo-
bilie als Investitionsobjekt zu betrachten. 
Um diese Spezialimmobilie bewerten zu 
können, muss man nicht nur den Pflege-
markt in Deutschland mit seinen recht-
lichen Grundlagen, dem Vergütungssy-
stem für Pflegeeinrichtungen oder den 
Trägern der Einrichtungen betrachten. 
Ebenso kennzeichnen der Pflegebedarf 
und die Nachfrageentwicklung die Se-

niorenimmobilien als Wachstumsmarkt 
und zeigen damit einen deutlichen An-
stieg der Zahl der Pflegebedürftigen 
in den kommenden Jahren. Mit diesen 
Grunddaten kann eine Potenzialana-
lyse (Angebot und Nachfrage) für den 
Pflegestandort durchgeführt werden, 
deren Ergebnisse Anhaltspunkte für 
die Risikoeinschätzung innerhalb der 
Immobilienbewertung bieten. Mit der 
Betrachtung des Ertragswertverfahrens 
gemäß Immobilienwertermittlungsver-
ordnung (ImmoWertV) für diese Art 
der Investmentimmobilien und einem 
Modellvorschlag zur Ableitung von Lie-
genschaftszinssätzen rundete Andreas 
Ostermann seinen bemerkenswerten 
Vortrag ab.

Frisch gestärkt durch eine Vielzahl italie-
nischer Speisen verfolgte das Auditorium 
(s. Abbildung 1) nach dem Mittagessen 
gespannt den Beitrag „Grundstücks-
markttransparenz durch Sprengnetter 
Expertengremien“ von Uwe Ehrhorn 
(Bewertungssachverständiger und  
ÖbVI). Mehr als 500 ehrenamtliche Mit-
glieder sind in 57 Sprengnetter Exper-
tengremien über das gesamte Bundesge-
biet verteilt tätig. Voraussetzungen für 
die Aufnahme in ein solches Experten-
gremium sind die nachgewiesene Fach-
kompetenz (Zertifizierung, Öffentliche 
Bestellung), eine belegte Berufserfah-
rung (mind. 5 Jahre Bewertungserfah-
rung) sowie umfassende Marktkompe-
tenz. Ein Expertengremium besteht aus 
einer/m Vorsitzenden (z. B. Uwe Ehrhorn 
für das Sprengnetter Expertengremium 
14), bis zu 8 weiteren Sachverständigen 
und einer/m Vertreter/in der Sprengnet-
ter GmbH. Aufgaben der Expertengre-
mien sind, die zur Wertermittlung er-
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tung. Die Finanzverwaltung bedient sich 
der veröffentlichen Daten der Gutach-
terausschüsse, um die Ertragssteuer, die 
Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Grunderwerbssteuer sowie die Grund-
steuer zu ermitteln. Dabei nutzt sie als 
gesetzliche Grundlage das Bewertungs-
gesetz (BewG), welches als Teil des Steu-
errechts bezweckt, einheitliche Regeln 
für die steuerliche Bewertung von Ver-
mögensgegenständen für alle Steuer-
rechtsgebiete aufzustellen. Wie auch 
in der ImmoWertV gibt es im BewG das 
Vergleichs-, Sachwert- und Ertragswert-
verfahren. Michael Roscher stellte für al-
le drei Bewertungsverfahren die Vorge-
hensweise nach ImmoWertV und BewG 
gegenüber und verwies dabei auch auf 
die für die Finanzverwaltung entstehen-
den Problematiken bei der Anwendung 
der Daten der Gutachterausschüsse. Ab-
schließend verwies der Vortragende auf 
die geplante Reform der Grundsteuer 
und die in diesem Zusammenhang aktu-
ell diskutierten drei Reformmodelle: das 
Verkehrswertmodell, das wertunabhän-
gige Modell und das gebäudewertunab-
hängige Kombinationsmodell. Mit dem 
Vortrag von Michael Roscher endete das 
offizielle Vortragsprogramm des ersten 
Tages in den Räumen des Finanzamtes.

Rickel, Wertermittlung / Bodenordnung

forderlichen Daten für den räumlichen 
Zuständigkeitsbereich zu ermitteln und 
zwar flächendeckend in bundeseinheit-
lichen Modellen und die Plausibilisierung 
und der Beschluss der ermittelten Ergeb-
nisse in Arbeitskreistreffen. Ziel ist die 
Ermittlung von geeigneten Marktdaten 
zum Abgleich mit bereits veröffentlich-
ten Daten der Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte und Daten aus der 
Sprengnetter Immobilienbewertung zur 
sicheren Bewertung auch schwer abzu-
schätzender Wertermittlungsobjekte. 
Die so ermittelten regionalen Daten 
werden durch die Sprengnetter GmbH in 
einem für das Bundesgebiet geltenden 
Gesamtsystem (gibt es für den Sachwert-
Marktanpassungsfaktor und den Lie-
genschaftszinssatz) harmonisiert. Dieser 
bundeseinheitliche Ansatz kann dann 
wiederum für die regionalen Märkte 
modifiziert werden.

Ein weiteres anschauliches Beispiel für 
Grundstücksmarktransparenz lieferte 
Volker Junge (Geoinformation der Frei-
en und Hansestadt Hamburg) mit dem 
Thema „Grundstücksmarkttransparenz 
in Hamburg – Anforderung an Boden-
richtwerte“. Entsprechend der Novellie-
rung des § 196 BauGB zum 1. Juli 2009 
sind Bodenrichtwerte für Richtwertzo-
nen mit nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung vergleichbaren Grundstücken 
zu bestimmen. Der Vortragende defi-
nierte zu Beginn die Begriffe Bodenricht-
wert (BRW) und Bodenrichtwertzone 
(BRZ). Ein Bodenrichtwert gilt demnach 
für einen sachlichen (Eigenschaften des 
BRW-Grundstücks), räumlichen (Lage 
des BRW-Grundstücks) und zeitlichen 
(BRW-Stichtag) Geltungsbereich und ist 
anwendbar in einem sachlichen (Span-
ne von Art und Maß der Nutzung usw.), 
räumlichen (BRZ) und zeitlichen (Zeit-
spanne zwischen BRW-Stichtagen) An-
wendungsbereich. Die Folgerungen für 
eine Bodenrichtwertzone hieraus sind, 
dass sie ein Anwendungsbereich ist, es 
innerhalb der Zone lagebedingte Wert-
unterschiede geben kann und die An-
wendung des BRW außerhalb dieser Zo-
ne ausgeschlossen ist. Zur Bildung dieser 

Bodenrichtwertzonen bedient man sich 
in Hamburg der bereits als GIS-Objekte 
vorhandenen Baublöcke. Diese Baublö-
cke wurden in Baublockseiten aufgeteilt, 
die dann als Zonenränder verwendet 
wurden. Anschließend ermittelte man 
die vorkommende Nutzung je Zone und 
stellte die lagetypischen BRW auf nor-
mierte Eckwerte um. Die Zuordnung 
der Eckwerte zu den Zonen erfolgte mit 
Hilfe früherer Bodenrichtwertauskünf-
te, geometrischer Kriterien und ergän-
zender manueller Zuordnungen. Die Ein-
schätzung der Lagewertigkeit erfordert 
jedoch weiterhin den gutachterlichen 
Sachverstand.

Einen äußerst abwechslungsreichen Vor-
trag kurz vor dem Ende des ersten Tages 
brachte Michael Roscher (BMF) dar. Mit 
seinem Referat über die „Anforderung 
der Finanzverwaltung an Grundstücks-
marktdaten“ gab er einen Einblick in 
die Bewertungspraxis der Finanzverwal-

Abb. 1: Blick ins Auditorium
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Jetzt durften die Teilnehmer ihrem Be-
wegungsdrang nachgeben und erlebten 
unter Führung von Dieter Kertscher un-
ter dem Thema „Denkmalgeschützte 
Immobilien und Grundstückswert“ eine 
historische Exkursion durch die leben-
dige Fachwerkstadt Wolfenbüttel (s. Ab-
bildung 2).

Dieter Kertscher brachte den interes-
sierten Wertermittlern sowohl die Ge-
schichte wie auch die Gegenwart seiner 
durch liebevoll restaurierte Fachwerk-
häuser geprägten Heimatstadt anschau-
lich näher. Wolfenbüttel beherbergt 
neben bedeutenden Kirchen, dem re-
präsentativen Schlossbezirk, der welt-
berühmten Herzog August Bibliothek 
und dem Lessinghaus auch die allseits 
bekannte Firma Jägermeister, die einen 
wohlschmeckenden Kräuterlikör ver-
treibt. Die Stadtführung endete in der 
Kasemattenanlage unter der Bastion 
Lindenberg. Bei Freilegung einer der 
Kasematten wurden mehrere tausend 
Kanonenkugeln aus dem Aushub ge-
borgen, darunter auch mehrere Kugeln 
für eine Steinbüchse (Mörser). Sie gehö-
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ren wohl zu jenen Kanonenkugeln, die 
um 1575 im Auftrag des Herzogs Julius 
(Braunschweig-Wolfenbüttel) gegossen 
wurden. Abbildung 3 zeigt Dieter Kert-
scher, der aktives Mitglied in der Akti-
onsgemeinschaft „Altstadt Wolfenbüttel 
e.V.“ ist, in einer der unter seiner Mitwir-
kung freigelegten Kasematten.

Der Abschluss des ersten erlebnisreichen 
Fortbildungstages wurde mit einem ge-
meinsamen Abendessen in der denkmal-
geschützten Weingrotte des Park-Hotels 
´Altes Kaffeehaus` in Wolfenbüttel be-
gangen.

Der zweite Fortbildungstag wartete 
sogleich mit anspruchsvoller Werter-
mittlungskost auf. Julia Schlingmann 
(RD Verden) und Ernst Kramer (RD Ver-
den) übernahmen abwechselnd die Vor-
stellung ihrer Präsentation mit dem The-
ma „Problemimmobilie – frei geschätzt“. 
Die Vortragenden wiesen mit Hilfe meh-
rerer Wertermittlungsobjekte zunächst 

daraufhin, dass bei vielen durch den Gut-
achterausschuss ermittelten Verkehrs-
werten für Problemimmobilien der tat-
sächlich erzielte Verkaufswert oder der 
Wert in einer Zwangsversteigerung oft 
weit unter dem Verkehrswert oder sogar 
dem Bodenwert läge. Im Nachhinein hät-
ten diese Objekte besser als Liquidations-
objekte betrachtet werden sollen. Beide 
schlussfolgerten aus dieser Erkenntnis, 
dass, wenn kaufpreis- und faktorpreisbe-
zogene Preisvergleiche nicht zum Ziele 
führen, eine AKS-gestützte intersubjek-
tive Schätzung Anwendung finden muss. 
In diesem Fall war die Problemimmobi-
lie eine Gärtnerei, deren Markchancen 
schwer kalkulierbar schienen. Nach der 
Vorstellung der Gärtnerei wurde der Ab-
lauf der Verkehrswertermittlung in die-
sem nicht leicht handhabbaren Beispiel 
vorgestellt. In ihrem Fazit wiesen Julia 
Schlingmann und Ernst Kramer darauf 
hin, dass nur das Vergleichswertverfah-
ren universell einsetzbar sei und selbst 
einzelne Vergleichspreise des „unge-
wöhnlichen Geschäftsverkehrs“ hilfreich 
seien, um in solch einem Fall eine Wer-
termittlung nachvollziehbar zu machen.

Von einem Spezialfall zum nächsten ging 
es mit der Vorstellung eines ungewöhn-
lichen Verkehrswertgutachtens über die 
Bewertung eines Erbbaurechts. Ulrike 
Tilk (RD Wolfsburg) stellte eindrucksvoll 
ihr Vortragsthema „Erbbaurecht: ak-
tuelle Fälle“ vor, in dem sie einen Erb-
baurechtsvertrag behandelte, der durch 
geändertes Planungsrecht ausgehebelt 
wurde. Situation: Das Land Niedersach-
sen als Erbbaurechtsgeber möchte das 
Erbbaurecht an einem Flurstück aufhe-
ben sowie das benachbarte Flurstück –
hier sind Erbbaurechtsnehmer und -ge-
ber ein und dieselbe Person – käuflich 
erwerben. Hintergrund ist, dass beide 
ehemals gewerblich genutzten Flur-
stücke inzwischen in einem durch einen 

Abb. 2: Rundgang mit kompetentem Stadtführer
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wenige Jahre alten Bebauungsplan aus-
gewiesenen Allgemeinen Wohngebiet 
liegen. Der aus dem Jahr 1950 stammen-
de Erbbaurechtsvertrag wies allerdings 
ausdrücklich eine gewerbliche Nutzung 
aus. Da der Erbbaurechtsnehmer jedoch 
im Jahr 2006 sein Gewerbe abgemeldet 
hatte, gilt laut Aussage der Stadt der Be-
standsschutz seit 2009 nicht mehr. Der 
Gutachterausschuss war in diesem Fall 
der Meinung, dass der Erbbaurechtsneh-
mer – für den Fall der Aufhebung des 
Erbbaurechts und des Verkaufs seines 
eigenen Flurstücks – an dem Mehrwert, 
das das Gebiet durch die geänderte pla-
nungsrechtliche Situation erfahren hat, 
partizipieren muss. Eine Reaktion der 
Oberfinanzdirektion als Auftraggeberin 
steht noch aus.

Nach diesem praxisorientierten Wer-
termittlungsfall folgte der Wechsel 
zu einem eher theoretisch geprägten 
Vortrag. Keno Borde (Universität Ol-
denburg) referierte zum Thema „Be-
wertung von Immobilien nach dem 
Discounted-Cash-Flow-Verfahren“. Der 
Discounted-Cash-Flow (DCF; dt. abge-
zinster Zahlungsstrom) beschreibt Ver-
fahren zur Wertermittlung, insbeson-
dere zur Unternehmensbewertung und 
zur Ermittlung des Verkehrswertes von 
Immobilien. Dabei hat die DCF-Methode 
die Kapitalisierung zukünftiger Ein- und 
Auszahlungen zur Grundlage. In der in-
ternationalen Marktwertermittlung wird 
das DCF-Verfahren vielfach für solche 
Objekte genutzt, die unter investitionsa-
nalytischen Aspekten gehandelt werden, 
z. B. Bürohäuser und Shopping-Center. 
Der Vortragende erläuterte detailliert 
das Verfahren in Hinblick auf Bewer-
tungsgrundlagen, Aufbau, Methodik 
und die Verfahrensübersicht. Sowohl die 
Prognose der Cash Flows als auch die des 
Diskontierungssatzes wurden im Laufe 
des Vortrags thematisiert. Inwiefern das 
DCF-Verfahren Einzug in den Alltag der 
Gutachterausschüsse hält, ist wohl frag-
lich, da eine Schwäche des DCF im Rah-
men der Ermittlung des Verkehrswertes 
von Immobilien der Mangel an allge-
mein anerkannten Verfahrensregeln 

(wie z. B. die WertV), die im Rahmen der 
Verkehrswertermittlung genutzt werden 
können, ist. Während z. B. das Ertrags-
wertverfahren zur Kapitalisierung der 
Erträge Liegenschaftszinssätze nutzt, die 
in Grundstücksmarktberichten der Gut-
achterausschüsse öffentlich ausgewiesen 
werden, beruht der Ansatz von Kapita-
lisierungs- und Diskontierungszins des 
DCF-Verfahren stark auf der Einschät-
zung des Anwenders des Verfahrens.

Doreen Eckert (RD Osnabrück) schaffte 
es mit viel Elan, die Zuhörer nach der 
Mittagspause mit ihrem Vortrag über 
die „Wertermittlungsstichtage in Bo-
denordnungs- und Sanierungsverfah-
ren“ aus der mittäglichen sauerstoff-
technischen Talsohle im Kopf zu holen. 
Zu Beginn definierte die Referentin die 
Begriffe Wertermittlungsstichtag und 
Qualitätsstichtag nach ImmoWertV und 
ging anschließend auf die Wertermitt-
lungsstichtage in der Sanierung, in der 
Umlegung und in der Sanierungsumle-
gung ein. Der Wertermittlungsstichtag 
im Sanierungsverfahren z. B. ist grund-

sätzlich der Zeitpunkt der Aufhebungs-
erklärung (Sanierungsende). Da ja be-
kanntlich keine Regel ohne Ausnahme 
gilt, ist auch die vorzeitige Festsetzung 
des Ausgleichsbetrags auf Antrag des 
Eigentümers möglich. Ebenso möglich 
ist der Abschluss eines Ablösevertrages, 
wenn das Sanierungsziel für das Grund-
stück und seine Umgebung absehbar ist. 
Und auch eine vorzeitige Entlassung ein-
zelner Grundstücke aus dem Sanierungs-
verfahren durch eine Abschlusserklärung 
verschiebt den Wertermittlungsstichtag 
vor das eigentliche Sanierungsende. 
Ähnlich spiegelten sich die Ausnahmen 
von der Regel in den anderen beiden 
Verfahren wieder. Abschließend stellte 
Doreen Eckert fest, dass neben in der 
Regel genutzten Wertermittlungsstichta-
gen viele modifizierte Wertermittlungs-
stichtage in den drei Bodenordnungsver-
fahren möglich sind. 

Katrin Kröner (RD Meppen) referierte 
anschließend über das Thema „Dauer-
wohnrecht nach Wohnungseigentums-
gesetz“. Die Begriffsbestimmung des 
Dauerwohnrechts erfolgt über § 31 Woh-
nungseigentumsgesetz (WoEigG). Das 
Dauerwohnrecht ist ein dingliches Recht 

Abb. 3: Blick in eine Kasematte
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als Mensch zu ermitteln. Das Ergebnis 
war in diesem Bewertungsfall vorherseh-
bar: einzigartige Menschen können nicht 
marktüblich betrachtet werden, sondern 
zeigen ihren Wert durch ihr Tun und 
Handeln. Siegmar Liebig würdigte eben 
dieses Tun und Handeln mit diversen Be-
weisfotos aus dem Arbeitsleben Dieter 
Kertschers. Mit einem Blumenstrauß und 
einer Zeichnung des Salzburger Künst-
lers Michael Ferner beschenkt, bedankte 
sich dieser sichtlich gerührt bei allen Be-
teiligten (s. Abbildung 4).

Die Verabschiedung von Dieter Kert-
scher war der Höhepunkt einer rundum 
gelungenen Veranstaltung. Mit einer 
hervorragenden Mischung aus internen 
und externen Vortragenden sowie in-
teressanten Vortragsthemen wird diese 
Fortbildungsveranstaltung allen Teilneh-
mern noch lange positiv in Erinnerung 
bleiben. Großer Dank dafür sei Siegmar 
Liebig und Dieter Kertscher sowie allen 
weiteren – hier nicht genannten – Or-
ganisatoren und Organisatorinnen an 
dieser Stelle gesagt.

Alle Vorträge dieser Fortbildungsveran-
staltung finden Sie im Intranet der 
VKV/NVL.
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und ist veräußerlich, vererblich und be-
rechtigt zur Vermietung und Verpach-
tung. Es kann gepfändet und verpfändet 
werden, jedoch nicht mit Grundpfand-
rechten, Wohnungsrechten oder Real-
lasten belastet werden. Vergleicht man 
die Eigenschaften des Dauerwohnrechts 
mit den Eigenschaften des Wohnungs-
eigentums, des Wohnungsrechts und 
des Nießbrauchs, so erkennt man, dass 
das Dauerwohnrecht Eigenschaften aus 
allen drei anderen Rechten beinhaltet. 
Die Grundlagen zum Dauerwohnrecht 
untermauerte Katrin Kröner mit drei 
sehr unterschiedlichen Praxisbeispielen. 
In ihrem Fazit machte die Vortragende 
deutlich, dass die Bewertung eines Dau-
erwohnrechts recht schwierig ist, da es 
zum einen selten vorkommt und zum an-
deren keine landesweiten Vergleichsfälle 
vorliegen. So muss der sachverständige 
Gutachter in jedem Einzelfall eine indi-
viduelle Lösung finden.

Eine vielen Anwesenden unbekannte 
Thematik stellte Uwe Strauß (RD Ha-
meln) mit seinem Vortrag über „Die Ne-
benintervention oder soll der GAG in 
einem Zivilprozessverfahren als Streit-
helfer beitreten“ vor. Nebeninterventi-
on (§ 66 ZPO), auch Streithilfe genannt, 
liegt vor, wenn sich jemand im eigenen 
Namen wegen eines eigenen rechtlichen 
Interesses an einem fremden Zivilprozess 
beteiligt, ohne selbst Partei zu sein. Der 
Nebenintervenient (= Streithelfer) tritt 
im Prozess einer der beiden Parteien bei, 
um diese zu unterstützen. Der Beitritt 
des Streithelfers auf Seiten einer der Par-
teien des Rechtsstreits wird häufig durch 
eine Streitverkündung der Hauptpartei 
veranlasst (§ 72 ZPO). Der Gutachteraus-
schuss erstellte ein Gutachten über ein 
bebautes Grundstück mit Wohnrecht. 
Die Immobilie wurde anschließend zu 
einem wesentlich geringeren Verkaufs-
wert veräußert. Gegen den notariellen 
Kaufvertrag erhob der Verkäufer Kla-
ge wegen Sittenwidrigkeit. Der Kläger 
verkündete im laufenden Verfahren 
dem Gutachterausschuss den Streit mit 

der Aufforderung, dem Rechtsstreit auf 
Seiten des Klägers beizutreten. Ein im 
Klageverfahren angefordertes externes 
Gutachten wies einen ähnlich niedrigen 
Verkehrwert aus, wie tatsächlich durch 
den Verkauf erzielt wurde, sodass der 
Kläger aufgrund dessen befürchtete, 
den Rechtsstreit zu verlieren. Sollte das 
vom Gericht eingeholte Gutachten zu-
treffend sein und der Kläger unterliegen, 
hätte er einen Regressanspruch gegen 
den Streitverkündeten, also den Gutach-
terausschuss. Uwe Strauss beschrieb die 
Folgen dieser Streitankündigung bis zum 
Urteil und darüber hinaus und gab Emp-
fehlungen, auf welche fachlichen Dinge 
in solch einem Fall zu achten ist.

Das abschließende Vortragsthema „50 
Jahre Grundstücksmarkttransparenz in 
Niedersachsen“ entpuppte sich als Platz-
halter für die Verabschiedung von Dieter 
Kertscher im Rahmen der Fortbildungs-
reihe Wertermittlung/Bodenordnung. 
Ulrike Tilk stellte zunächst äußerst an-
schaulich und amüsant ihre Untersu-
chungen dar, Dieter Kertscher als Werter-
mittlungsobjekt zu betrachten und mit 
Hilfe des Vergleichs-, Sachwert- und Er-
tragswertverfahrens, dessen Marktwert 

Abb. 4: Verabschiedung Dieter Kertscher
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ALKIS-Datenaustausch mit ÖbVI – Erste 
Fortführung mit ALKIS-Daten im April 
erfolgreich durchgeführt

Am 14. April 2011 haben die Kataster-
ämter Braunschweig (LGLN – Regionaldi-
rektion Braunschweig) und Syke (LGLN – 
Regionaldirektion Sulingen) den Produk-
tionsbetrieb ALKIS aufgenommen. Das 
ÖbVI-Büro Ehrhorn, das in der Projekt-
gruppe „Pilotverfahren ALKIS-Daten-
austausch mit ÖBVI“ mitarbeitet, hat am  
15. April 2011 im Echtbetrieb mittels NAS 
die bereits vorhandenen Vermessungs-
unterlagen ALKIS-konform komplettiert 
bekommen. Am 19. April ist das erste Ge-
bäude vor Ort in ETRS89/UTM32 erfasst 
und am 20. April ALKIS-konform in der 
Stufe 2 (jetzt: Variante 2) ausgewertet 
worden. Auch die Datenrückgabe ist in 
Variante 2 erfolgt. Mit der Fertigungs-
aussage auf dem Fortführungsriss ist am 
selben Tag die Eintragung der Gebäude-
vermessung in das Liegenschaftskataster 
(ALKIS) schriftlich beantragt worden.

information

Am 27. April haben Andreas Teuber 
(Dezernatsleiter Liegenschaftskataster/
Vermessung in der Regionaldirektion 
Sulingen des LGLN), Franz Thiel (Fachbe-
reichsleiter Geoinformationsdienste im 
Geschäftsbereich Landesvermessung und 
Geobasisinformation des LGLN), Jendryk 
Schmidt (Projektleiter ALKIS im ÖbVI-
Büro Ehrhorn) und Uwe Ehrhorn (ÖbVI) 
dieses freudige Ereignis der örtlichen 
Presse vorgestellt.

Um diesen Entwicklungsstand zu errei-
chen, haben die Angehörigen des ÖbVI-
Büros bis zu diesem Zeitpunkt ca. 700 
Stunden in die Mitarbeit in der o. g. Pro-
jektgruppe, in Abstimmungsgespräche 
mit Softwareentwicklern, in die Einfüh-
rung neuer Software und in Tests inve-
stiert

Uwe Ehrhorn

P. S.: Am 4. Mai 2011 haben wir festge-
stellt, dass die Gebäudevermessung in 
das Liegenschaftskataster eingetragen 
worden ist.

Vorstellung der Arbeitsergebnisse (v.l.n.r.: Franz Thiel, Andreas Teuber, Jendryk Schmidt, Uwe Ehr-
horn; Foto: Sven Marquart, Kreiszeitung)

Auszug aus dem Achimer Kurier (28. April 2011)
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Geschäftsbereich 2 beauftragt. Stefan 
Willgalis hat im Rahmen der Führungs-
kräftequalifizierung eine Projektarbeit 
zur Weiterentwicklung der Laufbahn-
ausbildung in der Laufbahngruppe 2 im 
LGLN abgeschlossen und verfügt über 
langjährige Erfahrung in der Aus- und 
Weiterbildung im Hochschulsektor.

Die niedersächsische Referendarausbil-
dung genießt bundesweit einen hervor-
ragenden Ruf. Das ist der gemeinsame 
Verdienst des langjährigen Ausbildungs-
leiters Klaus Kertscher, der Seminarlei-
tungen, der zahlreichen engagierten 
Lehrkräfte und aller Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die sich in den Dienst-
stellen um den Berufsnachwuchs küm-
mern.

Für dieses Engagement sei allen Beteili-
gten an dieser Stelle einmal ganz herz-
lich gedankt, verbunden mit der Bitte 
die „Neuen“ ebenso zu unterstützen!

Sandra Rausch

Generationswechsel in der Beamtenaus-
bildung

Prof. Klaus Kertscher, seit 31 Jahren 
Ausbildungsleiter der Vermessungsrefe-
rendarinnen und -referendare, wurde 
im Mai diesen Jahres in den Ruhestand 
verabschiedet. Bis zur Auflösung der Be-
zirksregierungen war er für das Vermes-
sungsreferendariat in Weser-Ems verant-
wortlich. Nach der Verwaltungsreform 
2005 leitete er die Laufbahnausbildung 
in Niedersachsen, sowohl für die Refe-
rendarinnen und Referendare als auch 
für die Anwärterinnen und Anwärter.

Als langjähriger Prüfer beim Ober-
prüfungsamt war Klaus Kertscher seit 
2006 stellvertretender Vorsitzender im 
Prüfungsausschuss Vermessungs- und 
Liegenschaftswesen. Über seine Ausbil-
dungs- und Vortragstätigkeit in der Nie-
dersächsischen Vermessungs- und Kata-
sterverwaltung (VKV) hinaus war er an 
der Jade Hochschule in Oldenburg seit 
1988 Lehrbeauftragter und Honorarpro-
fessor für die Fächer Liegenschaftskata-
ster sowie Präsentationstechnik.

Von seinen vielfältigen Erfahrungen in-
nerhalb und außerhalb der VKV haben 
alle Referendarinnen und Referendare 
profitiert. Er setzte sich stets für deren 
Belange ein, organisierte zusätzliche 
Seminare wie beispielsweise ein As-
sessmentcenter-Training und initiierte 
einen Pressewettbewerb. Nicht zuletzt 
berichtete Klaus Kertscher regelmäßig 
in diesem Nachrichtenheft über aktuelle 
Ausbildungs- und Prüfungsangelegen-
heiten.

Die Ausbildung in der Laufbahngrup-
pe 2 wird künftig gemeinsam von den 
Geschäftsbereichen 1 und 2 des Landes-
amtes für Geoinformation und Landent-
wicklung Niedersachsen (LGLN) koordi-
niert. Wolfgang Weber (Geschäftsbereich 
1) bleibt unverändert Ansprechpartner 
für Anwärterinnen und Anwärter, Re-
ferendarinnen und Referendare sowie 
Lehrkräfte, Prüferinnen und Prüfer in al-
len organisatorischen Ausbildungs- und 
Prüfungsangelegenheiten. 

Die fachliche Koordinierung der Aus-
bildung für die Laufbahngruppe 2 wird 
durch den Geschäftsbereich 2 wahrge-
nommen. Diese Aufgabe umfasst sowohl 
die Betreuung der Anwärterinnen und 
Anwärter sowie der Referendarinnen 
und Referendare als auch die Abstim-
mung innerhalb der VKV in grundsätz-
lichen fachlichen und inhaltlichen Fra-
gen. Weiterhin gehört die Vertretung 
der VKV in Ausbildungsangelegenheiten 
der Laufbahngruppe 2 gegenüber an-
deren Landesbehörden und externen 
Stellen wie der AdV oder den Hoch-
schulen dazu. Ansprechpartner für alle 
an der Laufbahnausbildung Beteiligten 
ist Stefan Willgalis. Er war bisher schon 
mit der Koordinierung des Ausbildungs-
abschnitts Dienst- und Fachrecht im 

information
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Dieter Kertscher verabschiedet sich in 
den Ruhestand 

Dieter Kertscher geht nach über 36 Jah-
ren in der Niedersächsischen Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung in den 
Ruhestand. In dieser Zeit war er in ver-
schiedenen Leitungsfunktionen an der 
Spitze Niedersächsischer Vermessungs- 
und Katasterbehörden, zuletzt als Leiter 
der Regionaldirektion Braunschweig des 
LGLN, tätig. 

Im Renaissancesaal des Wolfenbütteler 
Schlosses, dem Ort, wo Dieter Kertscher 
vor 25 Jahren als Leiter des Kataster-
amtes Wolfenbüttel in sein Amt ein-
geführt wurde, feierte der 65-jährige 
Leitende Vermessungsdirektor jetzt mit 
200 Gästen seinen Abschied aus dem 
aktiven Berufsleben. Neben der Familie 
Kertscher nahmen viele berufliche Weg-
begleiter aus Verwaltung, Ministerien, 
Universitäten und der Regionaldirektion 
Braunschweig an der Feierlichkeit teil.

Als „Pflicht und Ehre“ bezeichnete Wolf-
gang Draken, Vorstandsvorsitzender des 
LGLN, seinen Auftritt als Laudator und 
betonte, dass „wie bei vielen ein la-
chendes und ein weinendes Auge dabei 
ist, Dieter Kertscher in den Ruhstand zu 
verabschieden“.

information

v. l.: Wolfgang Draken, Dieter Kertscher

In seiner Abschiedsrede blickte Wolf-
gang Draken auf die gemeinsamen Stu-
dientage in Hannover und auf die be-
ruflichen Stationen zurück. Er würdigte 
Dieter Kertscher als ein Organisationsta-
lent, der seine Aufgabe als leitender Be-
amter für das Land Niedersachsen aus-
gezeichnet erfüllt habe. „Ich wünsche 
Dir einen dosierten Ruhestand, damit 
er kein Unruhestand wird“. Mit diesen 
Worten schloss der Vorstandsvorsitzen-
de seine Laudatio und überreichte ab-
schließend Dieter Kertscher die Entlas-
sungsurkunde verbunden mit dem Dank 
des Niedersächsischen Innenministers. 
Der „berühmt-berüchtigte“ Landkar-
tengutschein der Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung durfte natürlich nicht 
fehlen.

Während seiner beruflichen Laufbahn 
hat sich Dieter Kertscher einen beacht-
lichen Ruf als nationaler und internati-

onaler Wertermittler erworben. Er ist 
Mitautor im Loseblatt-Fachbuch für Im-
mobilienwertermittler Gerady/Möckel/
Troff: „Praxis der Grundstücksbewer-
tung“ und war langjähriger Leiter des 
Bundes-Arbeitskreises 6 „Immobilien-
wertermittlung“ des Deutschen Vereins 
für Vermessungswesen (DVW). Darüber 
hinaus war Dieter Kertscher seit 2002 
Mitglied der internationalen FIG-Com-
mission 9: “Valuation and Management 
of Real Estate“ und in dieser Funktion 
deutscher Vertreter an den jährlichen 
FIG-Weltkongressen. Eine besondere 
Ehre wurde Dieter Kertscher zuteil, als 
er als Mitglied eines vom Bundesmini-
sterium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung einberufenen Sachverstän-
digen-Gremiums zur Fortentwicklung 
des deutschen Wertermittlungsrechts 
berufen wurde und dort die neue deut-
sche Immobilienwertverordnung mit ge-
stalten durfte.
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Neben weiteren zahlreichen Überbrin-
gern von Glückwünschen und Präsenten 
sprach Thomas Mayar als Vertreter des 
Übergangspersonalrates seinen Dank 
für die gute Zusammenarbeit der zu-
rückliegenden Jahre aus. 

Für ihren „Chef“ hatten sich die Beschäf-
tigten der Regionaldirektion Braun-
schweig viele nette Überraschungen 
ausgedacht. So musste er seine Quali-
täten als Vermessungsingenieur un-
ter Beweis stellen und eine verzwickte 
Vermessungsaufgabe unter Mitwirkung 
erfahrener „Messgehilfen“ lösen, oder 
er musste sich als „Germanys Next TOP-
Ruheständler“ kniffligen Fragen des be-
liebten Duos „Köpnick/Michel“ stellen.

Etwas Besonderes hatten sich die Kol-
leginnen und Kollegen des Dezernates 
7 ausgedacht. In der Frage-Show „Wer 
wird Domänenspezi?“ bestand Dieter 
Kertscher die Eine-Million-Frage des 
Quizmasters Heinrich Hennigs bravou-
rös.

Es liegt in der Art und Weise seines En-
gagements, dass Dieter Kertscher sich 
nicht schlagartig aus all den Gremien 
zurückziehen wird. Der DVW hat ihn 
vorsorglich schon mal in das Editorial-
Board berufen, um die hohe Qualität 
der Zeitschrift für Vermessungswesen 
(ZfV) für den Bereich der Wertermitt-
lung aufrecht zu erhalten. Insofern dürf-
te er seinen „Lieblings-Tätigkeitsfeld der 
Grundstückswertermittlung“ noch ein 
paar Monate oder auch Jährchen treu 
bleiben.

Volker Stegelmann

Informationen

v. l.: Renate Weidemann, Die-
ter Kertscher, 
Frank Bethmann

v. l.: Dagmar Michel, 
Dieter Kertscher, 
Simone Köpnick

v. l.: Dieter Kertscher, 
Heinrich Hennigs
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Verabschiedung von Klaus Kertscher in 
den Ruhestand

Am 24.5.2011 wurde der Leiter der Re-
gionaldirektion Osnabrück Prof. Klaus 
Kertscher im Rahmen einer Feierstun-
de im Sitzungssaal des Kreishauses in 
Osnabrück offiziell in den Ruhestand 
verabschiedet. Hierzu waren zahlreiche 
Ehrengäste und Vertreter aus Politik 
und Verwaltung erschienen. Nahezu 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
haben an der Veranstaltung teilgenom-
men und damit der Veranstaltung einen 
würdigen Rahmen verliehen.

Nach der Begrüßung der über 200 Gä-
ste durch seinen Stellvertreter Norbert 
Wencker ließ der Vorstandsvorsitzende 
des Landesamtes für Geoinformation 
und Landentwicklung Niedersachsen 
(LGLN), Wolfgang Draken, zunächst 
den beruflichen Werdegang von Klaus 
Kertscher Revue passieren. Als „älterer“ 
Zwilling hat er sich für Oldenburg als 
zweite Heimat entschieden. Nach seiner 
über 24-jährigen Zeit bei der Bezirks-
regierung Weser-Ems ist er nach deren 
Auflösung im Jahre 2004 zur VKB Osna-
brück gewechselt. In 2005 wurde er zum 
Behördenleiter der neugeschaffenen 
Behörde für Geoinformation, Landent-
wicklung und Liegenschaften Osnabrück 
(GLL) ernannt. Aus seinem Amt als Leiter 
der Regionaldirektion (RD) Osnabrück 
im (LGLN) wird er nun in den Ruhestand 
verabschiedet.

„Mit Klaus Kertscher verliert die Ver-
waltung einen Repräsentanten und 
vorbildlichen Vorgesetzten, der nur sehr 
schwer zu ersetzen sein wird“, betonte 
Wolfgang Draken. Sein Organisationsta-
lent, seine Freude und sein Interesse am 
Menschen seien seine Markenzeichen. 
Er habe sich u. a. engagiert in der Aus-
bildung des Nachwuchses, in der Fortbil-
dung, als Redakteur der NaVKV und im 
DVW, dessen Landesvorsitzender er über 
18 Jahre war. 

Als Vertreter des Oberprüfungsamtes 
(OPA) würdigte Prof. Dr. Klaus Kummer 
in seiner Laudatio die langjährige Tätig-
keit von Klaus Kertscher als Prüfer. In sei-
ner 18-jährigen Mitgliedschaft im Prü-
fungsausschuss hat er sich intensiv für 
die Förderung des Berufsnachwuchses 
eingesetzt und damit für die Sicherung 

Informationen

v. l.: Klaus Kertscher mit seinem Zwillingsbruder Dieter Kertscher
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der Zukunft des Berufsfeldes gesorgt. 
Er habe sich strikt an seinen Grundsatz 
„Halte, was du versprichst“ gehalten 
und sei seinen Referendarinnen und Re-
ferendaren, deren Ausbildungsleiter er 
über 31 Jahre war, stets auf „Augenhö-
he“ und immer präsent begegnet. 

Der Dekan der Jadehochschule Prof. Dr. 
Hero Weber stellte ebenfalls die beson-
deren Verdienste von Klaus Kertscher 
in der Referendarsausbildung heraus. 
Dabei hob er die Einführung des Weser-
Ems-Seminars als Ergänzung zu den ein-
tägigen Seminaren in Hannover beson-

ders hervor. „Dies hat sicherlich mit dazu 
beigetragen, dass die Referendare aus 
Weser-Ems viermal den Bundessieger 
stellten“, betonte Weber. Er bedankte 
sich bei Klaus Kertscher für die lang-
jährige Tätigkeit als Lehrbeauftragter 
in den Fächern Liegenschaftskataster 
und –recht und Präsentationstechnik, 
die er seit 1988 inne hat. Gleichzeitig 
freue er sich nun darauf – und mit Si-
cherheit auch die Studierenden – dass 
der Honorarprofessor Klaus Kertscher in 
nächster Zeit wieder mehr in Oldenburg 
sein werde. 

Landrat Manfred Hugo lobte die gute 
Zusammenarbeit mit der leider allzu 
häufig ihren Namen wechselnden Be-
hörde. Als Hauptberührungspunkte 
seien die Landentwicklung und die Nut-
zung der Geodaten zu erwähnen. „Dass 
ein Osnabrücker einen Oldenburger 
lobt, sei schon etwas Besonderes“, fügte 
Manfred Hugo verschmitzt hinzu.

Für die Bürgermeister der Städte, Ge-
meinden und Samtgemeinden im Osna-
brücker Land bedankte sich Bürgermei-
ster Günter Harmeyer aus Bad Essen für 
die ebenfalls gute und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit den Kommunalver-
tretern. „Ich habe Sie als aufgeschlos-
senen Menschen kennengelernt, der 
Spuren im Osnabrücker Land hinterlas-
sen hat“, betonte Günter Harmeyer. Die 
Kommunen haben vielfältige Unterstüt-
zung, z. B. in Flurbereinigungsverfahren 

und der Dorferneuerung, der Verab-
schiedung von drei „Integrierten länd-
lichen Entwicklungskonzepten“ (ILEK) 
und der Bereitstellung von Geobasis-
daten erhalten, um die Entwicklung des 
ländlichen Raumes voranzubringen und 
das Leben in den Kommunen nachhaltig 
zu verbessern.

Informationen

v. l.: Klaus Kertscher, Wolfgang Draken
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Ulrich Koth von der RD Otterndorf hielt 
als Vertreter der Leitungen der RD eine 
von vielen gemeinsamen und persön-
lichen Erlebnissen geprägte Laudatio. 
Dabei hob er das besondere Harmonie-
bedürfnis von Kertscher hervor, das zu 
seinem Lebensinhalt wurde. „Dir ist es 
gelungen, das Berufsbild des Geodäten 
neu aufzupolieren und zu prägen“, be-
tonte Ulrich Koth.

„Sie sind hier in Osnabrück mit offenen 
Armen aufgenommen worden und dass 
die Beschäftigten hinter Ihnen stehen 
und sich mit Ihnen verbunden fühlen, 
zeigt die Teilnahme aller, die es einrich-
ten konnten, an dieser Verabschiedungs-
feier teilzunehmen“, betonte Norbert 
Wencker. Er verwies auf die zahlreichen 
von Klaus Kertscher initiierten Veran-
staltungen in Osnabrück, verbunden 

mit Stadtführungen nach Feierabend 
mit abschließendem Bierchen im Ram-
pendahl. Die erheblichen Herausforde-
rungen durch die Neuorganisation der 
Behördenstruktur erforderten ein hohes 
Maß an persönlichem Einsatz und Enga-
gement. „Sie haben das Schiff Regional-
direktion Osnabrück durch die bisweilen 
stürmische See geführt und auf Kurs ge-
halten“. Er verwies dabei auch auf seine 
besonderen menschlichen Qualitäten 
wie Ruhe, Geduld und Gelassenheit, 
stets freundlich und zuvorkommend, 
ein offenes Ohr für jeden. Bei den Be-
schäftigten besonders gut angekommen 
seien die ganz persönlichen Geburts-
tagsgrüße für jeden einzelnen auf Kar-
ten mit handgezeichneten Motiven aus 
der Region Osnabrück.

Für den Personalrat wies Helmut Bei der 
Kellen auf die „besonderen Gefahren“ 
des künftigen Ruhestandes hin, aber 
zugleich auch auf die Möglichkeit, all 
die persönlichen Interessen zu pflegen, 
die in der Hast des Alltages zu kurz ge-

kommen sind. Die Zusammenarbeit mit 
dem Personalrat sei immer offen, ehrlich 
und vertrauensvoll gewesen, so dass die 
beim Amtsantritt von Klaus Kertscher 
an den Personalrat übergebene „Gelbe 
Karte“ für eventuelles fehlerhaftes Ver-
halten gegenüber den Beschäftigten 
vom Personalrat nun unbenutzt zurück-
gegeben wurde.

Als Überraschungsgäste erschienen 
der berühmte Carl Friedrich Gauß (ali-
as Helmut Wissel) und sein Sohn (ali-
as Horst Suhre). In kurzweiliger Form 
wurden Vergleiche der Leistungen von 
Klaus Kertscher mit denen von Gauß 
angestellt. So zum Beispiel von Klaus  
Kertschers besonderen Rechenkünsten 
wie 1 + 1 = 1, kreiert aus Anlass des Zu-
sammenwachsens der beiden damaligen 
Ämter Katasteramt und Amt für Agrar-
struktur zur GLL, bis hin zu seinen sport-
lichen Aktivitäten im Basketball. Als An-
erkennung für seine Verdienste wurde 
Klaus Kertscher ein erstes druckfrisches 
Bündel an 10 DM Scheinen, bedruckt mit 
seinem Konterfei und der Erde als Kar-
toffel überreicht. 

Des weiteren erhielt er noch einen Trop-
fen Original Osnabrücker Kertscher 
Geist, verbunden mit einem in Anleh-
nung an die UTM-Koordinaten verse-
henen modernen Trinkspruch „East and 
North” und erlesene Weine aus dem 
Weinanbaugebiet „Osnabrücker Süd-
hanglage in Nahne”, dem Zweitwohn-
sitz von Klaus Kertscher, sowie weitere 
Aufmerksamkeiten von den Beschäf-
tigten und Gästen.

Helmut Wissel

Informationen

v. l.: Klaus Kertscher, Helmut Wissel, Horst Suhre
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Vermessungs- und Sachverständigen-
büro Ehrhorn für den Großen Preis des 
Mittelstandes 2011 nominiert

Im November 2010 ist das Vermessungs- 
und Sachverständigenbüro des Öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieurs 
Uwe Ehrhorn aus Achim für den Großen 
Preis des Mittelstandes 2011 nominiert 
worden. Im Mai 2011 ist das ÖbVI-Büro 
von der Jury des Wettbewerbes „Gro-
ßer Preis des Mittelstandes“ auf die 
sogenannte Jury-Liste gesetzt worden 
und hat damit erfolgreich die 2. Stufe 
dieses renommierten Wettbewerbes er-
klommen. In einer kleinen Feierstunde 
hat der Bürgermeister der Stadt Achim, 
Uwe Kellner, die Urkunde überreicht. 
Der jährliche Wettbewerb „Großer Preis 
des Mittelstandes“ der Oskar-Patzelt-
Stiftung hat sich seit der Erstverleihung 
1995 zum wichtigsten deutschen Mittel-
standswettbewerb entwickelt. Im Jahr 
2011 sind insgesamt 3.552 Unterneh-
men von über 1.000 Kommunen, Insti-
tutionen und Verbänden für den Wett-
bewerb nominiert worden. Nach der 
Auswertung der von den Nominierten 

bereitgestellten Bewerbungsunterla-
gen sind bundesweit noch 793 und nie-
dersachsenweit noch 35 Unternehmen 
übrig geblieben.

Wettbewerbskriterien sind:

– Gesamtentwicklung des Unterneh-
mens,

– Schaffung/Sicherung von Arbeits- 
und Ausbildungsplätzen,

– Modernisierung und Innovation,
– Engagement in der Region,
– Service und Kundennähe /Marke-

ting.

Uwe Ehrhorn

Übergabe der Urkunde, v.l.: Bürgermeister Uwe Kellner, Dipl.-Ing. Uwe Ehrhorn, Wirtschaftsförderer 
Dr.  Stephan Leenen, 
Foto: H. Laue, Achimer Kreisblatt

Informationen
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Karte von Ubbo Emmius (1599) ein, die 
für fast 200 Jahre Grundlage für viele 
nachfolgende Ostfrieslandkarten war. 
Emmius hatte eigene Vermessungen für 
die Fertigung seiner Karte durchgeführt, 
so dass diese erheblich exakter als alle 
anderen Karten dieser Zeit war.

Natürlich wird von Lutz Albers auch die 
Ostfrieslandkarte des Ehrenreich Ger-
hard Coldewey von 1730 besprochen; 
diese Karte kann als mehrfarbige Re-
produktion (Maßstab ca. 1:204.000, For-
mat 71,9 x 68,4 cm) beim Landesamt für 
Geoinformation und Landentwicklung  
Niedersachsen (LGLN) bezogen werden.

Biografische Daten der Kartenmacher 
und -händler sowie ein Literaturver-
zeichnis runden die Veröffentlichung 
ab. Da die Karten überwiegend ver-
kleinert abgedruckt wurden, wären bei 
den Erläuterungen Angaben zu dem un-
gefähren Maßstab der Kartenoriginale 
wünschenswert gewesen.

Lutz Albers, gebürtiger Ostfriese aus 
Leer, von Beruf Zahnarzt und daneben 
kartophiles Mitglied im „Freundeskreis 
für Cartographica“ in Berlin, muss für 
dieses umfassende Werk gedankt wer-
den. Sein Buch ist bei einem guten 
Preis ein Muss nicht nur für Ostfriesen 
sondern für jeden Freund historischer 
Kartenwerke. Weil Lutz Albers ganz be-
wusst einen Zeitschnitt um das Jahr 1800 
gemacht hat, besteht nach Studium sei-
nes Werks Frisia Orientalis der Wunsch 
nach einer Fortsetzung mit einem Topo-
graphischen Atlas Ostfriesland, der die 
Karten der letzten zwei Jahrhunderte 
beinhaltet.

Nachsatz: 

Ohne Ostfriesenwitz geht es auch hier 
nicht: Eine Ostfriesin kommt in die Buch-
handlung und sagt: ‚Ich hätte gern ei-
nen Globus von Ostfriesland!‘ 

Diesen Globus hat Lutz Albers jetzt ge-
schaffen – und das nicht nur für Ostfrie-
sen!

Hans-Gerd Becker

Buchbesprechungen
Frisia Orientalis – Alte Karten und Ge-
schichte von 1550 bis 1800

Von Lutz Albers

1. Auflage, Dezember 2010
Bildband im Format 30,0 x 24,5 cm
192 Seiten mit zahlreichen 4 farbigen 
Landkarten
gebundene Ausstattung, Schutzum-
schlag, 36,80 E
ISBN-13: 9783939870845
Verlag: Soltau Kurier Norden GmbH

Weites plattes Land hinterm Deich, Ja-
debusen, Windmühlen und Fischkutter, 
Ostfriesen-Tee mit Kluntje und Honigku-
chen, Heimat von Otto Waalkes und Karl 
Dall, Plattdüütsch als Weltsprook, Pad-
stockspringen, Boßeln und Klootschie-
ßen, Ostfriesenpalme, Granat und Watt-
würmer, all das kennt man – neben einer 
Handvoll derber Ostfriesenwitze, aber 
auch einem gepflegten friesisch-her-
bem Jever-Pils – gemeinhin in Deutsch-
land vom nordwestlichsten Landstrich 
Deutschlands. Seit dem 8. Jahrhundert 
besaß Ostfriesland einen Sonderstatus 
im Römischen Reich Deutscher Nation; 
bis heute spiegelt sich dies in charakte-
ristischen Merkmalen von Land und Leu-
ten wider.

Knapp 50 Jahre nachdem von Arend 
Lang mit Heft 6 der Reihe „Hier büst Du 
to Huus“ erstmals mit einer Abhandlung 
„Kleine Kartengeschichte Frieslands zwi-
schen Ems und Jade“ über die Geschich-
te der Kartographie Ostfrieslands infor-

Abb. 1: Frisia Orientalis

mierte, hat nun Lutz Albers mit einem 
prächtig zu nennenden Werk einen 
vollständigen Überblick der kartogra-
phischen Entwicklung mit Bezug auf die 
Region Ostfriesland gegeben. Regelmä-
ßige Leser des Ostfriesland-Magazins ha-
ben schon von dieser Veröffentlichung 
erfahren, mit der man das Weite suchen 
kann und die Nähe Ostfrieslands findet.

Lutz Albers hat bewusst einen Zeitbogen 
von 1550 bis 1800 gespannt, da seiner 
Ansicht nach die Karten ab 1800, gefer-
tigt auf der Grundlage topographischer 
Vermessungen, zwar exakter wurden 
aber bei stärkerer Uniformität kunsthi-
storisch an Charme verloren haben.

Lutz Albers leitet sein Werk ein mit Aus-
führungen zum Nutzen der Karten in 
dem betrachteten Zeitraum der frühen 
Neuzeit und gibt dann einen detail-
lierten Überblick über die Anfänge der 
kartographischen Darstellung Ostfries-
lands. Für wenige deutsche Regionen 
lässt sich so exemplarisch die Entwick-
lung mit Karten aufzeigen wie für Ost-
friesland. In erster Linie liegt der Grund 
dafür in der engen Verbindung zu den 
Niederlanden, dem „Land der Karten-
macher“, wo der große Kartograph 
Wilhelm Blaeu gefordert hatte, für eine 
gute Karte müssten Wissenschaft und 
Kunst zusammenkommen.

Den Hauptteil der Publikation bildet die 
Kartensammlung, in der Karten zur Re-
gion vierfarbig abgedruckt sind (tlw. in 
Ausschnitten) und kurz besprochen wer-
den. Namen wie z. B. Sgrooten, Güsse-
feld, Blaeu, Hondius, Fabricius, Mercator 
oder Bowen zeigen, dass sich die bedeu-
tenden Kartographen jener Zeit auch 
der norddeutschen Küstenregion an der 
Grenze zu den Niederlanden widmeten. 
Neben Faksimiles von über 60 Landkar-
ten beinhaltet das Werk auch eine Dar-
stellung zu Grundrissen der Städte und 
festen Plätze in Ostfriesland (23 Pläne, 
dabei besonders schöne Pläne der befe-
stigten Städte Emden und Jever). Albers 
geht besonders auf die Ostfriesland-

Buchbesprechung
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Nachrichten
der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung

Ansprechpartner für die NaVKV „vor Ort“

Hinweise zur Gestaltung und Form von Beiträgen

Beiträge für die NaVKV werden von der Schriftlei-
tung bis zum Ersten des ersten Quartalsmonats auf 
CD-ROM mit einem Ausdruck oder per E-Mail (LGLN-
Postfach-GB2@lgln.niedersachsen.de) angenommen. 
Der Text ist im Fließtext als Microsoft Word-Doku-
ment bereitzustellen. Soweit Tabellen, Grafiken oder 
andere Abbildungen verwendet werden, sind diese 
als analoge Druckvorlage oder entsprechende Gra-
fik- (Format EPS) oder Bilddatei (Format TIF oder 
JPG) abzugeben; in dem Text sind dazu die entspre-
chenden Stellen mit dem Datei- oder Abbildungs-
namen z. B. (Autor001.tif) in rot und zentriert zu 
markieren. Bitte beachten: Keine Absatznummerie-
rungen vornehmen, Textuntergliederungen werden 
durch Schriftfarbe und Schriftschnitt unterschieden. 
Dateien, die für die Versendung per E-Mail oder CD-
ROM komprimiert werden, sind im Format ZIP zu 
versenden.
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